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Editorial

Mit dieser Nummer setzen wir die Auseinandersetzung fort, die 
wir mit der Klima-Nummer „Unser Haus brennt!“ (SH 178) be-
gonnen haben und die uns wohl noch länger beschäftigen wird. 
Ausgangspunkt ist diesmal das von Ulrich Brand und Markus Wis-
sen entwickelte Konzept der Imperialen Lebensweise (IL)1, das bei 
Erscheinen des Buches 2017 offensichtlich einen Nerv getroffen 
hat. Besonders innerhalb der Linken hat damit eine recht leben-
dige Diskussion begonnen, die wir hier – im Rahmen unserer 
Möglichkeiten – dokumentieren wollen. Als schulheft sehen wir 
uns natürlich verpflichtet, die Möglichkeiten und Anregungen, die 
das Konzept IL anbietet, für den schulischen Unterricht und die 
Politische Bildung zu prüfen. 

Das Reizvolle an diesem Konzept ist, dass es sozusagen zwei 
Seiten hat: das kritische Analyseinstrument Imperiale Lebenswei-
se auf der einen Seite und das politisch-aktivierende Gegenkon-
zept der solidarischen Lebensweise auf der anderen Seite. Oder mit 
anderen Worten: Auf der einen Seite kritisiert IL das „Leben auf 
Kosten anderer bzw. der Natur“, auf der anderen Seite geht es um 
das „gute Leben für alle“. Dabei haben wir versucht, dieses Dop-
pelgesicht auch in einer größeren Bandbreite an Textsorten zu re-
präsentieren als „bloß“ in wissenschaftlichen Texten. Besonders 
erfolgreich waren wir da nicht, aber zweifellos liefern die Texte 
von Aktivist:innen wie Jutta Matysek, Lorenz Glatz und Lilly Pan-
holzer eine andere als die rein wissenschaftliche Perspektive. 
Richtig literarisch wird der Ton dann bei Marcus Fischer, dessen 
Text wir auch etwas anders layoutiert haben.

Das Heft ist in drei Teile gegliedert: 1. Diskussion des Konzepts, 
2. Aspekte der imperialen Lebensweise und 3. Imperiale Lebenswei-
se und Bildung. 

1	 Wir verwenden in dieser schulheft Nummer die Großschreibung, also Im-
periale Lebensweise (IL), immer dann, wenn inhaltlich auf das Konzept 
von Brand/Wissen bzw. auf das kritische Analysekonzept Bezug genom-
men wird. Bei deskriptiven Beschreibungen einer imperialen Lebensweise 
bleibt das Adjektiv klein geschrieben. 
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Der erste Teil zur Diskussion des Konzepts Imperiale Lebensweise 
besteht aus fünf theoretisch-analytischen Beiträgen.

Der Beitrag von Leo Xavier Gabriel „Was ist die Imperiale Lebens-
weise?“ stellt eine einleitende Begriffserklärung dar. Hierbei werden 
Hauptelemente und die dahinterstehende Anwendungslogik der Im-
perialen Lebensweise erklärt. Eine Grafik, die inzwischen in vielen 
Varianten kursiert, veranschaulicht diese Zusammenhänge. 

Das Konzept der IL ist nicht widerspruchsfrei und wurde aus ver-
schiedenen Perspektiven diskutiert. Eine prägnante Zusammenfas-
sung dieser Diskussionen und der daraus sich ergebenden Weiter-
entwicklungen liefert das Vorwort der englischsprachigen Fassung 
des Buches „The Imperial Mode of Living“ (2021), das wir übersetzt 
haben und hier mit dem Titel „Die Linke und die Imperiale Lebens-
weise“ abdrucken. Brand und Wissen erörtern überblicksartig die 
diversen Kritiken zum Konzept IL (z. B. unklarer Klassenstand-
punkt, feministische Kritik, …). 

In ihrem Beitrag „Das nördliche ‚Wir‘ gibt es nicht“ geht Stefanie 
Hürtgen auf die wiederholt vorgetragene Kritik eines unklaren Klas-
senstandpunkts ein und argumentiert, dass die Vorstellung eines 
einheitlichen globalen Nordens falsch ist. Vielmehr sollte die Ana-
lyse von einer fragmentierten Gesellschaft ausgehen, in der die Sub-
jekte durchaus die IL in Frage stellen.

Warum Ulrich Brand und Markus Wissen die Begrifflichkeit ge-
rade so gewählt haben, wie sie es getan haben, stellen sie in dem kur-
zen Ausschnitt aus dem Original-Buch (2017) „Zum Gebrauchswert 
des Begriffs“ dar.

Schließlich ergänzt Christa Wichterich das Konzept der IL mit 
einer feministischen Kritik und zeigt die Verbindungen von sozialer 
Reproduktion sowie Sorgearbeit mit der imperialen Lebensweise. 
Mit dem Beitrag „Covid-19, Care und Kipppunkte imperialer Le-
bensweise“ zeigt Wichterich, wie die imperiale Lebensweise durch 
die Ausbeutung der Sorgearbeit stabilisiert wird und wie die Pande-
mie die Dilemmata erneut aufgezeigt bzw. verschärft hat. 

Im zweiten Teil Aspekte der imperialen Lebensweise illustrieren wir 
das Konzept anhand ausgewählter Analysen zum Thema Boden-
fraß, Werbung und solidarische Landwirtschaft. Den Beginn macht 
Jutta Matysek mit ihrem Hintergrundbericht zum Kampf gegen die 
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Lobau-Autobahn. Möglicherweise ist dieser Kampf zum Zeitpunkt 
der Drucklegung nicht mehr in den Schlagzeilen, aktuell ist er ganz 
sicher noch. Und er liefert ein Beispiel, wie Bodenversiegelung und 
ein ziemlich ungebrochener Glaube an die Notwendigkeit einer „au-
togerechten Stadt“ die imperiale Lebensweise einzementieren. Der 
Aufsatz von Gerlind Weber „Verschandelt! Verschleudert! Verbaut! 
– Schluss mit dem Bodenfraß!“ stammt, ebenso wie die kurze Glosse 
von Katharina Ritter über das Brettspiel Monopoly, aus dem Katalog 
der Ausstellung des Architekturzentrums Wien „Boden für Alle“. 
Diese wirklich aufrüttelnde Ausstellung, die den leichtfertigen Um-
gang mit der Ressource Boden in all ihren – österreichischen! – Fa-
cetten dokumentiert (Stichwort: Grünland zu Bauland umwandeln? 
Kein Problem!), macht übrigens gerade ihre Tour durch die Bundes-
länder (vgl. www.azw.at/de/termin/boden-fuer-alle-23/).

Liefert der Text der Raumplanerin Gerlind Weber eine systemati-
sche Abrechnung mit dem Bodenfraß und formuliert notwendige 
Forderungen, so überträgt der Text von Marcus Fischer diese Ankla-
ge ins Literarische. Seine Suada „Das ganze Grünland ein Scheiß-
haus“ bringt geradezu Werner Schwab’sche Wucht in unser schul-
heft. Katharina Ritters kurze Glosse „Lerne den Kapitalismus lie-
ben“ schildert, wie ein ursprünglich antikapitalistisch gedachtes 
Spiel schlussendlich „umgedreht“ wurde und als „Monopoly“ um 
die Welt ging. Da wird klar, was mit der hegemonialen Macht der 
imperialen Lebensweise gemeint ist. Diesen Mechanismen der kapi-
talistischen Subjektivierung widmet sich Josef Baum in seinem 
Essay „...ohne es zu merken. Die unterschätzte Bedeutung der 
Werbung ab den Kinderjahren“. In seinem Aufsatz „Gutes Essen für 
alle – aber wie?“ zeichnet Lorenz Glatz den Weg in die Sackgasse der 
industriellen Landwirtschaft nach und gibt einen Überblick über 
die österreichischen und internationalen Alternativen und Ansätze 
einer solidarischen Landwirtschaft.

Im dritten Teil Imperiale Lebensweise und Bildung liefern wir ins-
gesamt vier Beiträge.

Julia Koll gewährt uns in ihrer Studie „Ich bin halt so in diesen 
Klimawandel reingeboren“ Einblicke, wie Jugendliche unterschied-
licher sozialer Herkunft die Themen Klimakrise, zivilgesellschaftli-
ches Engagement, Mobilität und Ernährung diskutieren, und wel-
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che Stellung Schule und Jugendarbeit im Prozess der Bewusstma-
chung und der Aktivierung einnimmt.

Lilly Panholzer schildert in ihrem Bericht „Von Sturmmasken 
und anderen Verpflichtungen“ wie aus einem Ausstellungsbesuch 
mit einer Kunstvermittlerin ein politisches Umweltprojekt der Klas-
se wurde, und was sie als Lehrerin an den Diskussionen und Wider-
ständen von Schüler*innen, Lehrer*innen und Eltern lernen konnte. 
Ein Weckruf an alle Lehrer*innen, den Auftrag zur politischen Bil-
dung in Sachen Klimakrise ernst zu nehmen!

Malte Kleinschmidt zeigt in seinem Essay „Dekolonialität und 
Kritik der Imperialen Lebensweise“ die Problematik der Externali-
sierung und die Kolonialität der eigenen Lebensverhältnisse auf. Mit 
dem Begriff des „weiß-weißen Selbstgesprächs“ kritisiert er das 
Konzept der Imperialen Lebensweise und die Schieflage in der Dis-
kussion der Ungleichheitsstrukturen zwischen denen, die davon be-
troffen sind, und jenen, die diese diskutieren.

Josef Mühlbauer beschäftigt sich mit „Herrschaftskritische(r) Pä-
dagogik und Schulkritik“. Er greift die systemerhaltende Rolle der 
Schule auf und untersucht, welchen Beitrag sie zum Erlernen der 
imperialen Lebensweise leistet. Mit seiner Schulkritik stellt Mühl-
bauer Macht- und Herrschaftsverhältnisse radikal in Frage und 
macht sich auf die Suche nach Ansätzen für eine herrschaftskriti-
sche, (queer-)anarchistische Pädagogik, als Gegenbewegung zur im-
perialen Lebensweise. 

Die Vorstellung des Projekts KAUZ – Werkstatt für Klima, Arbeit 
und Zukunft und Kurzrezensionen von Publikationen, die sich für 
den Unterrichtsbetrieb in Schule und Hochschule eignen, schließen 
die Nummer ab.
Viel Vergnügen beim Lesen!
Barbara Falkinger, Leo Xavier Gabriel, Michael Sertl
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I. DISKUSSION DES KONZEPTS

Leo Xavier Gabriel

Was ist die Imperiale Lebensweise?1 
Eine konzeptuelle Darstellung 

In diesem Schulheft wollen wir versuchen, die strukturellen Kons-
tellationen von kapitalistischem Wirtschaftssystem und den alltäg-
lichen Lebensstrukturen im globalen Norden möglichst anschau-
lich darzustellen. Diesen Konnex zwischen subjektiver und systemi-
scher Ebene möchten wir anhand der von Brand/Wissen (2017) 
eingeführten Strukturkategorie „Imperiale Lebensweise“ analysie-
ren. 

Imperiale Lebensweise 
Die Imperiale Lebensweise belichtet, ganz allgemein, die Produkti-
ons- und Konsummuster bzw. -normen, basierend auf einer grenzen-
losen Aneignung/Ausbeutung von zwei Hauptelementen: Arbeits-
kraft und Natur. Ebenfalls versucht sie die Zusammenhänge und das 
Wechselspiel zwischen den multiplen Krisen nachzuzeichnen: ökolo-
gische Krise, Wirtschafts- und Finanzkrise, Ressourcenmangel, Stell-
vertreterkriege (proxy wars), fortschreitende Digitalisierung und po-
litische Repräsentationskrise usw. Die IL hat einen globalen Auswir-
kungsradius, der sich auch in den alltäglichen Lebensstrukturen ma-
nifestiert. Bereits die Konzeption des Begriffs deutet auf diesen Kon-
nex hin. Erstens ist sie imperial, weil sie sich ständig ausbreitet und 
wie ein Hegemon Alternativen verdrängt. Zweitens wird sie durch die 
individuelle Lebensweise, insbesondere der Menschen im globalen 
Norden, konsolidiert und weitergetragen. Gesellschaftliche Struktur 
und konkrete Lebensweise werden weniger als getrennte Phänomene, 
sondern vielmehr als sich gegenseitig konstituierende und beeinflus-

1	 Zur Großschreibung Imperiale Lebensweise siehe die Fußnote im Edito-
rial.
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sende Aspekte begriffen. Der Begriff der Lebensweise verweist somit 
nicht auf soziologische Konzepte wie Lebensstil oder Lebensführung, 
sondern auf eine auf Konsens beruhende Hegemonie im Sinne 
Gramscis – eine Hegemoniestruktur. Die Verknüpfung von unbe-
wusstem, alltäglichem Handeln und politischen, ökonomischen, his-
torisch gewachsenen, immer wieder neu hergestellten gesellschaftli-
chen Verhältnissen ist somit ein zentraler Gedanke, der das Konzept 
durchzieht. Ebenfalls darf die vorherrschende imperiale Produkti-
ons- und Lebensweise weder als selbstverständlich noch als wider-
spruchsfrei verstanden werden.

„Der von uns vorgeschlagene Begriff der ‚Imperialen Lebenswei-
se‘ verweist auf die Produktions-, Distributions- und Konsumnor-
men, die tief in die politischen, ökonomischen und kulturellen All-
tagsstrukturen und -praxen der Bevölkerung im globalen Norden 
und zunehmend auch in den Schwellenländern des globalen Südens 
eingelassen sind. Gemeint sind nicht nur die materiellen Praxen, 
sondern insbesondere die sie ermöglichenden strukturellen Bedin-
gungen und die damit verbundenen gesellschaftlichen Leitbilder 
und Diskurse. Zugespitzt formuliert: Die Standards des »guten« und 
»richtigen« Lebens, das ja vielfach aus der imperialen Lebensweise 
besteht, werden im Alltag geprägt, auch wenn sie dabei Teil umfas-
sender gesellschaftlicher Verhältnisse und insbesondere von mate-
riellen und sozialen Infrastrukturen sind.“ (Brand/Wissen 2017: 44)

Diese Konstellation schafft eine immense globale Schieflage in 
der nur eine Minderheit großen Wohlstand genießen kann, begleitet 
von verheerenden ökologischen Schäden. 

Daher kann mensch durchaus anführen, dass die IL auf einer un-
gerechten Ressourcenverteilung beruht, durch Ausbeutung von Ar-
beitskraft und Natur ermöglicht wird und Gesellschaften spaltet. 

Die imperiale Lebensweise besteht und reproduziert sich 
anhand vier Dimensionen:

1) Inwertsetzung, Akkumulation und Reproduktion: Z. B. 
durch Landaneignung (land grabbing) wird der Natur ein bestimm-
ter Wert gegeben, um damit Mehrwert zu schaffen. Als wichtiger 
Faktor der kapitalistischen Produktionsweise geht Inwertsetzung 
mit Akkumulation einher. Produktion und Konsum werden gestei-
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gert, um Profit zu maximieren. Die Gesellschaft wird in ein struktu-
relles Gebilde von Produktions- und Konsumzwang hineinge-
drängt, kann diesem nur schwer entkommen und reproduziert sich 
darin. Konsequenterweise lautet die imperiale Norm: „größer – 
schneller – besser“. 

2) Hegemonie und Subjektivierung: Mit Hegemonie wird die 
Beziehung zwischen herrschenden und subalternen Klassen ange-
sprochen. Hegemonie ermöglicht die Durchsetzung von Interessen 
bestimmter Akteure, nicht über Zwang, sondern über allgemeinen 
Konsens. Subjektivierung bedeutet die Inkorporation der imperia-
len Lebensweise in den alltäglichen Handlungen. Das „richtige“ Le-
ben wird angestrebt und imperiale Normen gelten als Lebenserfül-
lung, z. B. der Besitz eines SUVs.

3) Hierarchisierung: Diese findet entlang unterschiedlicher 
Trennlinien wie Stadt/Land, Klasse oder Geschlecht (male bread 
winner -Konzept) statt. Viele davon sind historisch auf die Kolonia-
lisierung zurückzuführen. Ein Großteil der Ökonomien im globalen 
Süden wurde auf Ressourcenextraktivismus und dessen Nutznießer, 
den globalen Norden, ausgerichtet. 

4) Externalisierung: Damit wird zum Ausdruck gebracht, dass 
diese Lebensweise auf Kosten anderer besteht (Externalisierungsge-
sellschaft, Lessenich 2016). Nicht nur die Gewinnung von Rohstof-
fen oder die Produktion wird verlagert, seit einiger Zeit wird etwa 
auch Care-Arbeit externalisiert. Besonders bedenklich ist, dass Ex-
ternalisierungen meistens unsichtbar ablaufen. Häufig werden die 
Vorprodukte der Konsumgüter zu ökologisch und sozial zerstöreri-
schen Bedingungen hergestellt, ohne dass der/die Endverbrau-
cher*in davon in Kenntnis gesetzt wird, wo und wie produziert wur-
de (Fleischindustrie, Landwirtschaft, Textilindustrie, Digitalisie-
rung-Lithiumabbau). 

Durch die Interaktion dieser vier Bestandteile reproduziert und 
verfestigt sich die imperiale Lebensweise. Die Kosten und die stetige 
Intensivierung der Ausnutzung von Arbeitskraft und Naturressour-
cen werden in die Länder des globalen Südens ausgelagert. Dies 
führt zu einer drastischen biophysikalischen Veränderung in den 
jeweiligen Ländern (z.B Umweltverschmutzung). Ebenso geht die 
Intensivierung und Ausweitung der Produktionsketten Hand in 
Hand mit prekären Arbeitsbedingungen: schlechter Lohn, lange Ar-
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beitszeiten und kaum vorhandene Arbeitnehmer:innenrechte. Die 
imperiale Lebensweise ist eine exklusive politische Konstellation. 
Sowohl im globalen Süden als auch in Teilen des globalen Nordens 
ist der Zugang zu den sozial-ökonomischen Privilegien limitiert. Ob 
das Bauern im Palmölplantagen, Minenarbeiter beim Lithiumabbau 
oder osteuropäische Pflegekräfte (meist weiblich) sind, sie alle haben 
einen limitierten bis gar keinen Zugang zu der aus ihrer ausgebeute-
ten Arbeitskraft hervorgebrachten Kapitalakkumulation. Wie ein-
gangs beschrieben, verankert sich die imperiale Lebensweise durch 
die Reproduktion auf die Meso- und Mikroebene. Dazu zählen Ins-
titutionen und politische nationale Entscheidungen, die imperiale 
Infrastrukturen (z. B. Autobahnprojekte in Naturschutzgebieten) 
und Scheinlösungen (z. B. green capitalism) reproduzieren. Wieder-
um inkorporieren sich diese externen imperialen Strukturen in un-
seren alltäglichen (bewussten und unbewussten) Handlungsstruk-
turen (z. B. Konsumnormen). Folgende Grafik stellt die kurz be-
schriebenen Interaktionen dar. 

Literatur
Brand, U./ Wissen, M. (2017): Imperiale Lebensweise: Zur Ausbeutung von 

Mensch und Natur im globalen Kapitalismus. München: oekom.
Lessenich, St. (2016): Neben uns die Sintflut. Wie wir auf Kosten anderer leben. 

München: Hanser.
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Ulrich Brand und Markus Wissen

Die Linke und die Imperiale Lebensweise1

Als das Buch im Frühjahr 2017 erschien und von der breiten Öffent-
lichkeit gut aufgenommen wurde, war in der deutschen Linken ge-
rade eine intensive Debatte entbrannt, die bis heute anhält. Vor dem 
Hintergrund des Wahlerfolgs der rechtsextremen Partei Alternative 
für Deutschland (AfD) und der konservativen Kritik an Angela 
Merkels Flüchtlingspolitik im Jahr 2015 spaltete sich die Linke grob 
in zwei große Lager: Das erste konzentriert sich auf den Kampf ge-
gen die zunehmende Fremdenfeindlichkeit und den Rassismus, den 
es als ein gesamtgesellschaftliches, d. h. klassenübergreifendes Phä-
nomen betrachtet. Das zweite betont die Erfahrung eines verschärf-
ten Klassenkampfes von oben und die gleichzeitige Unmöglichkeit, 
diese Erfahrung emanzipatorisch zu artikulieren – Letzteres auf-
grund der Tatsache, dass die deutsche Sozialdemokratie seit Ende 
der 1990er Jahre Klassenfragen unsichtbar gemacht hatte; infolge-
dessen neigt ein wachsender Teil der Arbeiter*innenklasse zu Chau-
vinismus und Rassismus.

Offensichtlich haben wir in dieser Debatte einige Punkte ange-
sprochen, wie man die aktuelle Situation aus einer kritischen Pers-
pektive verstehen kann. Und es scheint, dass wir bestimmte Aspekte 
hervorgehoben haben, die von der Linken in der Regel nicht oder 
nur unzureichend berücksichtigt werden, obwohl sie für ein eman-
zipatorisches soziales und politisches Projekt und entsprechende 
Strategien von größter Bedeutung sind. Damit haben wir, das wurde 
in den Besprechungen positiv hervorgehoben, mit unserem Buch ei-
nem weit verbreiteten Ohnmachtsgefühl, das die Diskussionen über 
(Nicht-)Nachhaltigkeit dominiert, etwas entgegengesetzt. 

1	 Übersetzung und Überarbeitung des Vorworts Discussing the ‚Imperi-
al Mode of Living‘ der englischsprachigen Ausgabe des Buches: Ulrich 
Brand & Markus Wissen (2021): The Imperial Mode of Living. Everyday 
Live and Ecological Crisis of Capitalism. London & New York, Verso, 
S.  17–25. (Übersetzung: Michael Sertl.) Einige Punkte wurden weiter 
präzisiert in unserem Aufsatz „Arbeiter*innenklasse und imperiale 
Lebensweise. Eine Replik auf Stefanie Hürtgen“, der in der Zeitschrift 
PROKLA, Heft 4/2021 (S. 741–753) erschienen ist.
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Unser Buch hat sich also – ob gewollt oder nicht – in diese Debat-
te eingemischt. Das liegt nicht zuletzt daran, dass wir die jüngsten 
Migrant*innen- und Flüchtlingsbewegungen vor dem Hintergrund 
der zerstörerischen Auswirkungen der imperialen Lebensweise ver-
stehen. Und wir betrachten den Aufstieg der extremen Rechten als 
einen Versuch einschlägiger Kräfte, vor allem im globalen Norden, 
die imperiale Lebensweise mit autoritären Mitteln gegen die An-
sprüche derjenigen abzusichern, die bisher von dieser Lebensweise 
ausgeschlossen oder dazu verurteilt waren, die sozial-ökologischen 
Kosten zu tragen. Es überrascht nicht, dass unser Buch, ebenso wie 
das von Stephan Lessenich (2016), vom bereits erwähnten „antiras-
sistischen Lager“ der deutschen Linken begrüßt und vom „klassen-
politischen Lager“ eher skeptisch betrachtet wurde. 

Kritik 1: Unklarer Klassenbezug
So greift Dennis Eversberg (2018) bei seiner Analyse der Ergeb-
nisse der Bundestagswahlen 2017 auf das Konzept der imperialen 
Lebensweise zurück, insbesondere, um den steigenden Stimmen-
anteil für die AfD zu erklären. Eversberg konstatiert den Auf-
schwung eines „autoritären Nationalismus“, mit dem ein Teil der 
Wählerschaft auf Migration, Wirtschaftskrisen und internationale 
politische Machtverschiebungen und Spannungen reagiert. Dem 
stehe ein „progressiver Neoliberalismus“ derjenigen gegenüber, 
die von der neoliberalen Globalisierung profitieren und gegen 
wirtschaftliche Grenzen und rassistische Diskriminierung kämp-
fen. Trotz ihrer scheinbar konträren Ausrichtung, zielten beide 
Fraktionen unter dem Blickwinkel einer imperialen Lebensweise 
und ihrer (zunehmenden) Folgen in dieselbe Richtung. Während 
die Autoritären versuchten, diese Lebensweise zu verteidigen, und 
zwar durch Verstärkung der Grenzen und die Propagierung eines 
wirtschaftlichen Nationalismus, gehe es den Neoliberalen darum, 
sie zu modernisieren, und zwar durch globalisierte Märkte und 
technologischen Wettbewerb. Vor diesem Hintergrund, so Evers-
berg, ist es eine entscheidende Forderung an die Linke, einen drit-
ten Pol der globalen Solidarität zu schaffen, mit dem die vielfälti-
gen Krisen durch die Überwindung der imperialen Lebensweise 
bewältigt werden können.
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Die Position von Eversberg und das Konzept der imperialen Le-
bensweise ganz allgemein sind vor allem von jenen kritisiert wor-
den, die den Klassengehalt der multiplen Krisen betonen und versu-
chen, eine Perspektive zu formulieren, die potenziell die unteren 
und mittleren Klassen mobilisiert. Klaus Dörre (2018 a,b) sieht in 
seiner ausführlichen Rezension unseres Buches eine Vernachlässi-
gung der sich verschärfenden sozialen Spannungen innerhalb der 
Länder des globalen Nordens zugunsten eines vermeintlich zentra-
len Widerspruchs zwischen diesem und dem globalen Süden. In un-
serem Ansatz werde die Tatsache, dass viele Menschen im globalen 
Norden um ihr materielles Überleben kämpfen, heruntergespielt, 
und insbesondere der Klassenkonflikt verschwinde hinter einer 
imaginierten, umfassend geteilten Lebensweise. Ähnlich kritisiert 
Günter Thien (2018), dass wir die Klassendimension der imperialen 
Lebensweise zwar beschreiben, aber nicht analytisch begründen. 
Der Klassenwiderspruch werde nachträglich in das Konzept inte
griert: als Stratifizierung der imperialen Lebensweise, für deren 
Konstituierung er jedoch bedeutungslos sei. Folglich verbliebe unse-
re Kritik im moralischen Bereich: Die Top-Manager*innen eines 
multinationalen Unternehmens aus dem Norden seien genauso zu 
tadeln wie ihre Arbeiter*innen und es existiere eine unüberwindba-
re Kluft zwischen diesen beiden auf der einen Seite und den einfa-
chen Menschen im globalen Süden auf der anderen Seite (Sablowski 
& Thien 2018). Wir unterstellten, so Stefanie Hürtgen (2018), ein 
„nördliches Wir“, das „dem“ Süden gegenüberstehe. Auf diese Weise 
würden die antagonistischen Momente und Potenziale des aktuel-
len neoliberalen und autoritären Klassenkampfes von oben herun-
tergespielt. 

Kritik 2: Feminismus und Care-Arbeit
Eine zweite Linie der Kritik ist die feministische. Adelheid Biesecker 
und Uta von Winterfeld haben unser Buch aus der Perspektive ihres 
eigenen Externalisierungskonzepts diskutiert (Biesecker & von 
Wintersfeld 2014). Sie betonen, dass die Subalternen, die die sozial-
ökologischen Kosten der imperialen Lebensweise zu tragen haben, 
keine homogene Gruppe sind, sondern eine vergeschlechtlichte: Die 
imperiale Lebensweise stütze sich im Wesentlichen auf unbezahlte 
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Reproduktionsarbeit, die zumeist von Frauen geleistet wird und die 
Voraussetzung für die Kommodifizierung (männlicher) Arbeits-
kraft im Kapitalismus schafft. Der Kompromiss, auf dem sie beruht, 
sei also vergeschlechtlicht; Externalisierung sei immer ein doppelter 
Prozess der Trennung und Wiederaneignung von Natur und weib-
licher Arbeitskraft. In ähnlicher Weise hebt Christa Wichterich 
(2016) hervor, dass die imperiale Lebensweise nicht nur den globa-
len Norden mit dem globalen Süden asymmetrisch verbindet, son-
dern auch auf komplexen Verflechtungen zwischen inländischen 
und internationalen sozialen Beziehungen beruht: Die Sorgearbeit 
sei in den Gesellschaften des globalen Nordens ungleich zwischen 
Männern und Frauen verteilt. Angesichts der zunehmenden Beteili-
gung von Frauen an der Lohnarbeit und der neoliberalen Flexibili-
sierung des Alltags führe dies zu einer Care-Krise. Diese werde mit-
tels Sorgeketten bewältigt, entlang derer billige weibliche Arbeits-
kraft aus dem globalen Süden in die Reproduktion von Mittel- und 
Oberschichthaushalten im globalen Norden eingebunden wird. Die 
Versorgungskrise werde externalisiert. Christa Wichterich sieht 
hier einen „Care-Extraktivismus“ am Werk. 

Kritik 3: Der globale Süden und die globalen 
Machtverhältnisse
Ein dritter Kritikpunkt betrifft die Rolle des globalen Südens, die 
unserem Konzept vereinfachend dargestellt werde. Erstens sei die 
Hauptursache für den materiellen Reichtum im globalen Norden 
nicht die Ausbeutung von Arbeitern und Natur im globalen Süden, 
sondern dessen vergleichsweise höhere Produktivität, die Struktur 
der (industriellen) Produktionssysteme und die entsprechende Pro-
duktion von Mehrwert durch die Ausbeutung der Arbeiter im glo-
balen Norden selbst (Sablowski 2018). Wir überschätzten also die 
Rolle der Ausbeutung von Natur und Mensch im globalen Süden 
erheblich. Umgekehrt unterschätzten wir, wie Gerd Schoppengerd 
(2017, 16) argumentiert hat, die Organisationsformen und -stärke 
der herrschenden Klassen im globalen Norden und im globalen Sü-
den, sowohl auf internationaler als auch auf nationaler Ebene. Dar-
über hinaus würden wir weder die Unterschiede zwischen den Län-
dern des globalen Südens und die enormen Fortschritte im Kampf 
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gegen die Armut anerkennen noch die Tatsache, dass die Macht der 
alten imperialen Zentren zunehmend in Frage gestellt wird. Dieses 
Argument wurde mit Blick auf China vorgebracht, aber auch in Be-
zug auf viele lateinamerikanische Länder während des Ressourcen-
booms zwischen etwa 2003 und 2014. 

Schließlich wurde vorgeschlagen, dass eine stärkere Rezeption 
postkolonialer und dekolonialer Theorien und Kritik uns helfen 
würde, die Rolle von Migrant*innen und Geflüchteten, die Diskurse 
über sie und ihre Handlungen in Ländern des globalen Nordens so-
wie die unterschiedlichen Macht- und Herrschaftsverhältnisse in 
postkolonialen Gesellschaften des globalen Südens besser zu verste-
hen. Ein Konzept wie die „imperiale Lebensweise“ müsse mit dem 
kritischen Wissen, das in den Ländern des globalen Südens existiert, 
in Verbindung gebracht werden. 

Kritik 4: Konturen einer solidarischen Lebensweise
In Bezug auf Alternativen und das, was wir als „Konturen einer so-
lidarischen Lebensweise“ bezeichnen, wird kritisiert, dass unsere 
Argumentation zu vage gefasst und nicht fokussiert sei und keine 
Grundlage für die Etablierung eines sozialen und politischen Anta-
gonismus liefere, der für einen grundlegenden sozialen Wandel als 
notwendig erachtet wird. Hans Thie (2017) sieht eine entscheidende 
Schwäche des Buches darin, dass die von uns vorgeschlagenen Stra-
tegien eine „politische Ökonomie des Gegenteils“ vermissen lassen. 
Wir versäumten es, eine ökologisch und sozial attraktive Produkti-
ons- und Lebensweise auszuformulieren, die nicht auf Kosten ande-
rer geht und für die es sich zu kämpfen lohnt. 

Antworten und Weiterentwicklungen
Wir sind sehr dankbar für diese Kritiken und freuen uns, dass das 
Buch so gut aufgenommen wurde und viele Debatten ausgelöst hat. 
Und natürlich haben uns die Reaktionen und die Kritik an unserem 
Buch dazu angeregt, unsere Argumentation zu schärfen und weiter-
zuentwickeln.

So haben wir versucht, die Bedeutung von Klasse und sozialer Re-
produktion sowie die grundlegende Beziehung zwischen diesen und 
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ökologischen Fragen für die Reproduktion und Krise der imperialen 
Lebensweise zu verdeutlichen. Wir betonen, dass die imperiale Le-
bensweise höchst widersprüchliche Auswirkungen hat. Eine Aus-
wirkung ist, dass sie die Arbeiter*innen im globalen Norden von de-
nen im globalen Süden trennt. Die Reproduktion der nördlichen Ar-
beiter*innenklasse hat nicht nur von den institutionalisierten Kom-
promissen des Klassenkampfes im globalen Norden selbst profitiert, 
sondern auch von der Möglichkeit, im globalen Maßstab auf Natur 
und Arbeitskraft zuzugreifen. Damit konnten und können bis heute 
die sozial-ökologischen Kosten ressourcen- und energieintensiver 
Produktions- und Konsummuster externalisiert werden – eine 
Möglichkeit, die durch eine imperialistische Weltordnung abgesi-
chert wird. Dabei geht es keineswegs darum, der Arbeiter*innen-
klasse des globalen Nordens die Schuld zu geben oder sich in eine 
rein moralische Form der Kritik zu flüchten. Vielmehr ist es wichtig, 
die Mechanismen zu verstehen, durch die die Arbeiter*innen im 
globalen Norden strukturell – d. h. durch ihren eigenen subalternen 
Status, der darin besteht, dass sie nur ihre eigene Arbeitskraft ver-
kaufen können und sonst nichts – in die imperiale Lebensweise ein-
gebunden sind. Die Einbindung der Arbeiter*innen im globalen 
Norden in die imperiale Lebensweise war schon immer ein subalter-
nes Verhältnis. Die teilweise ausgleichenden Effekte der imperialen 
Lebensweise durch die Steigerung des allgemeinen materiellen 
Wohlstandsniveaus wurden immer von ihren hierarchisierenden 
Effekten überlagert. Und in jüngerer Zeit sind letztere wieder in den 
Vordergrund gerückt.

Dies haben wir in einem Text entwickelt (Wissen/Brand 2019), in 
dem wir den Klassengehalt unseres Konzepts diskutieren, Care-Ar-
beit systematischer berücksichtigen und die emanzipatorische Pers-
pektive einer solidarischen Lebensweise greifbarer machen. Dabei 
stützen wir uns sowohl auf das Konzept des working-class environ-
mentalism von Stefania Barca und Emanuele Leonardi (2018) als 
auch auf die Diskussion um eine neue Klassenpolitik, wie sie vom In-
stitut für Gesellschaftsanalyse der Rosa-Luxemburg-Stiftung ange-
stoßen wurde (zeitschrift-luxemburg.de; vgl. Candeias 2021). Wir 
argumentieren, dass die ökologische Krise, die Wirtschaftskrise 
und die sich verschlechternden Arbeitsbedingungen, selbst in Kern-
sektoren des globalen Nordens (z. B. in der Automobilindustrie), auf 
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eine Situation hindeuten könnten, in der die Versprechen der impe-
rialen Lebensweise nicht nur für die meisten Menschen im globalen 
Süden, sondern auch für eine wachsende Zahl von Lohnabhängigen 
im globalen Norden selbst immer weniger realisierbar zu sein schei-
nen. Künftige Arbeitsplätze und Wohlstand könnten – wenn man 
autoritäre Lösungen ausschließt – nicht mehr von der ökologischen 
Zerstörung, sondern vom Schutz der Umwelt selbst abhängen. Oder, 
aus kritischer Perspektive: Von einer ganz anderen Gestaltung der 
gesellschaftlichen Naturverhältnisse in Bereichen wie Ernährung, 
Mobilität, Kleidung, Wohnen etc. Dies würde neue Perspektiven für 
eine sozial-ökologische Transformation schaffen, die auf die Über-
windung der imperialen Lebensweise abzielt, und die Möglichkeit 
der aktiven Beteiligung von Lohnabhängigen und Gewerkschaften 
an dieser Transformation beinhaltet. Ein wesentlicher Bestandteil 
eines solchen working-class environmentalism ist nicht nur die Stär-
kung einer organischen Verbindung zwischen Lohnarbeit und Öko-
logie, sondern auch die Neuausrichtung der Produktion an den Ge-
brauchswerten und den Reproduktionsbedürfnissen der Menschen 
und der Gesellschaft, wodurch die soziale Reproduktion und die 
Sorgearbeit in den Mittelpunkt gerückt werden. Außerdem sollten 
wir nicht vergessen, dass das „antirassistische“ Lager oft auch eine 
Klassenperspektive hat. Aber diese Perspektive ist eher internatio-
nal(istisch) und nicht so sehr auf den nationalen Maßstab und die 
dortigen Kompromisse und Kämpfe ausgerichtet.

Im Hinblick auf die Gesellschaften des globalen Südens, die For-
men ihrer Integration in den Weltmarkt und die Rolle der imperia-
len Lebensweise sowohl im globalen Süden als auch im globalen 
Norden möchten wir betonen, dass unser Ansatz in der Tat darauf 
abzielt, die globale Dimension des hegemonialen Alltags in den ka-
pitalistischen Zentren und seine ungebrochene Anziehungskraft für 
viele Menschen im globalen Süden aufzuzeigen. Darüber hinaus 
wollen wir seine zerstörerischen sozio-ökonomischen, politischen 
und ökologischen Auswirkungen beleuchten. Dabei leugnen wir 
nicht, dass der nördliche Kapitalismus in hohem Maße auf der Aus-
beutung von Mensch und Natur innerhalb des globalen Nordens be-
ruht. Die Verhältnisse in Fleischfabriken oder bei der Ernte sind da-
bei nur zwei hervorstechende Erscheinungsformen des kapitalisti-
schen business as usual. Dazu kommt, dass eine wachsende Zahl 
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von Gesellschaften im globalen Süden ihrerseits immer stärker auf 
den Zugriff auf Natur und Arbeitskraft jenseits ihrer Grenzen, d. h. 
in anderen Ländern des Südens, angewiesen ist und damit den Weg 
für eine zunehmende Ausdifferenzierung des globalen Südens eb-
net. Dies geschieht nicht zuletzt in Form subimperialer Beziehun-
gen, z. B. zwischen den BRICS und weniger entwickelten Ländern 
des globalen Südens. Im Zuge dieser Entwicklungen entstehen kom-
plexere Klassenverhältnisse, mit Mittel- und Oberschichten, die den 
Konsummustern ihrer nördlichen Pendants nacheifern, und einer 
verstärkten Ausbeutung der Arbeitskraft bei gleichzeitiger kapita-
listischer Aneignung.

Unsere Perspektive scheint auch bei linken politischen Öko-
nom*innen Unbehagen hervorzurufen. Denn wir bejubeln nicht das 
jüngste Wirtschaftswachstum und die Entwicklung in vielen Län-
dern des globalen Südens, vor allem in China und vielen anderen 
hauptsächlich asiatischen und lateinamerikanischen Ländern, so-
wie in Ländern, die Ressourcen exportieren. Wir argumentieren, 
dass das kapitalistische Wachstum in den Ländern des globalen Sü-
dens zwar die Lebensbedingungen vieler Menschen, vor allem aber 
die der Eliten verbessert. In Krisenzeiten verteidigen diese Eliten, 
wie wir in Lateinamerika beobachten können, ihre Positionen um 
jeden Preis und mit autoritären Mitteln, unterstützt von Teilen der 
Mittelschichten. Die Fokussierung auf quantitative Verbesserungen 
und Wachstumsraten erscheint uns eher als eine „Tonnenideologie“, 
die leugnet, dass „Wirtschaftswunder“ unter kapitalistischen Bedin-
gungen – und trotz aller Fortschritte und möglicher Verteilungspo-
litiken – auf Kosten von Menschen und Natur stattfinden.

In vielen kritischen Beiträgen der politischen Ökonomie wird im-
mer noch unterschätzt, dass es in den Nord-Süd-Beziehungen nicht 
nur um die Produktion und den Transfer von Werten geht, sondern 
auch um stoffliche Fragen, die sich nicht unbedingt in Geldbegriffen 
abbilden lassen. Wie Alf Hornborg (2010) es formuliert, ist ein ent-
scheidendes Element der globalen Herrschaft der ökologisch unglei-
che Austausch, der die Gesellschaften des globalen Nordens bei der 
„Aneignung von ökologischer Zeit und ökologischem Raum“ privile-
giert. Dies hat nicht nur mit wirtschaftlichen Werten und überschüs-
siger Arbeit zu tun, sondern auch mit Gewalt, Enteignung, Rassismus 
und Umweltzerstörung. Die höhere wirtschaftliche „Produktivität“ 
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und der Mehrwert im Norden müssen vor diesem Hintergrund ver-
standen werden. Für die weitere Forschung wäre es interessant, besser 
zu verstehen, wie die Mechanismen des Wert- und biophysischen 
Reichtumstransfers funktionieren, wie sie sich in der Wert- und 
Wohlstandproduktion der betroffenen Ländern abbilden lassen – und 
welche Akteur*innen und Mechanismen sowie welche Machtverhält-
nisse dabei entscheidend sind.

Insgesamt zielt der Begriff der imperialen Lebensweise darauf ab, 
eine globale Macht- und Herrschaftskonstellation besser zu verste-
hen, die – durch unzählige Strategien, Praktiken und nicht-inten-
dierten Folgen – auf allen Ebenen reproduziert wird: von den Kör-
pern, Denkweisen, Wünschen und Alltagshandlungen über Regio-
nen und national organisierten Gesellschaften bis hin zu den weit-
gehend unsichtbaren und bewusst verborgenen Strukturen, die 
globale Interaktionen ermöglichen. Dieser Modus reproduziert 
auch weitgehend destruktive gesellschaftliche Naturverhältnisse, 
was enorme stoffliche Transfers mit sich bringt, sowohl innerhalb 
von Regionen und Ländern als auch im globalen Maßstab. In diesen 
Transfers repräsentieren und reproduzieren sich Herrschaftsver-
hältnisse.

Im Hinblick auf gesellschaftspolitische Alternativen sind wir uns 
bewusst, dass wir keinen klaren Weg in Richtung einer sozial-öko-
logischen Transformation aufzeigen. Dafür gibt es einen einfachen 
Grund: Ein solcher Weg existiert nicht – zumindest nicht im Mo-
ment. Wir sehen die Gefahr, dass mit der Vorstellung einer ver-
meintlich klaren Alternative die vielfältigen Ursachen der multiplen 
Krisen, ebenso wie die strukturellen und alltäglichen Macht- und 
Herrschaftsmechanismen aus dem Blick geraten. Und ebenso würde 
damit der Blick auf die große Vielfalt der bestehenden Alternativen 
getrübt werden. Transformation impliziert natürlich eine ganz an-
dere staatliche Politik und das Handeln kollektiver Akteure, aber 
auch eine Diskussion von „Politik“ selbst, von Fragen der Organisa-
tion gesellschaftlicher (Re-)Produktion (und ihrer internationalen 
Einbettung), der gesellschaftlichen Arbeitsteilung sowie der mate-
riellen und mentalen Infrastrukturen. 

Die Frage der Freiheit ist für eine emanzipatorische Strategie und 
ein emanzipatorisches Projekt von größter Bedeutung. Andreas Novy 
(2018) betont, dass die imperiale Lebensweise für viele Menschen 
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nicht nur mit materiellem Wohlstand einhergeht, sondern dass ihre 
Attraktivität auch in der Ermöglichung oder zumindest Verheißung 
individueller Freiheitsrechte und einer „selbstbestimmten Lebenswei-
se in einer Wettbewerbsgesellschaft“ (a.a.O., 54) liegt, also in der Frei-
heit von Bevormundung und dem Versprechen von Individualität 
und Autonomie in der eigenen Lebensführung. Gleichzeitig bricht die 
imperiale Lebensweise mit der universellen Norm der Gleichheit, ba-
sierend auf den Menschenrechten, und steht für eine individuelle 
„Freiheit“, die die eigene Lebensführung und den „geheiligten“ Kon-
sum unbehelligt lässt. Dieser Aspekt ist in unserer Arbeit mit ihrem 
Fokus auf soziale Strukturen und alltägliche Praktiken und Routinen 
noch nicht genügend angesprochen. Die aktuelle Wiederentdeckung 
des Denkens von Karl Polanyi in den kritischen Debatten hängt auch 
mit dieser Herausforderung für die Linke zusammen. Was bedeutet 
es, in einer Gesellschaft, die durch eine systematische Produktion von 
Verantwortungslosigkeit gekennzeichnet ist, verantwortlich zu han-
deln und zu leben? (vgl. Brie 2015) Eine wichtige politische Frage lau-
tet also: Wie können wir Individualität bewahren, ohne auf Kosten 
anderer zu leben? (vgl. Novy 2018) 

Unser Ansatz der imperialen Lebensweise soll als Beitrag zu den 
progressiven Kämpfen und der Suche nach grundlegenden Alterna-
tiven gelesen werden, als analytisch-politischer Hintergrund, um zu 
verstehen, warum eine grundlegende emanzipatorische sozial-öko-
logische Transformation unbedingt notwendig ist, aber auch, war-
um Strategien vor dem Hintergrund historischer und aktueller Er-
fahrungen gut überlegt sein sollten.

Wir sehen uns in der Tradition der revolutionären Realpolitik 
(Rosa Luxemburg) und des radikalen Reformismus (Joachim 
Hirsch), indem wir darauf bestehen, dass ein gegenhegemoniales 
Projekt der radikalen Umgestaltung in konkreten Kämpfen und 
Veränderungen auf verschiedenen Ebenen formuliert und entfaltet 
werden muss. Wir bestehen darauf, dass neben expliziten politi-
schen und sozialen Kämpfen ein unvermeidlicher Ansatzpunkt für 
radikalen Wandel das widersprüchliche Alltagsbewusstsein und 
-handeln der Menschen ist. Oft führt das zu wenig spektakulären 
Veränderungen, die aber kollektiv wichtig werden können, sowohl 
sozial als auch politisch, als soziale Bewegungen, innerhalb beste-
hender Organisationen.
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Radikale, an die Wurzeln gehende Veränderung entsteht nicht in 
erster Linie durch bestehende politische und wirtschaftliche Institu-
tionen, sondern durch verschiedene Konflikte, die von emanzipato-
rischen Akteur*innen gegen die Nutznießer und Verteidiger des 
Status quo geführt und gewonnen werden. Wir hoffen daher, dass 
unsere ursprünglichen Überlegungen im Buch von 2017 und die 
Weiterentwicklung unserer Argumentation, zu der uns die Kritiken 
angeregt haben, auch dazu beiträgt, eine Brücke zwischen den bei-
den eingangs erwähnten Lagern der Linken zu schlagen.
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Stefanie Hürtgen

Das nördliche »Wir« gibt es nicht1

Ich möchte in dieser erfreulich breiten Debatte die Überlegungen 
von Thomas Sablowski und Klaus Dörre aufgreifen, die die weitge-
hende Abwesenheit klassentheoretischer Bezüge im Konzept der 
»imperialen Lebensweise« kritisiert haben (vgl. Dörre 2018a; 2018b; 
Sablowski 2018). Ich möchte diese Kritik weiterführen, teilweise 
auch mit Blick auf eigene Forschungsarbeiten. Zur Disposition steht 
dabei nicht das grundlegende Anliegen von Uli Brand und Markus 
Wissen, auf einer weltweiten Transformationsperspektive zu insis-
tieren, die eben nicht in der Wiederbelebung des »guten alten« in-
dustriellen Klassenkompromisses des Fordismus bestehen kann 
und soll (vgl. Brand/Wissen 2018). Ein progressives Projekt muss 
darüber hinausweisen, und es muss – wie Brand und Wissen ver-
deutlichen – transnational und kosmopolitisch sein. Aber ohne ei-
nen kategorialen Bezug zu den gegenwärtigen (kapitalistisch-neoli-
beralen) Produktions- und Arbeitsverhältnissen laufen Brand und 
Wissen Gefahr, mit einer mittelschichts-vorgestellten Durch-
schnittsexistenz zu operieren, die zudem aufgrund der gewählten 
Beispiele noch auf »Konsum« oder auch Lebensstil reduziert wird. 
Damit bleiben nicht nur die alltäglichen Lebenserfahrungen der 
Vielen außen vor, sondern auch bei ihnen durchaus anzutreffende 
widerständige Praxen und Denkweisen. 

Transnationale Produktion und soziale Fragmentierung
Das Konzept »imperiale Lebensweise« reflektiert nicht, dass wir es 
mittlerweile auch im globalen Norden mit sozial und regional frag-
mentierten Wachstumsgesellschaften zu tun haben (vgl. Hürtgen 
2015). Konnte man in den ›goldenen‹ wohlfahrtsstaatlichen Zeiten 

1	 Zuerst erschienen in LuXemburg 2/2018; leicht überarbeitet. Ich habe 
meine Kritik in zwei ausführlicheren Beiträgen in der Zeitschrift PRO-
KLA präzisiert (vgl. Hürtgen 2020 u. 2021). Eine Replik dazu haben Uli 
Brand und Markus Wissen in PROKLA 4/2021 publiziert (vgl. Brand/
Wissen 2021).
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vielleicht noch eher an ein nördliches »Wir« glauben, das »dem« Sü-
den gegenübersteht, so ist dies inzwischen vollends fraglich. Das 
gegenwärtige transnationale Produktionsregime basiert auf einer 
(weltweiten) Organisation von Arbeit, die systematisch – und zwar 
im Norden wie im Süden – Arbeitszusammenhänge fragmentiert 
und in jeweils viele verschiedene (etwas) bessergestellte und (hunds-)
miserable aufspaltet. Sozialer Ausschluss und Armut bis hin zur 
Verelendung sind auch in den Gesellschaften des Nordens die Folge 
– auch aufgrund der Transformation von Welfare zu Workfare, also 
dem Abbau sozialer Infrastrukturen und der Rücknahme sozialer 
Rechte. Anders gesagt: die Nord-Süd-Spaltung ist nicht nur eine 
zwischen Kontinenten, sondern sie verläuft quer zu den Ländern 
und Regionen, der »globale Süden« ist längst auch im »globalen 
Norden« beheimatet (vgl. Sassen 1996, Phelps et al. 2018; vgl. zu den 
Formen internationaler Arbeitsteilung das gleichnamige Stichwort 
im HKWM Bd. 6/II). Produktionsseitig betrachtet ist die zentrale 
Dynamik der permanent vorangetriebenen Aufspaltung von Ar-
beits- und Lebensweisen eine der Konkurrenz. Der Abbau von 
Wohlfahrtsstaatlichkeit im globalen Norden bedeutet die »Rekom-
modifizierung« von Arbeitskraft, sie also wieder stärker als Ware zu 
behandeln, bei wachsender Verletzung reproduktiv-leiblicher Be-
dürfnisse. Und diese Rekommodifizierung erfolgt in Bezug auf ei-
nen Weltmarkt von Arbeitskräften und Produktionsstandorten in 
Konkurrenz. Die transnationale Produktionsorganisation ver-
gleicht – global, regional, lokal – soziale Kosten, und damit Arbeits- 
und Lebensstandards von Lohnabhängigen, um im Prozess der per-
manenten betriebswirtschaftlichen »Optimierung« einen Vorteil in 
der privatkapitalistischen Konkurrenz auf dem Weltmarkt zu erlan-
gen. Die Folge sind weithin prekarisierte, sozial entsicherte Arbeits- 
und Lebensverhältnisse in den Gesellschaften des Nordens – aber 
auch eine Rücknahme von den durchaus errungenen sozialen Rech-
ten und Verbesserungen der Arbeitsbedingungen in vielen städti-
schen Zentren des globalen Südens. Ein Beispiel hierfür ist Tune-
sien, wo angesichts dieser gravierenden Verschlechterungen vor 
knapp zehn Jahren der sogenannte Arabische Frühling begann (vgl. 
Erdle 2010). Angesichts dieses transnationalen, in Nord und Süd sys-
tematisch auf Fragmentierung und sozialer Exklusion fußenden 
Produktionsregimes nun von linker Seite von einem nationalen 
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oder »nördlichen« Wir auszugehen, ist problematisch. Ich habe 
diese nationalen Konstruktionen in der Degrowth-Debatte als kon-
zeptionellen »wachstumslogischen methodologischen Nationalis-
mus« bezeichnet (Hürtgen 2015). Denn die statistische Verdichtung 
von Lebensweisen und Konsumnormen als nationale ist selbst Teil 
einer virulenten herrschenden Ideologie, der man sich nicht – wenn 
auch ungewollt – anschließen sollte. Ideologisch wird von den 
transnationalen Ausbeutungsverhältnissen und Zusammenhängen 
abgesehen, indem man die Frage der sozialen Spaltung permanent 
als nationale Frage thematisiert: Sei es in der Konstruktion von 
»Deutschland« als Exportweltmeister und »uns« als zugehörigen 
Deutschen, sei es in der herrschenden, derzeit geradezu hegemonia-
len Reinterpretation sozialer Bedrohung als »Migrationsfrage«. 
Beide Male gibt es in Deutschland angeblich keine reale Not und 
Unsicherheit, sie sei hierzulande nur »gefühlt«. Diese Ideologie des 
nationalen »Wir«, selbst wenn es kritisch gemeint ist wie im vorlie-
genden Fall, reproduziert nationale Spaltungslinien und lenkt ab 
von einem Produktionsmodell, das quer zu den Ländern systemati-
schen Ausschluss von gesellschaftlicher Teilhabe hervorbringt. Es 
ist unbestritten, dass sozialer Ausschluss für die unterschiedlichen 
Kontinente, Länder oder sozialen Gruppen nie ›gleich‹, immer an-
ders dramatisch aussieht. Aber das ist Teil der aktuellen Dynamik, 
die soziale Zusammenhänge immer weiter aufspaltet und immer 
neue Formen von Ungleichheit schafft. Gemeinsam ist die struktu-
relle Dynamik des sozialen Auseinanderdriftens. Konsumpraktiken 
können entsprechend gerade nicht als räumlich-gleiche (nationale, 
kontinentale usw.) unterstellt, sondern müssen umgekehrt als Be-
standteil der – auch subjektiv-distinktiv – vorangetriebenen Frag-
mentierungslogik angesehen werden: Es wird immer entscheiden-
der, wer sich was noch leisten kann! Der in der Tat groteske Run auf 
SUVs ließe sich beispielsweise thesenartig in einen analytischen Zu-
sammenhang stellen zu den immer breiteren und massiveren sozia-
len Ausschlüssen: Er wäre dann Symbol keineswegs nur von männ-
licher, sondern auch von sozialer Stärke, die gerade nicht mehr 
selbstverständlich ist; oder auch Sinnbild eines kleinfamiliären Si-
cherheitsraumes angesichts von Gefährdungen aller Art. Es ist je-
denfalls irreführend, SUV-Konsum einfach nur als exemplarisch 
für eine Lebensweise von »uns« oder »hierzulande« anzusehen.
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Alltagspolitische Subjektivierungen zur Kenntnis nehmen
Meine zweite Kritik bezieht sich auf die Analyse der Subjektivie-
rungsformen. Es ist in linken Theoriekreisen leider verbreitet (und 
auch Brand und Wissen verfahren so), von den herrschenden Struk-
turen und Normen auf alltägliche Praxis zu schließen, also deduktiv 
zu verfahren: Weil (viele) Menschen eine bestimmte Art von Kon-
sum praktizieren, entwickeln sie auch einen entsprechenden Habi-
tus, der auf diese Art von Konsum ausgerichtet ist und beispiels-
weise SUVs toll findet. Die kritische empirische Subjektwissenschaft 
zeigt, dass es so einfach nicht ist. Es gibt im (Arbeits-)Alltag verbrei-
teten Zweifel an »Wachstum«, es gibt unverhoffte Ausstiegsmodelle 
und Grenzsetzungen bei »ganz normalen« Leuten. In unserer eige-
nen Studie haben Stephan Voswinkel und ich – obwohl das nicht 
direkt Thema war – mit einigen dieser »normalen« Beschäftigten zu 
tun gehabt, die bewusst versuchen, aus dem Konsumhype auszu-
steigen, weil ihnen das zu stressig ist, weil sie es nicht gut finden, 
weil sie keine Lust haben, wegen mehr Geld noch länger zu arbeiten 
oder aus anderen Gründen (Hürtgen/Voswinkel 2014). Ein weiteres 
Beispiel sind Vorgänge wie in Templin. Templin ist eine ostdeutsche 
Kleinstadt mit 16 000 Einwohnern und nicht wenigen Touristen, wo 
Mitte der 1990er-Jahre zur Vermeidung von Staus ein kostenloses 
Nahverkehrssystem erprobt wurde. Was war das Resultat? Die Fahr-
gastzahlen explodierten, nahezu alle nutzten das öffentliche System 
– woraufhin die Stadt erklärte, dass sie die nunmehr notwendigen 
Investitionen in Busse, Infrastruktur, Personal und so weiter nicht 
stemmen könne. Seither werden ähnliche Experimente im herr-
schenden Diskurs als »leider langfristig doch unrealistisch« darge-
stellt, während der Großteil der linken Ökologie-Debatte (Ausnah-
men z. B. Brie 2009 oder PlanB konkret 2015) dazu schweigt oder 
schlimmer: weiter von den »verblendeten Normalos« ausgeht. Brand 
und Wissen setzen zwar für ein künftiges hegemoniales Projekt der 
solidarischen Lebensweise explizit auch auf »Bewegungen« zur Re-
Kommunalisierung sozialer Infrastruktur – aber »Alltag« als zent-
raler Ort der Produktion von Sicht- und Handlungsweisen bleibt bei 
ihnen weitgehend gesetzt, auf den Habitus der imperialen Lebens-
weise ausgerichtet. Der Witz an der (Alltags-)Praxis ist aber gerade, 
dass sie nie nur Abklatsch der herrschenden Verhältnisse ist, son-
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dern diese in je eigener Weise variiert und transzendiert. Eben die-
ses Potenzial der Transzendenz (und seine konkrete Stärke und Aus-
richtung) ist entscheidend für die Frage progressiver gesellschaftli-
cher Veränderung – und auch nach der Orientierung einer »Bewe-
gung«. Wie weit dieses Potenzial real vorhanden ist, wie weit es 
reicht, ob und in welcher Weise es progressiv ist, wie genau wider-
sprüchlich – das ist jeweils nur konkret historisch zu untersuchen 
und zu beantworten. Entsprechend sollten theoretische Verallge-
meinerungen über Subjektivierungsformen nicht vorschnell von 
den herrschenden Normen und Strukturen auf die Alltagspraxis 
schließen. Denn eine theoretische Diskussion, die die Alltagspraxis 
in ihrer Komplexität nicht zur Kenntnis nimmt und in den eigenen 
Konzepten aufgreift, macht alltägliche Widersprüchlichkeiten und 
Widerständigkeiten »kritisch« platt, statt den »bon sens« (Antonio 
Gramsci), also das Praktisch-Progressive im Alltagsverstand zu 
stärken und zu fördern. 
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Ulrich Brand, Markus Wissen

Zum Gebrauchswert des Begriffs1

Wir möchten abschließend in neun Punkten den politischen und 
wissenschaftlichen Gebrauchswert, den der Begriff der imperialen 
Lebensweise u.E. hat, zusammenfassen. Erstens verdeutlicht der Be-
griff den engen Zusammenhang zwischen kapitalistischer Produk-
tionsweise, Alltagspraxen und Subjektivierungsformen – dazu ge-
hören auch Erwerbsarbeit und nicht-bezahlte Formen der Arbeit. 
Strategien der Inwertsetzung und Kapitalverwertung, Strukturen 
und Prozesse staatlicher Politiken sowie vorherrschende Kräftever-
hältnisse artikulieren sich mit Denk- und Handlungsdispositiven, 
schreiben sich in die Identitäten und Körper der Menschen ein, wer-
den gewollt und begehrt. Auf diese Weise dringen sie in die Kapilla-
ren des Alltags ein.

Mit dem Begriff der imperialen Lebensweise – der ja mittels 
des Adjektivs „imperial“ über eine politisch starke Semantik ver-
fügt – soll zweitens nicht mit moralischem Zeigefinger auf Men-
schen gezeigt werden, die ein Auto haben und fahren, mit großer 
Selbstverständlichkeit und trotz Alternativen im Kurzstrecken-
bereich das Flugzeug nutzen oder industriell produziertes Fleisch 
essen. Das gilt es zu kritisieren und zu verändern – und zwar so-
wohl durch individuelles Verhalten, durch Auflagen oder gar 
Verbote als auch über die gesellschaftliche Ermöglichung von Al-
ternativen. Aber das ist nicht die Absicht des Begriffs, den wir 
analytisch und politisch verwenden. Insofern liegt der zentrale 
Ansatzpunkt von Veränderungen auch nicht darin, „selbst Ver-
antwortung zu übernehmen“ und eine persönliche Entscheidung 
„zwischen moralischem und unmoralischem Verhalten“ (Welzer 
2013, 78) zu treffen, sondern neben der individuellen Verantwor-
tung auch auf die gesellschaftlichen Strukturen und Ungleich-
heitsmuster zu verweisen, welche die imperiale Lebensweise re-
produzieren. 

1	 Ausschnitt aus dem Buch Brand U./Wissen M.: Imperiale Lebensweise. 
Zur Ausbeutung von Mensch und Natur im Globalen Kapitalismus (2017), 
S. 65–68. 



32

Drittens deutet der Begriff der imperialen Lebensweise auf eine 
wichtige Ursache dafür hin, dass ressourcen- und emissionsintensi-
ve Praxen trotz eines weit verbreiteten ökologischen Krisenbewusst-
seins eine hohe Dauerhaftigkeit aufweisen. Der Begriff verweist da-
rauf, dass sich die gesellschaftliche Reproduktion vor allem in den 
kapitalistischen Zentren über den Zugriff auf Arbeitskraft und Na-
tur andernorts vollzieht, was gerade auch in der Krise der neolibera-
len Globalisierung stabilisierend wirkt. Zudem zeigt er an, dass die 
Verhältnisse an anderen Orten – eben über die Einbindung in den 
Weltmarkt – mitstrukturiert werden.

Viertens zeigt der Begriff, warum insbesondere die seit den 
1990er Jahren etablierten Formen globaler Umweltpolitik derart in-
effektiv sind. Wir erleben – bester Ausdruck sind die jährlich statt-
findenden Konferenzen der Klimarahmenkonvention – eine verita-
ble Krise des Krisenmanagements, weil die imperiale Lebensweise 
als ein Kernelement der Krise in den Politiken überhaupt keine Rol-
le spielt. So findet sich etwa im Klimaabkommen von Paris 2015 kein 
einziger Hinweis auf fossile Energieträger als Hauptverursacher des 
Klimawandels. Aber auch die vorherrschenden Formen nationaler 
Umweltpolitik finden in einem Korridor ökologischer Modernisie-
rung statt (Brand/Wissen 2014) und kommen an die problemati-
schen Produktions- und Lebensweisen nicht heran. Das Konzept 
der imperialen Lebensweise bewahrt deshalb vor zu hohen Erwar-
tungen an staatliche und intergouvernementale Politiken im Hin-
blick auf eine grundlegende Transformation der Naturverhältnisse 
– ohne sie aus ihrer Verantwortung zu entlassen oder gar zynisch 
auf die etablierten Formen von Politik zu blicken. Denn es sind die 
herrschaftlichen gesellschaftlichen (Kräfte-)Verhältnisse und domi-
nanten Orientierungen, die den Naturverhältnissen zugrunde lie-
gen und von staatlichen Politiken allein nicht überwunden werden 
können. Das zeigt sich auch bei den sogenannten progressiven Re-
gierungen in Lateinamerika, die bislang kaum Alternativen zum 
weltmarktorientierten Neo-Extraktivismus, also zur unbedingten 
Förderung von Rohstoffen und zum Anbau landwirtschaftlicher 
Produkte und ihrem Verkauf auf dem Weltmarkt, entwickelt haben. 
Sie wollen, als Ergebnis sozialer Kämpfe um bessere Verteilung, 
mehr vom Weltmarktkuchen abhaben, stellen aber den Kuchen 
selbst sowie die Bedingungen seiner Herstellung nicht infrage.
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Fünftens erklärt der Begriff, warum trotz vielfacher Bekennt-
nisse zu Nachhaltigkeit und effektiven Umgangsformen mit der 
ökologischen Krise aktuell eher neoimperiale Ressourcenpoliti-
ken, neue Formen des Extraktivismus und Politiken der Prob-
lemexternalisierung dominieren. Eine weitere kapitalistische In-
wertsetzung der Natur soll die Krise bearbeiten und gleichzeitig 
die Ökonomie dynamisieren. Die herrschenden Kräfteverhält-
nisse, institutionellen und Interessenstrukturen, aber eben auch 
die hegemoniale Lebensweise befördern das. Daraus folgt, dass 
wir mit dem Konzept der imperialen Lebensweise keinesfalls den 
Imperialismus-Begriff aufweichen wollen. Vielmehr beanspru-
chen wir, die hegemoniale Verankerung imperialistischer Politik 
in den Alltagspraxen und -wahrnehmungen vor allem der Mit-
tel- und Oberklassen in den Gesellschaften des globalen Nordens 
zu verdeutlichen. Es geht uns um eine hegemonietheoretische 
Fundierung und damit Erklärung der Persistenz imperialisti-
scher Politik – und das insbesondere in einer Zeit, in der die so-
zial-ökologische Widersprüche der imperialen Lebensweise zu-
nehmend manifest werden.

Sechstens relativiert das Konzept der imperialen Lebensweise die 
hohen Erwartungen an gute Argumente, rationale öffentliche Dis-
kurse oder aufgeklärte Eigeninteressen „der Menschheit“ oder gar 
der herrschenden Kräfte. Denn diese fallen oft entweder durch das 
Wahrnehmungsraster tief verankerter Orientierungen und Praxen 
oder werden von diesen selektiv integriert, mit dem Ergebnis einer 
Festigung statt Infragestellung bestimmter Konsum- und Produk-
tionsnormen gerade durch ihre partielle Modernisierung. Ähnli-
ches gilt für viele (vermeintlich) alternative Ansätze, in denen die 
tiefe Verankerung der imperialen Lebensweise zumindest stark un-
terbelichtet bleibt, wie etwa die Strategie einer Green Economy.

Siebtens: Der Begriff beinhaltet immer ein Moment der Kämpfe 
und der Veränderung. Wir haben im zweiten Kapitel argumentiert, 
dass das Wesen kapitalistischer Gesellschaften gerade darin besteht, 
sich permanent zu transformieren. Die Frage ist, in welche Rich-
tung(en) und unter Dominanz welcher Logiken, Interessenkonstel-
lationen und Kräfteverhältnisse dies geschieht. Die imperiale Le-
bensweise wird teilweise durchaus grüner im Sinne von ökologi-
scher Nachhaltigkeit. Sie wird aber auch „brauner“ im Sinne einer 
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vermehrten Nutzung fossiler Energieträger und anderer nicht er-
neuerbarer Rohstoffe. Die imperiale Lebensweise muss sich also 
permanent revolutionieren bzw. muss von vielen Akteuren mit ih-
ren je spezifischen Interessen revolutioniert werden, um sich in ih-
ren Grundzügen zu erhalten. Das bedeutet auch, dass um die kon-
krete Ausgestaltung der Lebensweise gekämpft wird. Negativ be-
troffene Akteure wie ArbeiterInnen in Ländern des globalen Südens 
oder die dortigen Regierungen können soziale und Umweltstan-
dards anheben und damit die Art und Weise der Externalisierung 
beeinflussen.

Achtens wirft das Konzept der imperialen Lebensweise Licht 
auf die Voraussetzungen, Ansatzpunkte und Formen einer eman-
zipatorischen Politisierung der ökologischen Krise. Zunächst er-
scheint es uns wichtig, sich dem weit verbreiteten ökologischen 
Katastrophismus zu widersetzen, der selbst ein Instrument der 
Verstetigung jener Verhältnisse ist, die für die imaginierte Kata
strophe ursächlich sind. Das bedeutet nicht, die Augen vor den 
wohl begründeten Szenarien etwa des Intergovernmental Panel on 
Climate Change (IPCC) zu verschließen. Aber selbst wenn die Zeit 
drängt, nicht zuletzt wegen des möglichen Erreichens klimatischer 
Umschlagpunkte (wie des Auftauens von Permafrostböden, durch 
das gewaltige Mengen des aggressiven Treibhausgases Methan 
freigesetzt würden), gilt es, am komplizierten und widersprüchli-
chen Projekt der Emanzipation festzuhalten und sich autoritären 
und technokratischen Formen der Krisenbearbeitung zu widerset-
zen, die die Probleme eher verschärfen.

Damit bildet der Begriff, neuntens, einen Ausgangspunkt für 
mögliche emanzipatorische Projekte und den Horizont einer sozial-
ökologischen Transformation. Alternativen bedürfen der Kritik der 
herrschenden Zustände und falscher Alternativen, gegenhegemoni-
aler Strategien und Formen einer attraktiven, für die Menschen leb-
baren, aber eben sozial und ökologisch nicht zerstörerischen Le-
bensweise. Das beinhaltet Konflikte mit und Zurückdrängung von 
starken Akteuren, aber eben auch von aktuellen imperialen Praxen 
in der Lebensweise. 
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Christa Wichterich

Covid-19, Care und Kipppunkte imperialer 
Lebensweise1 

Mein Blick auf die imperiale Lebensweise erfolgt von der sozialen Re-
produktion her, besser: von den aktuellen Kipppunkten der Repro-
duktion. Meine Grundannahme ist: Wer über imperiale Lebensweise 
spricht, muss auch von den imperialen Arrangements von sozialer 
Reproduktion und von Care reden! Denn Sorgeextraktivismus ist – 
wie Ressourcenextraktivismus – eine tragende Säule der imperialen 
Lebensweise! Dazu schaue ich mir zunächst einmal an, welche Muster 
sozialer Reproduktion, von Care-Arbeit und der zerstörerischen Ex-
traktion von Sorge- und Pflegearbeit die imperiale Lebensweise prä-
gen und welche Einbrüche die Pandemie verursacht hat. Ich argu-
mentiere, dass der Corona-Kapitalismus vor allem durch einen bruta-
len Extraktivismus von Care – Sorge – gekennzeichnet ist. Dazu ver-
knüpfe ich Erfahrungsachsen des Alltags und verschiedene Argu-
mentationsstränge feministischer Ökonomie und Kapitalismuskritik. 

Die völlig erschöpfte oder infizierte Krankenpfleger:in ist zu einer 
Metapher dafür geworden, dass der globalisierte Wachstumskapita-
lismus einen Kipppunkt erreicht hat. Ebenso die polnische Alten-
pflegerin, die als 24/7-Kraft in der Wohnung eines pflegebedürftigen 
alten Herren in Basel lebt und arbeitet und sich zwischen Versor-
gung ihrer Familie durch Geldverdienen oder direkte Versorgung 
zu Hause entscheiden muss. Andererseits geraten Pflegebedürftige 
in Panik, dass die alle vier Monate pendelnde Polin in der Ausnah-
mesituation bei ihrer Familie bleiben könnte.

Die Covid-19-Krise intensiviert die Prekarität und Abhängigkei-
ten von migrantischen Beschäftigten: In Privat-Haushalten verloren 
sie ihre Jobs aufgrund befürchteter Infektionen, in der Gastronomie 
waren sie von den Lockdowns betroffen, der häufig prekäre Aufent-
haltsstatus macht sie besonders vulnerabel. In vielen Ländern sind 

1	 Überarbeitung eines Artikels, der zuerst unter dem Titel „Am Limit: Co-
vid-Kapitalismus, Kipppunkte und Care“ in der Zeitschrift grenzgängerin 
3/2021 erschienen ist. (s. www.grenzgaengerin.eu)
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sie illegal und müssen sich für eine Repatriierung erneut verschul-
den. Zu Hause angekommen, werden ihnen als Überbrückungshilfe 
die berühmten Kleinkredite angeboten. 

Im sogenannten reichsten Land der Welt, den USA, zogen sich 
Krankenschwestern zu Beginn der Pandemie schwarze Mülltüten 
über, um sich vor Covid-19 zu schützen. In vielen Ländern des glo-
balen Südens versorgten sie Erkrankte ohne Maske und Infektions-
schutz. Nach der ersten Welle litten Pflegekräfte unter dem Italien-
Syndrom: Schlaflosigkeit, Verzweiflung, Depressionen, Konzentra-
tionsunfähigkeit. Ihre Körper hatten einen Kipppunkt erreicht. 
Wenn das Schlimmste überstanden ist, wollen sich immer mehr von 
ihnen nach einem anderen Job umsehen. 

Dagegen gibt es in den Krankenhäusern Zimbabwes keinen Sau-
erstoff, keine Medikamente außer Schmerzmitteln und nur noch 
wenige Krankenschwestern und Ärzt:innen. Großbritannien und 
die Golfstaaten werben seit Jahren Gesundheitspersonal aus dem 
südlichen Afrika in großem Maßstab ab. Im März 2020 importierte 
Deutschland 75 Intensivpflegekräfte aus den Philippinen per Rekru-
tierungsflug und Ausnahmeverordnung, sprich: trotz Pflegenot-
stand und Quarantäne auf den Philippinen und europaweiten Ein-
reisebeschränkungen. 

Gleichzeitig wurde der ultimative Ausstieg aus der Pandemie 
durch die rasche Entwicklung von Impfstoff herbeigeredet. Eine me-
dizin-technische Lösung, keine politisch-gesellschaftliche. Die 
Pharmaindustrie testete Anti-Corona-Impfstoffe im Eilverfahren 
an Hunderttausenden Menschen im globalen Süden. Die Impfstoff-
produktion unterliegt einem profitorientierten Patent- und Han-
delsregime, auch wenn Forschung und Entwicklung mit öffentli-
chen Geldern finanziert wurden. Die aktuelle Forderung nach Frei-
gabe der Patente denkt Gesundheit dagegen als ein universelles 
Menschenrecht, als planetarisches Common der Reproduktion von 
menschlichem Leben.

Krise der Versorgung
Es ist inzwischen ein Allgemeinplatz, dass die Pandemie die struktu-
rellen Defizite und die Krisenhaftigkeit der neoliberalen Globalisie-
rung bloß legt und wie ein Brandbeschleuniger strukturelle Ungleich-
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heiten verstärkt. Die Beispiele oben zeigen die massive Krise sozialer 
Reproduktion an, nach dem Motto: Covid-19 Krise trifft auf Dauer-
krise des Kapitalismus. Soziale Reproduktion wird dabei als ein 
Mensch-Mensch-Verhältnis und als ein Mensch-Natur-Verhältnis be-
griffen, als System verwobener sozio-kultureller, ökonomischer und 
ökologischer Praktiken in unterschiedlichen politischen, patriarcha-
len und klassenbasierten Machtkonstellationen. Die Pandemie erteilt 
uns täglich eine neue Lektion bezüglich der Fehlerhaftigkeit und 
Rücksichtslosigkeit dieses Systems und bezüglich unserer eigenen 
körperlichen und sozialen Abhängigkeiten und Verwundbarkeiten.

Gesellschaftliches und individuelles Leben sind in der neolibera-
len Globalisierung durch Vielfach-Abhängigkeiten organisiert, und 
zwar durch Ausbeutung abgewerteter und geringgeschätzter sozia-
ler Klassen, Geschlechter, Hautfarben, Ethnien und Herkünfte auf 
nationaler Ebene wie auch auf transnationaler Ebene. Alltagsgegen-
stände wie Masken oder überlebenswichtige Medikamente sind im 
Notfall in den hochindustrialisierten und digitalisierten Ökono-
mien nicht verfügbar, weil sie dort hergestellt werden, wo die Pro-
duktion am billigsten ist, nämlich weit weg. Unsere Versorgung ist 
extraktivistisch organisiert, mithilfe und auf Kosten unter- und un-
bezahlter Pflegekräfte in Krankenhäusern, Altenheimen und Pri-
vathaushalten, migrantischer Ernte„helfer:innen“ in der Landwirt-
schaft, migrantischer Arbeitskräfte in der Fleischverarbeitung und 
Zulieferung preisgünstiger Nahrungsmittel und Gebrauchsgegen-
stände, die stark auf unterbezahlter Lohnarbeit entlang globaler 
Wertschöpfungsketten beruhen. Doch auch auf nationaler Ebene le-
ben und reproduzieren „wir“, die globalen Mittelschichten und der 
globale Norden unser „gutes“ (Über)Leben auf Kosten der „ande-
ren“, der Subalternen, sozial schwacher Klassen, der Eingewander-
ten, aber auch zu Lasten derjenigen, die schlecht bezahlt unsere Ver-
sorgung gewährleisten: Reinigungskräfte, Supermarktbeschäftigte, 
Busfahrer*innen und Müllmänner. 

Die Krise, die akut und heftig als Versorgungsnotstand aufgrund 
des Mangels an Pflegekräften, Intensivbetten, Sauerstoff, Masken 
oder Impfstoff erfahren wird, zeigt, dass die Märkte nicht in der 
Lage sind, die Reproduktion aller Menschen zu sichern. Sie funktio-
nieren nach den Prinzipien von Umsatz, Profitsteigerung, Kosten-
senkung, Effizienz und Konkurrenz, statt sich an Bedürfnissen und 
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dem Gemeinwohl auszurichten. Das wiederum verweist auf den 
fundamentalen Widerspruch der kapitalistischen Wachstumsöko-
nomie, dass sie durch Profitgier und Überausbeutung die Quellen 
des Reichtums in der Natur und der menschlichen Arbeitskraft zer-
stört. Dieser Widerspruch entfaltet hochgradig zerstörerische Kräf-
te gegenüber den Ressourcen, von denen die marktliberale Ökono-
mie existentiell abhängig ist. Beispiel Klimawandel, Beispiel Arten-
sterben, Beispiel Care-Arbeit. In der kritischen Evolutionsbiologie 
wird die Position vertreten, dass auch Zoonosen und Mutationen 
von Viren letztendlich als Effekt herrschaftlich umstrukturierender 
Eingriffe in die natürlichen Umwelten durch Ressourcenextraktivis
mus, Genmanipulation und industrielle monokulturelle Land- und 
Viehwirtschaft betrachtet werden müssen. 

Das tendenziell Selbstzerstörerische der kapitalistischen Ökono-
mie ist, dass die Ressourcen verachtet und erodiert werden, die sie 
zu ihrem Fortbestand braucht. Der Wachstumsimperativ fordert 
seinen Preis durch den Sorgeextraktivismus bei den Versorgungs- 
und Sorgearbeiter:innen, die unterbezahlt und unbezahlt, überbe-
lastet, aber geringgeschätzt verbinden, beatmen, windeln, putzen, 
kochen, waschen, streicheln, trösten – tagaus, tagein. 

Arbeit, Care und Geschlecht
Jede Arbeit, bezahlt und unbezahlt, ist eine Vergesellschaftungs-
form und stiftet Identität. Arbeit macht Geschlecht, und natürlich 
Klasse. Umgekehrt machen Geschlecht (und natürlich Klasse) auch 
Arbeit. Kapitalistisches Wachstum nährt sich nicht nur aus der Ver-
wertung von Lohnarbeit und natürlicher Ressourcen. Es ruht auf 
einem dicken Polster von un- und unterbezahlter Care-Arbeit im 
Kontext einer geschlechtlichen, besser: geschlechtshierarchischen 
Arbeitsteilung. Care-Arbeit verstehe ich hier als Sich-Sorgen, Ver-
sorgung, Pflege und personennahe Dienstleistungen im Gesund-
heits-, Bildungs- und anderen Sozialbereichen. Care ist die konkrete 
Arbeit, die die soziale Reproduktion am Laufen hält. Ohne Care-
Arbeit keine Erwerbsarbeit. Aus dieser Perspektive ist sie höchst 
produktiv, weil sie Leben produziert und erhält. Sie ist unentbehr-
lich als soziale Beziehung, die auf Zuwendung, Interdependenz und 
Interaktion aufbaut, das Soziale produziert und reproduziert.
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Perfiderweise setzen der Markt, die Waren- und Geldökonomie 
die (über-)lebensnotwendige Sorgearbeit als unendlich dehnbare 
und nachwachsende Ressource und als „natürliche“ weibliche Fä-
higkeiten voraus. Die Zuschreibung von Sorgearbeiten an Frauen 
betrifft nicht nur unbezahlte Hausarbeit, sondern auch Lohnarbeit. 
Dabei gilt Care oft lediglich als Verlängerung von haushaltlichen 
und mütterlichen Versorgungsaktivitäten in den Markt hinein, als 
unproduktiv und keinen Warenwert erzeugend. Das bedeutet, dass 
Vermarktung und Lohnzahlung die prinzipielle Abwertung von 
Care-Arbeiten nicht aufheben, sondern fortsetzen. 

Care-Arbeit ist durch eine Eigenlogik des Sorgens und des Sich-
Kümmerns gekennzeichnet, weil sie auch als Lohnarbeit stark von 
Affekten, Vertrauen und Reziprozität bestimmt ist. Sie hat ihr eige-
nes Tempo und ihre eigene Produktivität. Da sich das Füttern von 
Demenzkranken, das Unterrichten von Kindern und Streichelein-
heiten nicht immer weiter beschleunigen lassen, zeigen sich hier 
strukturelle Rationalisierungsgrenzen. Das kollidiert mit den 
Marktprinzipien von Effizienz, Konkurrenz und Produktivitätsstei-
gerung und bestätigt die Geringschätzung immer wieder, gerade in 
Zeiten der Digitalisierung und Roboterisierung.

Die andauernde Abwertung von Arbeit in der Reproduktions-
ökonomie gegenüber Arbeit in der Produktionsökonomie ist ein ka-
pitalistisches Struktur- und Akkumulationsprinzip. Extraktivis-
mus, die intensivierte Kommodifizierung und Ausbeutung von Sor-
gearbeit ist ein systemischer Herrschaftsmechanismus, ohne den 
Märkte und Gesellschaften nicht funktionieren und sich nicht re-
produzieren können. Auf diese Weise entsteht eine kostengünstige 
und flexible Care-Arbeiterschaft entlang der sozialen Ungleichheits-
achsen von Geschlecht und Klasse, aber auch entlang ethnisierter, 
rassifizierter und Nord-Süd-Unterschiede. Die einzelne Sorgearbei-
ter:in ist auf den transnationalen Märkten gezwungen, sich als Un-
ternehmer:in ihrer Care-Kapazität aufzustellen und zu verkaufen.

Eine neoliberale Zuspitzung besteht in der Annahme, dass jeder 
Mensch selbstverantwortlich den eigenen Körper, das Human- und 
Sozialkapital sowie die eigene Reproduktion optimieren und ökono-
misieren kann. Hier setzt sich der Grundkonsens westlicher Gesell-
schaften fort, dass Natur und auch die eigene Natur prinzipiell be-
herrschbar sind. In Bezug auf die Körper soll dies von der vorge-
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burtlichen Diagnostik über die Tracking-Uhr (mit Menstruations-
kalender) bis zur robotergeleiteten Mobilität im Alter technisch und 
algorithmisch machbar sein. Autonomie statt Abhängigkeit und In-
terdependenzen der Individuen. Melania Trumps Jacke mit der Auf-
schrift „I Really Don’t Care. Do U?“ steht für diese beziehungs- und 
rücksichtslose Freiheit des Individuums, den Prototyp des neolibe-
ralen Subjekts. 

Doch nun kommt die Pandemie als Spielverderber dieser Fort-
schrittsfiktion daher. Sie torpediert die Trennung von Produktion 
und Reproduktion, die rationale Lebens- und Arbeitsplanung, die ge-
sellschaftlichen Herrschaftsverhältnisse gegenüber Natur, Körper 
und Sozialem, die Autonomie der Individuen. Das verunsichert und 
tut weh, weil es Grenzen des Fortschritts durch Wissenschaften, Tech-
nik und Algorithmen markiert. Das Virus trifft uns nicht nur im phy-
sischen Sinne in Mark und Bein, sondern attackiert unsere gesell-
schaftliche Identität und unser zivilisatorisches Selbstverständnis. 
Die sind tief verankert in einem rationalen Naturbezug und einem 
nutzenvermehrenden effizienten Wirtschaften und begründen unsere 
eigene Überlegenheit gegenüber der Natur und den „anderen“. 

Zwar hatte die zweite Frauenbewegung im Westen Sorge- und 
Hausarbeit zu einer Verteilungsfrage gemacht, um die Wiederho-
lungsschleife von Arbeit und Geschlecht aufzubrechen. Doch nach 
Jahren mit Eltern-/Vaterzeit ist der sorgende Mann immer noch die 
Ausnahme und nicht die Regel. Zu Beginn der Pandemie übernahmen 
Männer auch mehr Aufgaben beim Homeschooling. Tendenz fallend. 
Covid-19 wirkt als Ursache eines Backlashs in Bezug auf die emanzipa-
torischen Errungenschaften, die feministische Kämpfe erreicht hatten: 
Homeoffice und Homeschooling revitalisieren traditionelle Ge-
schlechter- und Familienrollen. Care wird ins Private, in die Familie 
verschoben und gegendert. Die Kernfamilie als Versorgungsinstanz 
erlebt von Deutschland bis China eine politisch geförderte Renais-
sance. Während die Figur der multifunktionalen Mutter symbolisch 
aufgewertet wird, wird die Familie zu einem Kipppunkt für Care-Ar-
beit: Wie auf den Intensivstationen der Krankenhäuser wird auch in 
der sozialen Intensivstation von Care, in der Familie, Arbeit entgrenzt. 
Gleichzeitig nimmt mit dem erhöhten Stress durch Home Schooling, 
durch Zukunftsängste und die eingeschränkte Bewegungsfreiheit die 
Gewalt in Privathaushalten zu. Das System Kleinfamilie ist am Limit. 
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Der Preis für Gesundheit 
Das Gesundheitssystem, das deutsche wie auch viele andere, steht 
exemplarisch dafür, wie das kapitalistische Streben nach Profiten, 
Effizienz und Wachstum soziale Bereiche durchdringt, die lange 
jenseits von Markt und Warenwirtschaft organisiert waren. Ge-
sundheits-, Bildungs- und andere Institutionen der Daseinsvorsorge 
werden zunehmend privatisiert und finanzialisiert. Immer mehr 
Gesundheitseinrichtungen sind in privater Trägerschaft und Eigen-
tum großer Konzerne oder börsennotierter Aktiengesellschaften. 
Paradigmatisch für die kommerzielle „Landnahme“ des Gesund-
heitsbereichs ist die Einführung des Fallpauschalensystems in pri-
vaten wie auch in öffentlichen Krankenhäusern. Der Dreh- und An-
gelpunkt für die Neustrukturierung von Versorgungseinrichtungen 
ist die Buchhaltung. Kliniken und Rehas werden aus der Perspektive 
der Abrechnung von Einzeldiagnosen und -behandlungen organi-
siert, und nicht orientiert an den Bedürfnissen und Rechten der Pa-
tient:innen. Um „wirtschaftlich“ und nicht primär bedarfsorientiert 
zu arbeiten, wird medizinische und pflegerische Arbeit systematisch 
der betriebswirtschaftlichen Logik von Effizienz, Konkurrenz und 
der neoliberalen Spardoktrin untergeordnet. Dazu gehört perma-
nentes Monitoring und digitale Dokumentation sowohl zum Zweck 
der Buchhaltung als auch zur ständigen Überwachung.

„Wirtschaftlich“ arbeiten solche Einrichtungen vermittelt über 
Quantität, Größe und Geschwindigkeit. Die Quantität medizini-
scher und pflegerischer Leistungen bringt Gewinne, nicht die Qua-
lität. Kostenoptimierung heißt, dass Kapazitäten für Notfälle nicht 
vorgehalten werden, denn sie gelten als unwirtschaftlich. Kostenop-
timierung bedeutet auch, dass Krankenhäuser, die eine Grundver-
sorgung in ländlichen Regionen gewährleisten und nicht auf Opera-
tionen spezialisiert sind, abgewickelt werden. Aus diesem Grund 
werden auch flexible Pflegekräfte von Leasing-Firmen eingesetzt, 
um Teilaufgaben, Module und Schichten in unterschiedlichen Ein-
richtungen zu übernehmen, ohne in den gesamten Pflegeprozess in-
tegriert zu werden. 

Auch in der Alten- und Krankenpflege gelten Module als Schlüs-
sel zur Umstrukturierung von Arbeit. Module sind eine Methode 
der Rationalisierung, die Care-Arbeit wie industrielle Arbeit zerteilt 
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und bemisst, dokumentierbar und kontrollierbar macht. Minuten-
takte und Standardisierung sollen mehr Technikeinsatz, mehr Ra-
tionalisierungsgewinn, mehr Professionalität, aber auch Arbeitser-
leichterung ermöglichen. Sie werden jedoch dem ureigenen Tempo 
von Sorge- und Pflegearbeit – zum Beispiel beim Füttern von Babies 
und dementen Personen – übergestülpt, ohne Zeit für Empathie und 
human touch einzukalkulieren. Streicheleinheiten, Zuspruch und 
emotionale Arbeit gehen nicht in die Lohnbildung ein und bleiben 
folglich unbezahlt. Migrantische Kinderbetreuer:innen bauen in-
tensive affektive Beziehungen zu den betreuten Kindern und Alten 
auf. Keine Ärzt:in stellt nur professionell ein Beatmungsgerät ab, 
keine Intensivpfleger:in steht ohne Emotionen an einem Sterbebett. 
Somit organisieren Module Sorgearbeit extraktivistisch, bezahlte 
Arbeit schließt unbezahlte ständig ein, mit dem Resultat systemati-
scher Unterbezahlung. Diese Verschränkung von unbezahlter und 
bezahlter Arbeitszeit wird deutlich an der 24/7-Altenbetreuung in 
Privathaushalten, wo real nur einige Stunden des rund um die Uhr 
dauernden Bereitschaftsdienstes entlohnt werden. 

Kostenminimierung führt zum Raubbau an den Körpern und 
der Psyche von Pflegepersonal. Sie steigen aus, weil sie die Grenze, 
die das wachstumsbesessene System überschreitet, in sich tragen 
und am eigenen Leibe erfahren. Gesundheits- und Pflegeeinrich-
tungen sind gezwungen, ständig neues Personal zu rekrutieren, da-
mit die Versorgungslücken nicht noch tiefer aufklaffen. 

Verkettungen und neue internationale Sorgearbeitsteilung
Der akute Notstand in Kranken- und Altenpflege wird in Deutsch-
land ganz selbstverständlich durch den organisierten Import von 
Care-Lohnarbeiter:innen bewältigt. Seit einigen Jahren normali-
siert der deutsche Staat mit direkter Anwerbung, aber auch über 
Job-Messen die transnationale Rekrutierung vor allem von Alten-
pflegekräften in Balkanstaaten, nordafrikanischen und asiatischen 
Ländern und auch in Mexiko. Der globale Süden wie auch Osteu-
ropa werden als Supermarkt preisgünstig verfügbarer Arbeitskräfte 
behandelt, aus denen der globale Norden Sorgekapazitäten abziehen 
kann, um die eigene Reproduktionskrise in den Griff zu bekommen. 
Das ist transnationaler Extraktivismus von Care, der offiziell 
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„Triple-Win“ heißt, dass nämlich Deutschland, die Pflegekraft und 
das Herkunftsland von dem Deal profitieren sollen. Die Forderung 
der WHO, kein Gesundheitspersonal aus Ländern zu rekrutieren, 
die selbst unter einem Mangel an Kräften leiden, wird munter über-
sehen.

Am anderen Ende dieser Sorgeketten hatten die Philippinen be-
reits seit den 1970er Jahren den Export von Hausangestellten und 
Krankenschwestern zur Entwicklungsstrategie erklärt, um die Er-
werbslosigkeit im Land zu reduzieren und vor allem um durch 
Rücküberweisungen Deviseneinnahmen zu bekommen, mit denen 
sie Staatsschulden zurückzahlen konnten. Den Philippinen folgten 
inzwischen eine Vielzahl von Ländern, die die Migration als „Pat-
riotismus“ und die Migrantinnen, die ihre Familien zurücklassen, 
als „Heldinnen der Nation“ feiern.

Im wohlhabenden Zielland werden die Migrant:innen als „ande-
re“ konstruiert: sie seien psycho-sozial für die Altenpflege prädesti-
niert, weil in ihren Kulturen die Achtung für und Empathie mit al-
ten Menschen stärker sei als im harschen Individualismus des glo-
balen Nordens, die niedrige Bezahlung sei gerechtfertigt, weil sie im 
Herkunftsland viel mehr wert sei. Kulturalistisch-symbolische Auf-
wertung und finanzielle Geringbewertung von Care-Arbeiter:innen 
sind ein Tandem. 

Global Care Chains gehören längst wie auch globale Produkti-
onsketten zu den Lebensadern kapitalistischer Globalisierung. Care 
chains sind aber immer auch care drain and brain drain. Die Sorge-
kette, die bei uns einen Mangel behebt, reißt am anderen Ende, z. B. 
in Polen eine Versorgungslücke auf. Während Arbeitskräfte, Ausbil-
dung und Wissen das Land verlassen, werden Versorgungs- und 
Personaldefizite aus wohlhabenden Ländern und Haushalten in die 
ärmeren Herkunftshaushalte und -länder verschoben. Dort müssen 
Sorgearbeiter:innen individuelle Lösungen zur Bewältigung der 
Unterversorgung finden, durch Mehrarbeit von Verwandten oder 
Nachbar:innen oder manchmal durch Beschäftigung von noch 
preisgünstigeren migrantischen Arbeitskräften, in Polen beispiels-
weise aus der Ukraine. Arlie Hochschild bezeichnet in ihrer Analyse 
globaler Sorgeketten die Extraktion von Emotionen als neuen Impe-
rialismus, durch den Familien und Kinder im Norden in den Ge-
nuss eines emotionalen Mehrwerts kommen. Liebe und Care sind in 
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diesen Ketten die neue Goldwährung.2 Durch die imperiale Lebens- 
und Versorgungsweise der globalen Mittelschichten wird anderswo 
Armut an Versorgung geschaffen, auch wenn die Einkommensar-
mut reduziert wird. Das bedeutet eine neue Ungleichheit sozialer 
Reproduktionsbedingungen, aber auch dass soziale Reproduktions-
krisen und die Chancen zu ihrer Bewältigung höchst ungleich ver-
teilt sind. 

Silvia Federici bezeichnet es als Prozess permanenter primärer 
Akkumulation, wenn Care-Arbeiten aus außermarktlichen Berei-
chen in die kapitalistischen Märkte integriert werden.3 Dass dies ein 
fortschreitender Prozess im Bereich der Reproduktion, auch der 
biologischen Reproduktion ist, hat Covid-19 ins Rampenlicht ge-
bracht. In Repro-Kliniken in der Ukraine warteten Dutzende von 
Leihmüttern geborene Babies auf Abholung durch ihre genetischen 
Eltern. Die konnten wegen Corona nicht einreisen, um ihr bestelltes, 
mithilfe von Reproduktionstechnologien zustande gekommenes 
Kind fristgerecht in Empfang zu nehmen. Auch das ist imperiale Le-
bensweise.

Bioökonomische Märkte bieten ungewollt Kinderlosen Wert-
schöpfungsketten mit den notwendigen biologischen Ressourcen, 
Dienstleistungen, Pharmazeutika und Technologien an: Ei-, Samen- 
und Stammzellen aus den USA, die notwendigen Hormone vom 
Pharmakonzern Merck aus Deutschland, eine Leihmutter aus dem 
globalen Süden/Osten. Das Verbot von Eizellabgabe und Leihmut-
terschaft in vielen Ländern führte zur Entstehung eines Fruchtbar-
keitstourismus. Auch diese Ökonomisierung eines zutiefst als pri-
vat, intim und fern aller privatwirtschaftlichen Verwertung erschei-
nenden lebensweltlichen Bereichs bedeutet eine „Landnahme“ vor-
her nicht kommerzialisierter Bereiche des Sozialen, von Körper und 
Natur. Sowohl die nach einer Hormonbehandlung erfolgte Bereit-
stellung von Eizellen durch eine „Spenderin“ als auch die Bereitstel-
lung eines Uterus als Gefäß für das Kind Anderer bedeuten eine 
Auslagerung von reproduktiver und Sorgearbeit. Da Organe und 
Körpersubstanzen wie Eizellen offiziell nicht als Ware gehandelt 

2	 https://www.humiliationstudies.org/documents/HochschildLoveand-
Gold.pdf.

3	 https://monoskop.org/images/d/d8/Federici_Silvia_Caliban_and_the_
Witch_Women_the_Body_and_Primitive_Accumulation_2004.pdf

https://monoskop.org/images/d/d8/Federici_Silvia_Caliban_and_the_Witch_Women_the_Body_and_Primitive_Accumulation_2004.pdf
https://monoskop.org/images/d/d8/Federici_Silvia_Caliban_and_the_Witch_Women_the_Body_and_Primitive_Accumulation_2004.pdf
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werden dürfen, müssen sie altruistisch „gespendet“ werden. Die ent-
sprechende Entlohnung trägt das Etikett „Kompensation“. So gerät 
auch die biologische Reproduktion in den Sog von Vermarktung 
und Verwertung.

Systemrelevanz und Commons
Wir brauchten eine Pandemie, damit eine breite Öffentlichkeit die 
Systemrelevanz von Care-Arbeiten thematisierte. Applaus von allen 
Rängen für das Gesundheitspersonal. Viele Pflegekräfte haben das 
Beklatschen jedoch als real-existierenden Zynismus wahrgenom-
men. Denn sie kämpfen und streiken seit Jahren vergeblich für mehr 
Aufmerksamkeit und Anerkennung. In der Corona-Krise gab es 
manchmal eine Bonuszahlung, in Deutschland sogar eine von Verdi 
erkämpfte Lohnerhöhung für Pflegekräfte im Krankenhaus. Doch 
an den neoliberalen Strukturen im Gesundheitssektor hat das nichts 
ändern können.

In den vergangenen Jahrzehnten politisierten Arbeitskämpfe in 
den Sozial-, Pflege- und Erziehungsdiensten Sorgearbeit und Ar-
beitsbedingungen. Den Anfang machten zum Höhepunkt der Fi-
nanzkrise 2008/9 die KiTa-Beschäftigten mit der Frage, ob sie nicht 
systemrelevant seien, sondern nur Banken. Jenseits von geringer 
Entlohnung skandalisierten die Proteste wie nie zuvor den Mangel 
an Anerkennung und Wertschätzung und forderten dabei aber 
gleichzeitig strukturelle Veränderungen wie ein Aufweichen der 
Pflegemodule und der Fallpauschalenabrechnung. 

Paradigmatisch waren die Streiks an der Charité in Berlin. 2011 
hatte ein Streik Lohnerhöhungen zur Folge, aber auch Personalab-
bau, was zu einer stärkeren Arbeitsbelastung bei dem verbliebenen 
Personal führte. Deshalb rückten nachfolgende Streiks mit dem Slo-
gan „Mehr von uns ist besser für alle“ die Qualität der Pflege in den 
Vordergrund. Noch eklatanter brachten 2017 polnische Ärzt:innen 
die Krise des neoliberalisierten Gesundheitssystems an die europäi-
sche Öffentlichkeit mit der Parole, dass sie auch zum Wohl der Pa-
tient:innen hungerstreikten. Sie drohten mit Migration in wohlha-
bendere europäische Staaten.

Während der ersten Welle der Pandemie protestierte medizini-
sches und Pflegepersonal in vielen Ländern gegen den Mangel an 
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Infektionsschutz und die darin offensichtliche verwaltungs- und re-
gierungsamtliche Missachtung ihrer Arbeit und ihre Körper. In af-
rikanischen Ländern, von Zimbabwe bis Ghana und Nigeria gab es 
Proteste gegen schlechte Bezahlung und Überbelastung, die auch 
eine Folge des transnationalen Exodus von Gesundheitspersonal ist. 
Soziale und rassifizierte Ungleichheiten sind tief und folgenschwer 
in die Gesundheitsversorgung eingeschrieben: In den USA und 
Großbritannien war unter den Corona-Toten ein überproportional 
hoher Anteil von Schwarzen. Auch unter dem infizierten Gesund-
heitspersonal waren in den USA, England und Schweden ebenfalls 
überdurchschnittlich viele Schwarze und Eingewanderte. Care und 
Gesundheitsversorgung sind eine Frage sozialer Gerechtigkeit.

Mit der Politisierung von guter Pflege als Allgemeininteresse tra-
ten die Sorgearbeitskräfte als politische Subjekte aus der Unsicht-
barkeit heraus. Pflegekräfte an vielen Krankenhäusern und in Pfle-
geeinrichtungen in Europa solidarisierten sich und protestierten. 
Die Botschaft ist, dass eine hochwertige Versorgung unter den Be-
dingungen der Pandemie und eine bessere Pflegequalität allgemein 
unter neoliberalen Bedingungen nicht leistbar sind. Deshalb sind 
die Proteste und Streiks des Gesundheitspersonals anti-neoliberal: 
sie klagen ein wachstumsorientiertes neoliberales Gesundheitssys-
tem an, das krank macht; sie politisieren Care und fordern einen po-
lit-ökonomischen und kulturellen Paradigmenwechsel, der Rechte 
und Bedürfnisse der Menschen Vorrang vor Effizienz und Profit 
gibt. 

Ein wesentlicher Schritt in Richtung auf eine Caring Ökonomie 
und eine öffentliche soziale Infrastruktur als Commons wäre, Care 
der Profitmacherei auf den Gesundheits-, Erziehungs- und Betreu-
ungsmärkten zu entziehen. Care muss als Gemeinschaftsgut und 
nicht als Ware auf Gesundheits- und Betreuungsmärkten behandelt 
werden. Die Proteste und Kämpfe der Gesundheitsarbeiter:innen 
haben emanzipatorische transformatorische Potentiale, um Krisen 
sozialer Reproduktion, die auf den Märkten systemisch mit Aner-
kennungs-, Zeit- und auch Einkommenskrisen verflochten sind, zu 
überwinden. Die Spezifik von Sorgekämpfen, dass es um das ‚gute‘ 
Leben und die Qualität sozialer Reproduktion geht und zwar auf 
Grundlage von Gerechtigkeit, Solidarität, Demokratie, Zeitwohl-
stand macht sie anschlussfähig an andere soziale Bewegungen, die 
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alternative Praktiken von Produktion, Reproduktion und Vertei-
lung erproben. 

Eine Reihe Publikationen der jüngsten Vergangenheit politisie-
ren Sorgearbeit als Frage von Demokratie, sozialer Gerechtigkeit 
und Bürgerschaftlichkeit. Das kürzlich veröffentlichte Care Mani-
festo4 fordert einen radikalen Paradigmenwechsel in sechs Feldern, 
nämlich Politik, Familie, Gemeinde, Staat, Ökonomie und Welt. Es 
will Care im Sinne von Sich-Kümmern und Achtsamkeit zum Dreh- 
und Angelpunkt machen – statt der Sorg- und Rücksichtslosigkeit 
des „I really don’t care“. Dabei baut es darauf, Interdependenzen zu 
akzeptieren und neue solidarische Verbindungen zu schaffen, ei-
gentlich einen „Social New Deal“ zu initiieren. Ein Autor:innenkol-
lektiv nennt das „Ökonomie des Alltagslebens“5, die als Fundament 
für Gesellschaft und Ökonomie die Daseinsvorsorge und soziale In-
frastruktur sichert und globale soziale Rechte einlöst.

Die Pandemie macht schmerzlich erfahrbar, dass Gesundheit ein 
Gemeingut und weder handelbar noch verhandelbar ist. Eine Frei-
gabe von Patenten und eine commons-basierte Impfstoffproduktion 
und –verteilung wäre aktuell auf globaler Ebene eine Chance, le-
bensnotwendige Produkte und Dienstleistungen, Medikamente und 
Care-Arbeit dem Profit- und Wachstumsbesessenheit auf globaler 
Ebene zu entziehen und öffentliche Versorgung zu bevorzugen. 
Bleibt zu hoffen, dass die Pandemie als Hebel wirkt, um die Unver-
einbarkeit von Qualitätsversorgung und Verwertung in das Be-
wusstsein einer breiten Öffentlichkeit zu befördern. Die Risse im 
Corona-Kapitalismus, die offensichtlich geworden sind, müssen 
weiter aufgesprengt werden.

 

4	 The Care Collective (2020): The Care Manifesto. Politics of Interdepen-
dence, London/New York

5	 Foundational Economy Collective (2019): Die Ökonomie des Alltagsle-
bens. Für eine neue Infrastrukturpolitik, Berlin
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Jutta Matysek

Lobau-Autobahn & Co: Das drohende 
Autobahngeschwür und seine Metastasen

Übertreibung? Mitnichten. Sprache schafft Bewusstsein und soll 
auch bewusst eingesetzt werden, um die richtigen Bilder im Kopf zu 
erzeugen. Mit dieser drastischen Überschrift wollen wir uns den 
manipulativen Namensgebungen der Autobahnlobby, die von viel 
zu vielen gedankenlos übernommen werden, entgegenstellen.

In den Medien wird immer nur von einem „Lobau-Tunnel“ gespro-
chen. Damit sagt man aber im wahrsten Sinne des Wortes nur die 
Hälfte: Die „S1 Süßenbrunn bis Schwechat“, so der offizielle Name der 
19 km langen Autobahn, wäre nur zur Hälfte in Tunnellage. Da, wo 
sie unter der Donau und unter der Lobau durch geht. Die andere Hälf-
te ist nicht in Tunnellage geplant. Sie wird – an der Stadtgrenze ent-
lang – den ganzen Nordosten von Wien einsperren und mit Verkehrs-
lärm zudröhnen. Und: Ein Lobau-Tunnel (offizieller Name „Tunnel 
Donau Lobau“) ist nicht nur EINE Tunnelröhre. Sondern zwei, mit 
jeweils 15 Metern Durchmesser, mit denen die Asfinag das National-
park-Gebiet an der breitesten Stelle durchstoßen will. Weil sich das 
PR-mäßig nicht so gut vermarkten lässt, benutzt die Autofahrerlobby 
deshalb am liebsten die Bezeichnung „Sechste Donauquerung“. Da-
mit will sie nicht nur den Nationalpark, dem durch die Autobahn die 
Aberkennung des Nationalparkstatus droht, aus dem Fokus der Öf-
fentlichkeit nehmen. Sondern sie suggeriert auch, dass nur vom moto-
risierten Individualverkehr (MIV) benutzbare Donauquerungen zäh-
len. In Wien existieren aber bereits 11 Donauquerungen. Eine Lobau-
Autobahn als 12. Donauquerung würde die Gesamtverkehrskapazität 
nur um 6,2  % steigern (FVV, 2015). Verkehr ist nämlich nicht nur 
PKW-, LKW und Motorradverkehr, sondern die Gesamtheit von öf-
fentlichen Verkehrsmitteln (Bahn, Bim, Bus) und aktiver Mobilität 
(Zu-Fuß-Gehen, Radfahren, Scooter, Lastenräder) und MIV. 

II. ASPEKTE DER IMPERIALEN LEBENSWEISE
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Wir werden diesen verharmlosenden Bezeichnungen nicht fol-
gen und deshalb von einer S1 als Lobau-Autobahn sprechen. Diese 
ist von der durch Klima- und Verkehrsministerin Leonore Gewess-
ler in Auftrag gegebenen Evaluierung der Autobahnprojekte des 
Bundes fürs Erste abgesagt worden. Aber leider noch lange nicht 
ganz verhindert. Genauso wie die mit ihr zusammenhängenden 
Autobahnabschnitte. 

Wozu eine Lobau-Autobahn, wozu die anderen 
Autobahnen? 
Das erklärte Verkehrsstadtrat Rudolf Schicker (SPÖ) 2001 in einer 
Presseaussendung1 mit den „Bemühungen Wiens, sich als TEN-Kno-
ten zu positionieren“ sowie mit „der zu erwartenden Steigerung des 
Transitverkehrs durch die bevorstehende EU-Erweiterung“. TEN 
steht für Trans European Networks. Eine Lobau-Autobahn wäre Teil 
einer Schwerverkehrs Autobahnachse Danzig–Wien, der TEN Nr. 25. 
Also eine Nord-Südverbindung, quer durch den Kontinent. 

Zusätzlich zur TEN Nr. 25 war auch eine EUROPA Spange 
zwischen Bratislava und Bayern als Ost-West Transitschneise ge-
plant. Für diese wollte man u. a. eine S8 Marchfeldschnellstraße 
und eine Waldviertelautobahn bauen. Die Bevölkerung von Wien 
und Umgebung würde sich dann im Fadenkreuz des internatio-
nalen Schwerverkehrs wiederfinden. Zum Glück hat die Ver-
kehrs- und Klimaministerin Gewessler beiden Projekten eine 
Absage erteilt. Auch der Asfinag-Aufsichtsrat hat diese nicht 
mehr in ihrem Sechsjahresplan (der allerdings jedes Jahr aufs 
Neue für sechs Jahre gemacht wird). 

Für die Waldviertelautobahn heißt das, dass sie nicht ins Bun-
desstraßengesetz, Anhang 2 aufgenommen wird, womit wir uns 
sicher sein können, dass sie nicht kommt. Bei der S8 Marchfeld-
schnellstraße ist es so, dass trotz der Willenserklärung der Minis-
terin das Ganze noch nicht ausgestanden ist. Der als „S8 West“ be-
zeichnete Teil ist bereits im Bundesstraßengesetz beschlossen, eine 

1	 https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20011112_OTS0166/schi-
cker-startschuss-fuer-super-now
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S8 Ost noch nicht. Trotzdem zeichnet sie die Asfinag immer in ih-
ren Plan ein.

Mitten im Weg sind ihr dabei in jedem Fall die geschützten March
auen. Diese spielen eine zentrale Rolle für zahlreiche bedrohte 
Arten, vor allem Vögel, und sind als NATURA-2000-Gebiet ge-
schützt. Bei der S8 West gibt es u. a. durch den vom Aussterben be-
drohten Triel ein Genehmigungshindernis, weshalb das Bundesver-
waltungsgericht das Projekt in die erste Instanz zurückverwiesen 
hat. Dieses Urteil wird von Bürgerinitiativen gemeinsam mit der 
Umweltorganisation VIRUS angefochten, weil sie eine gerichtliche 
Ablehnung erreichen wollen. Auch die Asfinag ist in Revision gegen 
das Urteil gegangen. Sie will nach wie vor bauen. Eine Streichung 
aus dem Bundesstraßengesetz durch eine politische Entscheidung 
(einfache Mehrheit im Parlament) wäre hier auch der beste Weg, um 
dieses Wahnsinnsprojekt endlich loszuwerden.

Eine solche Streichung muss auch dringend erkämpft werden für 
eine Lobau-Autobahn und eine ebenfalls drohende Autobahnverbin-
dung „S1 Spange Seestadt“. Mit dieser Verbindung will die Asfinag an 
die von der Stadt Wien geplanten „Stadtstraße Aspern“ und in weite-
rer Folge an die bestehende A23 Südosttangente anschließen.

Stadtstraße Aspern?
Der Klimakollaps ist in vollem Gange, Klima- und Bodenschutz 
überfällig, dennoch will die rot-pinke Stadtregierung nach wie vor 
eine vier- bis sechsspurige „Stadtstraße Aspern“ mitten durch 
Wohn- und Erholungsgebiete im 22. Bezirk treiben.

Mit dieser Defacto-Autobahn wollen Bürgermeister Ludwig und 
Verkehrsstadträtin Sima die Seestadt Aspern mit der  – ohnehin 
schon vollen – Südosttangente A23 verbinden.

Das, obwohl die Seestadt Aspern als verkehrsberuhigte Smart 
City geplant ist. Wo als Ziel 40 Prozent Öffis, 40 Prozent Rad & Zu-
Fuß-Gehen und nur 20 Prozent motorisierter Individualverkehr 
festgeschrieben sind.

Das, obwohl die Seestadt mit U2 und Schnellbahn S80 hochran-
gigst erschlossen ist. „Neben erstklassiger öffentlicher Anbindung 
mit zwei U-Bahn-Stationen, einem Bahnhof, sieben Buslinien aus 
allen Himmelsrichtungen und künftig auch zwei Straßenbahnlinien 
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gibt es zahlreiche Mobilitätsangebote, die den Verzicht aufs eigene 
Auto leicht machen.“2 

Wozu will die Stadt Wien dann mit „Stadtstraße“ und einer 
ebenfalls geplanten „S1 Spange Seestadt“ zwei Autobahnen hinbau-
en, mit eigener Autobahnabfahrt? Will man damit einen Anreiz 
schaffen, dass sich die Bewohner:innen der Stadtneubaugebiete erst 
recht wieder mehr Autos anschaffen und auf die Südosttangente 
fahren?

Auch die anderen geplanten Stadterweiterungsgebiete der Do-
naustadt brauchen diese Autobahnen sicher nicht, sie können viel 
besser mit öffentlichen Verkehrsmitteln erschlossen werden. Und: 
Wer will schon an einer Autobahn leben?

Die alten Ortskerne und die schon bestehenden Straßen des 
niedrigrangigen Verkehrsnetzes erwartet beim Bau sicher keine 
langfristige Entlastung. Vor allem auch nicht, weil die Stadt Wien – 
trotz dem Nein der Klimaministerin – nach wie vor vehement auf 
die Errichtung der Nord-Süd-Transitschneise Lobau-Autobahn und 
auf die Ost-West-Transitschneise nach Bratislava drängt.

Mit einer Lobau-Autobahn schneller in den Krieg
Der erste Versuch, eine Lobau-Autobahn zu bauen, kam von den 
Nationalsozialisten. Mit Zwangsarbeiter:innen wurde bereits mit 
Brückenstehern an der Donau begonnen. Weil die Nazis ihr – vor 
allem als militärischer Nachschubweg gedachtes  – Projekt wegen 
der Kriegswirren nicht mehr weiterbauen konnten, wurde es abge-
brochen. 

Seit 2017 zwingt die Teilnahme am militärischen EU-Kerneuro-
pa EU-SSZ/Pesco3 Österreich zur ständigen Erhöhung des Militär-
haushaltes und zur Teilnahme an globalen EU-Militärmissionen – 
sprich zum Mitmarschieren bei EU-Kriegen und zu permanenter 
Aufrüstung. EU-SSZ/Pesco steht für „Ständig Strukturierte Zusam-
menarbeit“.

Zwischen dieser EU-SSZ und den Waffentransporten durch Ös-

2	 https://www.aspern-seestadt.at/wirtschaftsstandort/planung__wirklich-
keit/mobilitaet 

3	 https://www.solidarwerkstatt.at/?view=article&id=1934:ja-zur-neutrali-
taet-nein-zur-eu-ssz&catid=97
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terreich gibt es einen direkten Zusammenhang. Denn eines dieser 
SSZ-Projekte ist es, Straßen- und Transportwege „panzerfit“ zu ma-
chen, damit schwerstes Kriegsgerät noch schneller nach Osten oder 
Süden verlegt werden kann (wo bei allen Militärmanövern der letz-
ten Jahre die zukünftigen Kriegsschauplätze angenommen werden). 
Die EU hat unter dem Schlagwort „Militärische Mobilität“4 dafür 
sogar einen 6,5 Milliarden schweren Finanzierungstopf bereitge-
stellt, um noch schwereres NATO- und EU-Kriegsgerät noch ra-
scher aufmarschieren zu lassen. Um das TEN-T-Transportnetzwerk 
für die militärische Mobilität fit zu machen, sollen bis 2050 500 Mil-
liarden Euro ausgegeben werden.

Diese Frage  – wie Truppen und Kriegsgerät schnell und sicher 
über die Donau zu bringen sind – ist schon seit den Römern von ent-
scheidender militärischer Bedeutung. Während Brücken ein leich-
tes Angriffsziel aus der Luft für gegnerische Bomber darstellen, wä-
ren Panzer im Tunnel relativ geschützt. Und die Lobau-Tunnel wür-
den eine unterirdische befahrbare Verbindung zwischen den strate-
gischen Treibstoff Reserven der Republik Österreich im Tanklager 
Lobau und der Ölraffinerie in Schwechat schaffen.

Eine kleine Geschichte des Widerstandes gegen die 
geplanten Autobahnen im Nordosten Wiens 
Der Kampf der Zivilgesellschaft gegen die Autobahnen begann An-
fang der 70er Jahre. Ein zutiefst sozialdemokratischer Polizist na-
mens Anton Klein schaffte es damals gemeinsam mit Naturschutz-
bund & WWF im Rahmen der „Lobau darf nicht sterben!“-Kampa-
gne die zwei damals durch die Lobau geplanten Autobahnen zu 
verhindern. 

Leider planten Bund, Wien und NÖ ab den 1990er Jahren wieder 
Autobahnen, mit sich verändernden Trassenführungen und Di-
mensionen. Diese werden seitdem von Bürgerinitiativen (Rettet die 
Lobau – Natur statt Beton, BIM Groß Enzersdorf, BI Marchfeld, Le-
benswertes Essling, Hischstetten Retten) und NGOs (VIRUS, 
Greenpeace, Global 2000, Forum Wissenschaft und Umwelt, Natur-

4	 https://www.solidarwerkstatt.at/frieden-neutralitaet/milliarden-fuer-
die-kriegsmobilmachung
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schutzbund, Alliance for Nature, WWF) und engagierten Einzel-
personen mit Infoveranstaltungen und Protestaktionen auf der 
Straße bekämpft. Und auch juristisch: Im Rahmen der Umweltver-
träglichkeitsprüfung und der nachgelagerten Wasserrechts- Natur-
schutzrechtsverfahren durch alle Instanzen bis zu den Höchstge-
richten. Besonders erwähnenswert ist die Mahnwache in der Lobau 
im Jahr 2006, womit während sechs Wochen im Winter die Probe-
bohrungen gestoppt werden konnten.

Der Lauf der Ereignisse5 
2020: Der akut drohende Baubeginn von Stadtautobahn und Lo-
bau-Autobahn bewirkte, dass sich die junge Klimaschutzbewe-
gung mit Fridays for Future, dem Jugendrat, System Change not 
Climate Change und Extinction Rebellion verstärkt engagierte. 
Mit großen Demonstrationen und Aktionen zivilen Ungehorsams 
gelang es diesem losen Bündnis, das sich unter dem Hashtag #Lo-
baubleibt! zusammenfand, dem Thema auch in der medialen Auf-
merksamkeit einen fixen Platz zu erkämpfen. Seither geht es Schlag 
auf Schlag: 
•	 Am 27. August 2021 gab es eine angemeldete politische Ver-

sammlung in der Grünanlage Anfanggasse. 
•	 Am 30. August wurde auf der ersten Baustelle bei der Hirsch-

stettner Straße 44 eine Mahnwache begonnen.
•	 Am 6. September auf der Baustelle bei der U2 Station Hausfeld-

straße.
•	 Am 1. Dezember konnte die Umweltseite einen Zwischenerfolg 

feiern, als die Klimaschutzministerin Gewessler die Absicht äu-
ßerte, keine Lobau-Autobahn und keine S8 Marchfeldschnell-
straße bauen zu wollen. (Leider gehen die laufenden Rechtsver-
fahren dazu unvermindert weiter und die Asfinag hat lediglich 
verkündet, diese beiden Projekte nicht im aktuellen Sechsjahres-
plan festzuschreiben). Aus dem Bundesstraßengesetz wurden sie 
auch noch nicht entfernt, genauso wenig wie die S1-Spange, die 
die von der Stadt Wien geplante Stadtautobahn verlängern soll. 

5	 Der Redaktionsschluss dieses Artikels lag vor der polizeilichen Räumung 
am 5. April 2022.
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Und – „im Nirvana endet“ (O-Ton Bürgermeister Ludwig, https://
orf.at/stories/3238554/).

•	 Am 9. Dezember kündigte die Polizei die Räumung des Camps in 
der Hausfeldstraße an. Als ersten Schritt erklärte sie in der Früh 
die Versammlung für aufgelöst.

•	 Am 11. Dezember wurden von der Stadt Wien, vertreten durch 
die Anwaltskanzlei Jarolim, an mehr als 40 Personen Klagsan
drohungen ausgeschickt, wenn sie Bauarbeiten für eine Stadtau-
tobahn behindern sollten. Im Raum stehen existenzbedrohende 
Klagsummen. Die Stadt Wien schickte solche Einschüchterungs-
klagen unter anderem an 13-jährige Schüler:innen, Wissenschaf-
ter:innen, Künstler:innen usw. Mit Orwells Buch „1984“ könnte 
man sagen: An Menschen, denen die Stadt Wien „mentale Unter-
stützung“ vorwirft.

•	 Am 17. Dezember solidarisierten sich 2000 Menschen bei einer 
Demo gegen die Repression der Klimaaktivist:innen

•	 Am 23. Dezember wurden die Klagsdrohungen gegen die 13- 
und 14-Jährigen zurückgezogen.
Am 31. Dezember um 2 Uhr morgens wurde von „Unbekannt“ 

ein Brandanschlag auf den hölzernen Witterungsschutz der Klima-
schützer:nnen in der Hischstettner Strasse 44 verübt. Die acht jun-
gen Klimaaktivist*innen, die sich darin befanden, konnten sich  – 
gerade noch – unverletzt retten, bevor das Feuer alles erfasste. Doch 
auch von diesem Attentat ließen sich die Klimaschützer:innen nicht 
einschüchtern: Sofort nachdem die Polizei ihre Tatortermittlungen 
beendet hatte, wurden die Brandreste entfernt und ein neuer Witte-
rungsschutz gebaut, um weiter vor Ort zu sein und die Stadtauto-
bahn verhindern zu können.

Im Zuge der Ermittlungen wurde bekannt, dass vor, aber auch 
nach dem Anschlag in sozialen Medien von allen möglichen Per-
sonen angekündigt worden war, den Witterungsschutz der Kli-
maaktivist:innen anzünden zu wollen. Die Sprecherin des Jugend-
rates (einer der innerhalb der Lobaubleibt!-Bewegung aktiven 
Gruppen, die ursprünglich aus der Fridays for Future Bewegung 
hervorgegangen ist), ist zudem Ziel zahlreicher Morddrohungen.

Weltweit sind solche Vorgänge vor allem aus den Ländern des glo-
balen Südens bekannt, wo Mordanschläge gegen Klimaschutzakti-
vist:innen an der Tagesordnung stehen. Deshalb schaltete sich auch 
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Amnesty International ein. Dem Wiener Bürgermeister Ludwig aller-
dings war die Tatsache, dass der Terror gegen Klimaschützer:innen 
Wien erreicht hat und die betroffenen acht Jugendlichen (zwischen 16 
und 18 Jahren alt) beinahe getötet worden wären, nur die Bemerkung 
wert: „Ein rechtsfreier Raum in einer Stadt ist kein Vorteil“. 

Mehr Straßen – mehr Verkehr
Verkehrswissenschafter:innen warnen, dass Kapazitätserweiterun-
gen im Autobahnnetz zu mehr motorisiertem Individualverkehr 
führen würde. Die von der Asfinag im Rahmen der Umweltverträg-
lichkeitsprüfung vorgelegten Prognosezahlen für 2035 zeigen keine 
Verkehrsentlastung beim Bau einer Lobau-Autobahn. 

Hinzu kommt, dass neben einer unverändert vollen Tangente 
auch der Lobautunnel relativ schnell an Kapazitätsgrenzen stoßen 
würde. So ergibt sich aus einer Staustundenermittlung bereits für 
2035 (auf Werktage Mo-Fr umgelegt) – um es auf eine Zahl herun-
terzubrechen – eine Stunde Stau pro Werktag (im Detail: Fahrtrich-
tung Norden 161 Stunden/Jahr, Fahrtrichtung Süden 264 Stunden/
Jahr  – entspricht 26 bzw. 43 Minuten/Tag (Mo-So), auf Werktage 
umgelegt 36 bzw. 76 Minuten – zwischen Nord und Süd gemittelt 56 
Minuten, also ca. eine Stunde (Vergl. dazu: Projektunterlage WU-
11, Ergänzung Staustunden 2035).

Wozu also heute noch Autobahnen bauen? 
Vergessen wir nicht: Die Asfinag, deren Namenskürzel für „Auto-
bahnen- und Schnellstraßen-Finanzierungs-Aktiengesellschaft“ 
steht, ist eine AG. Damit dieser österreichische Autobahnplaner und 
-betreiber mehr Gewinn macht, muss mehr Verkehr her. Diese AG 
hat nur einen Aktionär: den Staat Österreich. Was in einer Asfinag-
Bilanz allerdings nicht drinnen steht, sind die sogenannten exter-
nen Kosten des Verkehrs. Denn die zahlt ja nicht die Asfinag, son-
dern der Steuerzahler. Und sie hat rund 10 Mrd. Schulden, für die 
die Steuerzahler:innen haften. 

Die ASFINAG generiert den größten Gewinn durch LKW-Verkehr, 
da LKWs die höchsten kilometerabhängigen Mautgebühren bezahlen: 

Als ein äußerst aussagekräftiges Statement der Asfinag zur Frage, 
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wozu die Asfinag neue Autobahnen bauen will, erklärte DI Thomas 
Schröfelbauer, Projektleiter ASFINAG Bau Management GmbH: 
„Neue Straßen ziehen Verkehr an. Das ist de facto eine Entwicklung, 
die nicht aufzuhalten und aus Sicht der ASFINAG ein bisschen ein 
Selbstzweck ist, denn wir leben auch von der Maut. Es ist durchaus 
der gewünschte Effekt.”6 

2021 hat die Asfinag trotz der Corona Pandemie mehr Mauterlö-
se eingenommen. Hauptgrund: Der LKW-Verkehr ist wieder stark 
gestiegen. Konkret gab es bei den LKWs ein Plus von acht Prozent 
gegenüber 2020. Damit wurde trotz der Lockdowns wieder das Vor-
krisenniveau erreicht. 

Die Treibhausgasemissionen der LKWs nehmen stärker zu als die 
des Straßenverkehrs insgesamt. Jeden dritten Kilometer legen Lkws 
leer zurück. Anstatt zu sinken, ist der Anteil der Leerfahrten in den 
letzten Jahren sogar gestiegen. Maßnahmen wie Steuerbegüns-
tigung auf Diesel abschaffen, Lkw-Maut auf allen Straßen in Öster-
reich, Mindestmaut auf EU-Ebene sind längst überfällig! Genauso 
wie eine Änderung des Asfinag-Ermächtigung-Gesetzes, damit die 
Asfinag nicht wie ein Staat im Staat agieren kann, sondern sich an 
die Staatsziele, wie die Senkung der Treibhausgase und des Boden-
verbrauchs, halten muss. 

Trinkwasser-Daseinsvorsorge in Gefahr
Wasser ist das wichtigste Lebensmittel. Der Bau einer Lobau-Auto-
bahn mit der Errichtung der Tunnelröhren für den sog. „Tunnel Do-
nau-Lobau“ würde riskante Baumaßnahmen im Untergrund der Lo-
bau erfordern. Auch durch die Altlast Ölhafen Lobau. Und im Trink-
wasserreservoir des Großraum Wien, der für den Katastrophenfall 
und als Daseinsvorsorge für kommende Generationen vorgesehen ist: 

Mitten in einem aktiven Erdbebengebiet (geologischer Sen-
kungsraum mit zahlreichen Bruchlinien) will die Asfinag zwei Tun-
nel mit 8,5 km Länge und je 15 m Durchmesser bauen: Ganz unten 
plant sie, die bis auf 60 Meter in den Untergrund hinunterreichende 

6	 zit.n. Weber, N.: Politisch-ökologische Konfliktanalyse des Autobahn- 
und Tunnelprojekts S1 Schwechat-Süßenbrunn (‚Lobautunnel‘). Master-
arbeit Uni Wien, S. 69. https://utheses.univie.ac.at/detail/55863



58

Dichtwand des Tanklagers Lobau mit den Tunnelröhren zu durch-
stoßen. Die Dichtwand, die verhindern soll, dass der Grundwasser-
strom die Ölverseuchung des riesigen Altlaststandorts „W12 Tank-
lager Lobau“ in die im Untergrund der Lobau liegenden Trinkwas-
servorkommen trägt.

„Der gesamte Altstandort erstreckt sich parallel zur Neuen Donau 
bzw. Donau und hat eine Gesamtlänge von rund 2.100 m bei einer 
Breite von bis zu 1.000 m. Die Errichtung und Inbetriebnahme des 
Tanklagers erfolgte ab dem Jahr 1940 auf einer Gesamtfläche von rund 
1,5 Quadratkilometern. In den Jahren 1944/45 kam es an mehreren 
Stellen des Altstandortes durch Kriegseinwirkungen sowie nach mehre-
ren Betriebsunfällen in den Folgejahren zu großflächigen und umfang-
reichen Einträgen von Mineralölprodukten in den Untergrund.“7 
Wird die Dichtwand beim Bau dicht bleiben, wenn in 60 Meter 

Tiefe zwei 15 Meter Durchmesser große Löcher hineingebrochen 
werden? Und im Betrieb? Zwei Tunnel mit den Erschütterungen von 
prognostizierten 61 100 Fahrzeugen täglich? Mitten im aktiven Erd-
bebengebiet? Ein Tropfen Öl kann 600 bis 1000 Liter Trinkwasser 
ungenießbar machen. Eine Lobau-Autobahn zu bauen, wäre wie 
russisches Roulette zu spielen mit der Trinkwasser-Daseinsvorsorge 
kommender Generationen. Wollen wir so ein Risiko? Wenn etwas 
passiert, und das ist in einem geologisch aktiven Gebiet wie diesem 
durchaus möglich, wird auf jeden Fall die Republik Österreich – d. 
h. wir Alle – für die Asfinag, ihre 100-prozentige Tochter, die Haf-
tung übernehmen. 

Alternativen? Sind seit Jahren auf dem Tisch! 
Unter anderem – von der Stadt Wien selbst in Auftrag gegeben – 
die Studie „Auswirkungen einer Lobauautobahn auf die Stadt 
Wien“ vom Institut für Verkehrswissenschaften TU Wien (Knofla-
cher, Frey). Diese nennt als beste Lösung für die Verkehrsprobleme 
von Wien eine Stadtstraße und eine Lobau-Autobahn nicht zu 
bauen, sondern stattdessen ein Maßnahmenpaket, bestehend aus 
Parkraumbewirtschaftung, Öffis-Ausbau, Fahrradinfrastruktur-
ausbau umzusetzen.

7	 https://www.altlasten.gv.at/atlas/verzeichnis/Wien/Wien-W12.html



59

„Wien hat das Ziel beschlossen, bis 2030 den Anteil der PKW am 
Modal Split von 27 Prozent auf 15 Prozent deutlich zu reduzieren. 
Erreichbar ist das Ziel nicht mit Straßenausbau, sondern unter an-
derem mit mehr Öffis und Ausbau der Rad-Infrastruktur“, VCÖ 
(Verkehrsclub Österreich). Professor Emberger von der TU Wien 
hat wiederholt darauf hingewiesen, dass, wenn die Stadt Wien dieses 
Reduktionsziel einhält, neue Straßen nicht mehr notwendig sein 
werden, weil die bestehenden dann völlig ausreichend sein werden.
Generell gilt: 
Um Verkehr zu reduzieren, muss man als erstes versuchen, ihn zu 
vermeiden. 
Was sich nicht vermeiden lässt, verlagern. 
Und, was sich nicht mehr verlagern lässt, muss man verbessern. 

In diesem Sinn muss immer die Frage gestellt werden: Welches 
Ziel wird mit der Mobilität verfolgt? Arbeitswege zum Beispiel ver-
ursachen eine Morgen- und eine Abendspitze, die unnötig großen 
Ausbau notwendig macht. Wenn man in den Branchen  – wo es 
möglich ist, für die Arbeitnehmer:innen, die das wollen – mehr Ho-
meoffice ermöglicht und Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohn 
und Gleitzeit, ließe sich da schon Einiges einsparen. Viele müssten 
dann nicht mehr täglich in die Arbeit fahren bzw. nicht gerade in 
der Rushhour. Weiters wäre so zu planen, dass der Arbeitsplatz und 
der Wohnort möglichst nahe beieinander liegen, dass man ihn idea-
lerweise zu Fuß oder mit Fahrrad erreichten kann. Eine solche Stadt 
der kurzen Wege lässt sich am besten mit einer Flächenwidmung 
erreichen, die eine gemischte Struktur vorsieht. Ideal umgesetzt, 
wenn in Gebäuden im Erdgeschoß Geschäfte, im ersten Stock Büros 
und darüber Wohnungen sind.

In Paris wurde Tempo 30 eingeführt, das wäre auch in Wien 
dringend notwendig, um die Straßen für Zu-Fuß-Gehende und 
Fahrradfahrende wieder sicher und lebenswerter zu machen. Be-
sonders für Kinder, die sonst, statt selbstständig zur Schule zu ge-
hen, im Elterntaxi eingesperrt werden. 

Weitere Informationen finden sich auf der Homepage der Bür-
gerinitiative „Rettet die Lobau – Natur statt Beton“: www.lobau.
org oder auf der Facebookseite „Stop Lobau-Autobahn“.

http://www.lobau.org/
http://www.lobau.org/
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Gerlind Weber

Verschandelt! Verschleudert! Verbaut! – 
Schluss mit dem Bodenfraß!1

Landschaft verschandelt! Boden verschleudert! Zukunft verbaut! 
Mit diesen drei Schlagworten lassen sich fürs Erste recht gut die 
Siedlungsentwicklungen in den meisten Landgemeinden und an 
den Stadträndern Österreichs beschreiben. Das heißt, es ist über 
Jahrzehnte hinweg nicht gelungen, die außergewöhnlich attraktive 
naturnahe Landschaft unserer Alpenrepublik entsprechend vor 
Verschandelung zu schützen. Es wurde vielmehr mit einem äu-
ßerst weitläufigen Straßennetz und dem Errichten von Bauten und 
Anlagen „am falschen Platz“ das begrenzte Naturgut Boden ge-
dankenlos verschleudert. Und nicht zuletzt, weil mit Hoch- und 
Tiefbau nur schwer korrigierbare Strukturen geschaffen wurden, 
durch Zersiedelung Zukunftsoptionen im wahrsten Sinn des Wor-
tes verbaut.

Ausdruck dieses lockeren Umgangs mit dem Boden für bauliche 
Zwecke ist, dass Österreich unrühmlicher „Europameister“ in der 
Disziplin „Bodenfraß pro Kopf“ ist. Wenn bei uns aktuell (2019) 
10,5 ha täglich der Landwirtschaft für Wohnen, Arbeiten, Freizeit 
und Verkehr entzogen wird, so ist das pro Person knapp doppelt so 
viel wie beispielsweise in Deutschland.

Weltweite Krisen wie etwa die Erderwärmung, Pandemien, Ar-
tenschwund, Verschmutzung der Meere, Ressourcenverknappung 
ermahnen uns, dass der Ruf nach mehr Bodenschutz nicht nur hei-
mische Folklore, sondern ein Auftrag ist, dem wir dem globalen 
Ganzen schulden. Aber gerade wir haben umgehend den Schwenk 
vom sorglosen zum sorgsamen Umgang mit dem vorderhand agra-
risch genutzten Boden zu vollziehen.

Die Auseinandersetzung mit dem Medium Boden hat den gro-
ßen Vorteil, dass damit hochaktuelle, aber abstrakte Forderungen 
wie „Mehr Klimaschutz!“ oder „Erhalt der Artenvielfalt!“ anhand 

1	 Wiederabdruck aus: Karoline Mayer, Katharina Ritter, Angelika Fitz und 
Architekturzentrum Wien (Hrsg.) (2020): Boden Für Alle (Ausstellungs-
katalog); S. 138–149. Mit freundlicher Genehmigung des AZW.
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konkreter Räume in praktikable Teilschritte übersetzt werden kön-
nen. Dies soll hier nun mittels zentraler Problemstellungen unserer 
Zeit ausgeführt werden:

Ernährungssouveränität
Die Corona-Krise führt uns auf drastische Weise vor Augen, wie 
wichtig die Sicherung der landwirtschaftlichen Böden Österreichs ist, 
um uns im Krisenfall unabhängig von Importen dennoch angemes-
sen ernähren zu können. Darauf hat schon im Jahr 2018 der Chef des 
Generalstabes Otmar Commenda in einem Vortrag hingewiesen, 
wenn er sagte:“ Die größte Bedrohung (für Österreich) ist der Verlust 
der Ernährungssouveränität“. Dieser Experte in nationalen Sicher-
heitsfragen machte klar, dass das Gefährdungspotenzial, das von den 
öffentlich viel diskutierten Themen wie Terrorismus, Cyberattacken 
oder Migration ausgeht, geringer einzuschätzen ist, als der Verlust der 
autonomen Versorgung mit Lebensmitteln. Aber wer weiß schon, 
dass bereits jede dritte Kalorie, die wir essen, ein importierte ist?

Wir fordern daher: Die stete Verbauung bester landwirtschaftli-
cher Böden, die rücksichtslose Zerschneidung der agrarischen Flur 
durch Siedlungserweiterungen und Straßenbau müssen beendet 
werden, um eine angemessene Ernährung jetzt und auch in ferner 
Zukunft in jedem Fall gewährleisten zu können!

Regionale Ernährungssicherung
„Mehr Regionalität!“ ist ein zentrales Anliegen, wenn es um mehr 
Nachhaltigkeit in Wirtschaft und Lebensführung geht. Dies um 
Treibhausgase durch kurze Transportwege einzusparen, um Ar-
beitsplätze vor Ort zu halten oder zu schaffen, aber im Besonderen 
auch, um die steigenden Kundenansprüche gerade im Zusammen-
hang mit der Ernährung einlösen zu können.

So erscheint es wichtig zu wissen, dass über die ganze Wert-
schöpfungskette von Lebensmitteln 25% der klimaschädigenden 
Treibhausgase anfallen und dementsprechend hohe Reduktionspo-
tenziale allein dadurch gehoben werden könnten, wenn mehr Le-
bensmittel „aus der Region für die Region“ kämen, weil sich damit 
kurze Wege und geschlossene regionale Stoffkreisläufe verbinden.
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Darüber hinaus verstärkt sich aber bei einer wachsenden Zahl an 
KonsumentInnen der Wunsch nach einem gesunden, vielfältigen 
Lebensmittelangebot. Die zunehmenden Ansprüche an Frische, 
Schmackhaftigkeit, Bekömmlichkeit „Bio“, transparente Produkti-
onsbedingungen, artgerechte Tierhaltung lassen sich aber nur dann 
auf regionaler Basis einlösen, wenn der Landwirtschaft ausreichend 
Flächen vor Ort zur Verfügung stehen.

Wir fordern daher: Die Raumplanung hat gegenüber der Land-
wirtschaft eine entschiedene Schutzfunktion einzunehmen, um ihr 
den Weg zu mehr Regionalität in der Lebensmittelversorgung zu si-
chern!

Klimaschutz
Die Vermeidung der Erderwärmung und die Anpassung an die Kli-
mawandelfolgen haben ganz starke Bezüge zur Bodenfrage. Doch 
das scheint sich nicht einmal bis zu den VerfasserInnen von Klima-
schutzprogrammen durchgesprochen zu haben. So umfasst bei-
spielsweise die OÖ Klimawandelanpassungsstrategie 73 Seiten, aber 
es gibt darin keinen Bezug zum Boden. Klimaschutz wird vor allem 
als „großes Geschäft“ interpretiert, das mit neuen Technologien wie 
etwa dem E-Auto oder neuen Heizsystemen u.a.m. gemacht werden 
kann. Dabei ist zum Beispiel für den Verkehr von SALMHOFER 
2019 nachgewiesen worden, dass durch technische Lösungen nur die 
Hälfte der bis 2030 erforderlichen CO2 – Reduktionen erwirkt wer-
den können, die andere Hälfte muss durch Verhaltens- und Entschei-
dungsänderungen erwirkt werden, wie beispielsweise beim Bauen:

Ausgangspunkt einschlägiger Überlegungen ist dabei die Ein-
sicht, dass der unbebaute Boden nach den Weltmeeren der zweit-
wichtigste Treibhausgasspeicher im globalen Stoffkreislauf ist. 
Durch Versiegelung im Zuge von Hoch- und Tiefbau wird diese 
wichtige Funktion nicht nur zerstört, sondern durch folgende Wirk-
kette ins Gegenteil gedreht:
•	 Bei der Entfernung der Humusschicht werden CO2 und andere 

Treibhausgase freigesetzt.
•	 Im Zuge des Baugeschehens kommt es zum Einsatz stark emittie-

render Baumaschinen und ein reger Baustellenverkehr entwi-
ckelt sich.
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•	 Der ursprünglich offene Boden wird mit einer wasserundurch-
lässigen Schicht überzogen, was die Fähigkeit Treibhausgase zu 
speichern zerstört und die Hitzebildung antreibt.

Das Errichten von Verkehrswegen und Gebäuden dient Nutzungen 
wie Transport von Personen und Waren, dem Wohnen, Arbeiten 
oder der Freizeitgestaltung. Schlussendlich sind diese Aktivitäten 
zusammengenommen die größten Emissionsquellen klimaschädi-
gender Treibhausgase in unseren Breiten.

Kurz, durch das ständige Ausweiten der Siedlungsräume und des 
Straßennetzes geht, symbolisch ausgedrückt, eine „Schere“ auf, in-
dem so einerseits die Fähigkeit des Bodens Treibhausgase zu spei-
chern nahezu unwiederbringlich zerstört und andrerseits aber die 
Treibhausgasemittenten immer mehr werden.

Wir fordern daher: Die Einsicht, dass das klimafreundlichste 
Haus das nie gebaute Haus ist! (Das gilt sinngemäß natürlich auch 
für die Straße).

Energie- und Biotechnikwende
In engem Zusammenhang mit dem Klimaschutz steht die Umstel-
lung der Energiebasis von fossilen Brennstoffen wie Erdöl, Erdgas 
oder Kohle auf erneuerbare Energieträger. So gut wie jede Region 
Österreichs verfügt heute über ein Energiekonzept, deren oberstes 
Ziel jeweils die „regionale Energieautonomie“ ist. Die soll beispiels-
weise durch Windparks, oberflächennahe Geothermie, Solarfar-
men, Kleinwasserkraftwerke und den Anbau und die Verwertung 
von Biomasse erzielt werden. Das bedeutet aber, dass neue Flächen-
ansprüche anfallen. 

Dem nicht genug: Man sollte auch mitbedenken, dass etwa 10% 
des Erdöls und Erdgases derzeit zu Kunststoffen aller Art „veredelt“ 
wird. Die Abkehr vom fossilen Zeitalter schließt also mit ein, dass in 
Hinkunft vermehrt auch sie sog. „Werk- und Wirkstoffe“ aus nach-
wachsenden Rohstoffen erzeugt werden. Das „G‘riss“ um den land-
wirtschaftlichen Boden steigt also stark an, weil die herkömmliche 
Lebensmittel- und Futtermittelerzeugung zunehmend mit der Pro-
duktion von regenerativen Energieträgern sowie mit dem Industrie- 
und Heilpflanzenanbau in Konkurrenz tritt.
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Wir fordern daher: Sorge dafür zu tragen, dass der Slogan „Bo-
den ist das Öl der Zukunft!“ als Weckruf an die Gesellschaft ver-
standen wird und nicht zum Schlachtruf der Spekulanten ver-
kommt!

Artenvielfalt und Naturschutz
Erst in jüngerer Zeit wird die breite Öffentlichkeit über die Medien 
durch Schreckensmeldungen aufgerüttelt, dass die Tier- und Pflanzen-
bestände insbesondere seit der Jahrtausendwende dramatisch zurück-
gehen, was im schlimmsten Fall weitere Arten ausaussterben ließ.

Beispielsweise wurden im Jahr 2000 in einer in Vorarlberg wäh-
rend zwei Wochen aufgestellten Insektenfalle 1,5 kg dieser Kleintie-
re gefangen. Bei gleicher Versuchsanordnung waren es aber 15 Jahre 
später nur mehr 30 dag, also ein Fünftel des Ausgangswertes!

Doch worin liegt der Zusammenhang zwischen dem Artenster-
ben und der Bodenfrage?

Werden der Landwirtschaft in Folge von Siedlungs- und Stra-
ßenbau laufend Wirtschaftsflächen durch Bebauung entzogen, so 
kompensiert sie diesen laufenden Flächenverlust auch durch Inten-
sivierung der Bewirtschaftung zum Beispiel durch starke Düngung, 
häufige Mahd oder Ausräumung von naturnahen Flurelementen. 
Eine der Folgen davon ist die Verarmung der Pflanzenwelt: Blühten 
früher auf einem Quadratmeter Wiese etwa zwölf bis zwanzig Arten 
gleichzeitig, so sind es heute nur mehr ein bis zwei.

Der Ruf einer naturverträglicheren Landwirtschaft wird dem-
entsprechend immer lauter. Damit drängt sich aber immer mehr der 
Aspekt in den Vordergrund, dass je nach Kulturart für „Bio“ es bis 
zu einem Viertel mehr Bodenfläche braucht, um gleich viel Erträge 
zu erwirtschaften. Das heißt, wir müssen auch deshalb den Boden 
konsequenter vor Verbauung schützen, weil die im Dienste der Bio-
diversität dringend gebotene Extensivierung stark flächengebunden 
ist. Zudem steht die Forderung nach mehr Agrarbiodiversität im 
Raum, die den Einsatz von mehr alten Pflanzensorten und Tierras-
sen anstrebt.

Weiters gilt es zu beachten, dass es hier nicht nur um mehr Viel-
falt von dem, was auf dem Boden wächst, sondern auch um die Viel-
falt im Bodenleben unter der Oberfläche geht.
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Wir fordern daher: Die Einsicht, dass die Überlebensfrage “Er-
halt der Biodiversität“ in jedem Fall alle Bodenqualitäten und nicht 
nur die besten agrarischen Böden miteinschließt!

Eingeschränkte Finanzierungsspielräume
Es herrscht Einigkeit in der Einschätzung, dass die Corona-Krise 
und die damit einhergehenden erheblichen Einschränkungen 
des öffentlichen Lebens und der Wirtschaftsaktivitäten für die 
privaten Haushalte, die Betriebe, aber insbesondere auch für die 
öffentliche Hand schwerwiegende finanzielle Einbußen nach 
sich ziehen wird. Zu wenig wird aber in diesem Zusammenhang 
noch erkannt, dass gerade eine restriktive, bodenschonende 
Siedlungsentwicklung, die teure Netzerweiterungen tunlichst 
vermeidet und stattdessen eine konsequente Nutzung bereits gut 
erschlossener Lagen verfolgt, enorme Einsparpotenziale in sich 
birgt.

So fand in der Vergangenheit viel zu wenig Beachtung, dass 
nicht nur mit der Errichtung, sondern auch der Erhaltung der 
technischen Infrastruktur enorm hohe finanzielle Belastungen 
einhergehen. Das Österreichische Institut für Raumplanung hat 
diese wie folgt 2015 errechnet: Mit dem Bau von einem Kilometer 
Gemeindestraße samt Gehsteig und Beleuchtung sowie Kanal 
und Wasserleitung fallen 1,2 Millionen Euro an. In der Folge löst 
dieser Kilometer pro Jahr zusätzlich 25.000.- Euro Folgekosten 
aus. Das heißt, mit jedem Hinaustreiben der Siedlungserweite-
rungen auf die „grüne Wiese“ wächst der Berg an Zahlungsver-
pf lichtungen für Reinigung, Winterdienst, Böschungspf lege, 
Wartung, Reparatur und Teilerneuerung weiter an. Dass es hier 
um sehr viel Geld geht, lässt sich unschwer nachvollziehen, wenn 
man weiß, dass heute selbst kleine Landgemeinden meist für 
mehr als 40 km lange Straßen- und Leitungsnetze Sorge tragen 
müssen.

Wir fordern daher: Die Abkehr von der bodenhungrigen Zersie-
delung, auch um nachfolgende Generationen nicht in einer Schul-
denfalle zu fangen, aus der sie sich aufgrund der Beständigkeit von 
Tief- und Hochbauten nur schwer befreien werden können.
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Soweit in der gebotenen Kürze die Beschreibung des Zustands-
bildes, das mit dem abwertenden Terminus „Bodenfraß“ treffend 
bezeichnet wird. Doch worin sind nun die Möglichkeiten zu se-
hen, diesen Aderlass von landwirtschaftlich genutztem Boden für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke konsequent einzudämmen?

Von der Außen- zur Innenentwicklung
Auf eine Kurzformel gebracht, lautet die Herausforderung: „Von der 
Außenentwicklung zur Innenentwicklung!“ Oder anders ausge-
drückt: Vom Bauen auf der „grünen Wiese“ zur Nutzung aller Flä-
chenpotenziale im bestehendem Siedlungsgebiet! Von dieser Vor-
gangsweise wird erhofft, damit “zwei Fliegen auf einen Streich zu 
erlegen“: Mit der Umlenkung zukünftiger Flächenansprüche nach 
innen verbindet sich nämlich auch die Hoffnung, die Revitalisie-
rung vieler Kleinstadt und Dorfzentren zu erreichen.

Nachdem über Jahrzehnte die Investitionen der öffentlichen 
Hand sowie der Privaten in die Ausdehnung peripherer Sied-
lungserweiterungen gef lossen sind und dem folgend sich auch 
wesentliche Teile des Konsums von den Zentren in die neu ent-
standenen Einkaufskonglomerate in Siedlungsrandlagen verla-
gerten, löste dies eine beispiellose Verödung sowie den baulichen 
Niedergang vieler ehemals belebter und beliebter historisch ge-
wachsener Kleinstadt- und Dorfkerne aus. Die solcherart ge-
machte Erfahrung zeigt nun im Umkehrschluss, dass die sog. 
„Innenentwicklung“ nur gelingen kann, wenn nicht zugleich die 
„Außenentwicklung“ stark gebremst, besten Falls gestoppt wird. 
In der Folge wird daher hier von einer „Stop-and-Go-Strategie“ 
gesprochen.

Was damit gemeint ist, das soll nun hier anhand der zentralen 
Handlungsfelder im Siedlungswesen beispielhaft veranschaulicht 
werden:

1. Handlungsfeld: Grünräume
Der Auftrag „vom sorglosen zum sorgsamen Umgang mit Grund 
und Boden“ erfordert zu allererst eine Umgewichtung im Planungs-
denken: Der Grünraum ist nicht „das, was nach dem Siedlungsaus-
bau übrig bleibt“, sondern in ihm muss DAS bestimmende Grund-
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gerüst gesehen werden, von dem alle weiteren Überlegungen abge-
leitet werden. Das heißt:

„Stop“ der Außenentwicklung!
•	 Identifikation und Abgrenzung aller Böden, die für die Land-

wirtschaft, die Natur und Landschaft, die Freiraumbedürfnisse 
von Kindern und Jugendlichen sowie von Erwachsenen aller Al-
tersstufen unbedingt zu erhalten und so von konkurrierenden 
Nutzungsansprüchen , wie insbesondere von der Bebauung aus-
zuschließen sind;

•	 Freihaltung von Anschlussstellen für Grünzüge im Siedlungs-
raum wie etwa entlang von Geh- und Radwegen

„Go“ der Innenentwicklung!
Wenn im Folgenden von „Nachverdichtung“ die Rede sein wird, 
muss vorauseilend klargestellt sein, dass diese gerade auch in An-
betracht von Klimawandel und Artensterben nur unter gleichzeiti-
ger ökologischer Aufwertung der bestehenden Siedlungsbereiche 
gelten kann.
•	 Aufbau eines „grünen Netzes in den bebauten Gebieten durch 

Baumpflanzungen, Bienenweiden als Straßenbegleitgrün, Ge-
meinschaftsgärten, Fassadenbegrünung etc.;

•	 Anlage von Versickerungsbereichen, auch durch Entsiegelung 
geteerter und betonierter Oberflächen;

•	 Rückführung kanalisierter Wasserläufe an die Oberfläche

2. Handlungsfeld: Wohnen
Das Wohnen ist in Österreich weitaus der stärkste Treiber für die 
fortschreitende Zersiedelung. Die Ursachen für den damit einher-
gehenden Bodenverschleiß liegen beim hohen Einfamilienhausan-
teil, beim vorherrschenden Ideal, dass das „Traumhaus“ nicht im 
geschlossenen Siedlungsverband, sondern „im Grünen“ stehen 
soll, und natürlich auch bei der hohen Zahl an Zweitwohnsitzen. 
Wesensgemäß werden diese Wünsche an Landgemeinden heran-
getragen, wo die EntscheidungsträgerInnen tendenziell ein offenes 
Ohr für derartige Begehrlichkeiten haben. (Stichwort „Gefällig-
keitsdemokratie“, sind sie doch selbst nicht frei von diesen 
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Wunschvorstellungen). Wichtig wäre daher, dass zumindest von 
staatlicher Seite entschlossen das Bodensparen eingemahnt und 
durchgesetzt wird:

„Stop“ der Außenentwicklung!
•	 Einziehen eng gefasster Siedlungsgrenzen durch das Land
•	 Gesetzliche Festlegung einer niedrigen Quote für Zweitwohn-

sitze (z. B. 10%) am Gesamtwohnungsbestand einer Gemeinde, 
bei deren Erreichung keine Neubauten für Ferienzwecke mehr 
errichtet werden dürfen.

„Go“ der Innenentwicklung!
•	 Abgrenzung weniger Bereiche, sog. „Siedlungsschwerpunkte“, in 

denen überhaupt noch auf der “grünen Wiese“ gebaut werden darf;
•	 Einführung einer gesetzlichen Bebauungsfrist für gewidmetes 

Bauland, um die Innenentwicklung in bereits erschlossenen La-
gen zu forcieren und passive Spekulationen hintanzuhalten;

•	 Gewährung von Prämien für den Kauf von Althäusern in Zent-
rumslage.

3. Handlungsfeld: Arbeiten und Versorgen
Die Verantwortung für den quantitativen Bodenschutz liegt aber 
nicht nur in staatlicher Hand, sondern auch bei der Gemeinde. Letz-
tere kann durch eine kluge Standortpolitik einiges dazu beitragen, 
dass nicht nur der Boden rigoros geschützt wird, sondern auch 
neues Leben in die verödeten Zentren zurückkehrt. Der entspre-
chende Schlüsselbegriff heißt „Nutzungsvielfalt“. Damit ist gemeint, 
dass neben dem Wohnen auch das Arbeiten, Einkaufen, Erledigen, 
Bilden und Entspannen der Innenentwicklung entscheidende Im-
pulse für die Revitalisierung verleiht. Aber auch hier gilt:

„Stop“ der Außenentwicklung!
•	 Keine weitere Absiedelung von „Frequenzbringern“ wie Kinder-

gärten, Schulen, Seniorenheimen, Ämtern, Sporthallen etc. aus 
den Innerortsbereichen;

•	 Keine Erweiterung der Verkaufsflächen an der Siedlungsperiphe-
rie, wie große Supermärkte, Einkaufszentren, Fachmärkte- etc.
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„Go“ der Innenentwicklung!
•	 Einstellung einer fachkundigen Person („OrtskernmanagerIn“), 

die sich um die Nachnutzung leerstehender Objekte kümmert;
•	 Bereitstellung von Co-working-spaces, insbesondere für Unter-

nehmensgründungen in der Startphase: durch die Gemeinde;
•	 Organisation von „Patchworklösungen“, wo leere Räume aller 

Art für Pensionen, Outlets, Gewerbehöfe. Künstlervereinigun-
gen, Ärztegemeinschaften etc. organisatorisch zusammenge-
führt werden und einen neuen Widmungszweck erfüllen.

4. Handlungsfeld: Freizeit
Es wird in vielen Fällen nicht möglich sein, alle Leerstände kom-
merziellen Nutzungen zuzuführen. Zur Revitalisierung können und 
sollen auch die nicht-kommerziellen einen wesentlichen Beitrag 
leisten:

„Stop“ der Außenentwicklung!
•	 Tabuisierung der siedlungsnahen Spiel- und Erholungsareale, 

um eine mögliche Bebauung zu verhindern;
•	 Keine (weitere) Ansiedlung von Mega-Freizeiteinrichtungen an 

der Siedlungsperipherie wie Gastro-Großketten, Autokinos u.
dgl.

„Go“ der Innenentwicklung!
•	 Umgestaltung der zentralen öffentlichen Räume für Freizeitzwe-

cke aller Art wie Spielestraße, Sitzgelegenheiten, Kletterwand 
etc.

•	 Umnutzung von leerstehenden Lokalitäten für Lerncafé, Jugend-
club, Frauentreff, Werkräume etc.

5. Handlungsfeld: Mobilität
Es wurde an anderer Stelle bereits ausgeführt, dass Klimaschutz und 
die mit ihm in engem Zusammenhang stehende Energiewende nicht 
nur den Einsatz neuer Techniken, sondern unabdingbar auch die 
Neugestaltung von Mobilitätsabläufen erfordert. Die Organisation 
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von Lebensräumen im Sinne eines konsequenten Bodenschutzes 
kann auch dafür ganz wesentliche Beiträge leisten, nämlich:

„Stop“ der Außenentwicklung! 
•	 Erkennen, dass laufende periphere Siedlungserweiterungen ein 

hohes Maß an Zwangsmobilität erzeugen, die vorderhand per 
Auto bewältigt wird;

•	 Wahrnehmen, dass „Verkehrslösungen“ (wie etwa Umfahrungs-
straßen), nur Symptome bekämpfen, aber keine Systemmängel 
an der Wurzel beheben.

„Go“ der Innenentwicklung! 
•	 Erkennen, dass kompakte, nutzungsdurchmischte Siedlungskör-

per nicht nur Boden sparen, sondern auch durch kurze Wege In-
dividualverkehr vermeiden helfen;

•	 Vom „Energiesparhaus“ zum „Verkehrssparhaus“, weil der Stand-
ort eines Gebäudes wichtiger fürs Energiesparen ist als seine 
technische Beschaffenheit!

Insgesamt können wir abschließend zusammenfassen: Unserer Um-
gang mit dem Boden wird an prominenter Stelle darüber mitent-
scheiden, ob es uns gelingen wird, insgesamt einen zukunftsfesten, 
nachhaltigen Pfad einzuschlagen. Handeln wir gemäß dieser Ein-
sicht, denn wir haben keine andere Wahl! 
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Marcus Fischer

Das 
ganze 
Grünland 
ein Scheißhaus

Sie haben ihre Träume ins Land geschissen, ihre Wohnträume haben sie 
ins Land geschissen und da stehen sie jetzt, die Traumhausscheiß-
haufen, wie die vollgebrunzten und angeschissenen Papiertaschentü-
cher im Wald hinter den Bäumen in den Naherholungsgebieten, nur 
1000-fach größer, die Baufäkalien, hingeschissen ins Land, das Grün-
land war und jetzt »Bauland« heißt, weil die Bürgermeister die aller-
größten Träumer sind, mit einer Pressluft in den Armen und einem Bau-
herz in der Brust widmen sie um, was geht, und das Bauland kann man 
dann kaufen, vorn an der Kassa bei der Gemeinde von Gänserndorf bis 
Hintertux.

Dass die Zeit jetzt günstig sei für so eine Investition, sagt 
der Bauberater und rechnet einem vor, Schwarz auf Weiß, 
dass man nur gewinnen könne, wenn man jetzt investiere in 
eine Bauunternehmung. Dass er das jetzt eigentlich nicht 
sagen dürfe, aber es trotzdem sage, sagt der Bauberater, 
dass man mit seinem Haustraum in Wahrheit der Bank und 
dem Kapitalmarkt eins auswische, rein rechnerisch, auf 20 
oder 30 Jahre gesehen. Wenn man bei dem derzeitigen Zins-
satz, und der derzeitige Zinssatz sei geradezu ein Witz, ein 
Jahrhundertwitz sei der, da müsse man ja förmlich investie-
ren und das Investierte für sich arbeiten lassen, denn der 
Wertgewinn wiege ja den Zinswitz sowas von auf und im Nu 
sei man auf der Wertgewinnerseite, nicht wie die Leute, die 
in den Tag hinein lebten, mit ihrer Miete von Monat zu Mo-
nat, die würden es nie zu etwas bringen, rein rechnerisch, 
denn woher solle der Erfolg auch kommen, wenn man nichts 
investiere und nichts riskiere, nichts hineinstecke in sein 
Leben? 
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In 200 Jahren, das muss man sich nur ausrechnen, wird das ganze Land 
mit der Landschaft und der Landwirtschaft ein versiegeltes Scheißhaus 
sein, zugeschissen von den Eigenheimträumen der Häuselbauer und 
den Investmentträumen der Wirtschaftstreibenden und den Wachs-
tumsträumen der Bürgermeister. 

Zünftig geht’s zu unter den Bürgermeistern, die stechen 
sich aus um die Gunst der Großflächen und stellen Großflä-
chenschachteln auf die grüne Wiese, eine neben die andere, 
Herr Konzern, ich hätte da noch fünf Fußballfelder zu ver-
heizen, da frisst sich die Konzernfläche rein ins Land und 
auf der faden Wiese kann man bald Mode und Elektronik 
und Lebensmittel kaufen und freut sich über so viel mo-
derne Großflächen am Ortsrand, aber am Abend, wenn die 
Arbeit getan ist, wird Stimmung gemacht gegen das Sterben 
der Kleinen und das Sterben der Zeit und gegen das Böse 
von außen in der zirbigen Stube. 

Weil alles wachsen muss, muss auch der Landfraß wachsen, und die 
Konzerne fressen und die Kommunen fressen und die Verkehrsflächen 
fressen sich hinein in den Boden und in die Landschaft und die Flächen 
explodieren, da geht ein Juchuzer durch die Gemeinden, weil auch 
die Häuselbauer nicht schlafen und jeder sein Haustrum haben will, die 
Eltern ihr Trum und die Söhne und Töchter mit ihren Familien ihre Trüm-
mer und die Kinder bald auch ihre Haustrümmer haben wollen, eine 
epidemische Häuslvermehrung ist das in ganz Österreich, eine einzige 
alpenrepublikanische Scheißhäuslepidemie.

Aber das Rechnerische sei natürlich nur die eine Seite, auch 
emotional müsse man das Investment sehen und hineinhor-
chen in sich, sagt der Bauberater und holt seine Muster-
mappen hervor. Ganz aus der inneren Mitte heraus lächelt 
er dabei, weil die Gänsehaut heute zum Verkaufen gehört, 
die Gänsehaut gehört hinein in die Verkaufsmappe, da liegt 
sie brav zwischen den Prospekten und ab und zu spannt der 
Berater sie auf im Gespräch, da rieselt das Traumhafte hin-
ein in die Glieder und rennt den Rücken herauf und die 
Oberarme runter in die Unterarme und von dort in die Hände 
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und hinein in die Finger und dann ist es so weit und man 
unterschreibt. Unterschreibt das Investment und fühlt sich 
groß, weil man jetzt eine Geschäftsperson ist und einen 
Platz hat im Wirtschaftstreiben. 

Und keiner schlägt Alarm, wenn der Baudünnschiss von den Gemein-
den in den Niederungen zusammenrinnt mit dem Baudünnschiss aus 
den Nachbargemeinden, bis das Land und die Landschaft zugeschissen 
sind rund um die Ballungszentren und in den Mittellagen mit den Eigen-
heimscheißhaufen und den Gewerbescheißhaufen und den Zubringer-
scheißhaufen. 

Das große Geschäft steckt aber in den Höhenlagen, darum rücken die 
Raupenbagger aus und die Schaufelbagger und heben Waldruhelagen 
aus und Hangruhelagen, und ganz oben werden Chalets in die Stille 
geschissen, weil die Leistungsträger so eine Sehnsucht haben nach 
der heilen Bergwelt und der herrlichen Tierwelt und der ganzen Heimat 
dort oben, da kommen die Hochleistungsherzen zur Ruhe, aber Ruhe 
gibt es auch über der Baumgrenze nicht, denn das Kapital drängt nach 
oben und nach den Reichen kommen die richtig Reichen, bis auch die 
exklusivsten Höhenlagen zugeschissen sind mit Premium-Plus-Chalet-
dörfern und ihren holztümelnden Rustikalscheißhaufen und kantigen 
Architektenscheißhaufen.

Wenn dann nur noch die Spitztürme und die Zwiebeltürme von Schruns 
und Zell und Hall und Hartberg und Horn und Rust herausschauen aus 
dem Meer an Baufäkalien, wird er kommen, der große Mischer, und die 
Glockner Hochalpenstraße hinauffahren. Kehre um Kehre bis zur Pas-
terze, dort wird er das gigantische Loch hinten am Stahlbauch aufma-
chen und ihn auslaufen lassen über die Hochalpen, rein in die Täler und 
über die Voralpen bis in die Niederungen und in die Becken hinein, bis 
endlich Ruhe ist und das letzte Grünland versiegelt unter einer Schicht 
Scheißhauszement,

rot-weiß-rotem

Scheißhauszement.
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Katharina Ritter

Lerne den Kapitalismus fürchten: Das 
Monopoly1

Das kapitalistischste Spiel der Welt wurde von einer antikapitalisti-
schen Frau erfunden. 1904, als Frauen in den USA noch kein Wahl-
recht besaßen, meldete die US-amerikanische Schauspielerin, Steno-
grafin und Spieleentwicklerin Elizabeth J. Magie ein Patent für das 
Spiel „The Landlord’s Game“ an.

Elizabeth („Lizzie“) J. Magie war Anhängerin der Ideen des Öko-
nomen Henry George, der mit seinem Buch Fortschritt und Armut 
(1879) in den USA einen sozialreformerischen Bestseller geschrie-
ben hatte. Für George stellt die ungleiche Verteilung von Reichtum 
und Macht die größte Gefahr für die Gesellschaft dar. Land sei All-
gemeingut, daher sollten leistungslose Erträge durch Grundbesitz 
hoch besteuert werden (sogenannte Single-Tax). Diese Bodensteuer 
würde alle anderen Steuern ersetzen, die Spekulation mit Grundstü-
cken verhindern und Landbesitzer*innen zu einer sinnvollen Nut-
zung des Bodens zwingen. 

Als Protest gegen den Monopolismus ihrer Zeit und um das Kon-
zept von Landnahme und all seinen Folgen für die Gesellschaft 
spürbar zu machen, entwickelte Magie das „Landlord’s Game“. Da-
bei sah sie zwei Versionen vor: Das dem heutigen Spiel Vergleichba-
re, bei dem das Ziel darin besteht, Monopole zu schaffen und die 
Gegner*innen zu vernichten. Die Spieler*innen können aber jeder-
zeit zur zweiten Version wechseln und das Singe-Tax-System einfüh-
ren. Dadurch erleben sie, wie dessen Anwendung allen zugute-
kommt und für Chancengleichheit und höhere Einnahmen sorgt. 
Der dualistische Ansatz sollte die moralische Überlegenheit der 
zweiten Version aufzeigen.

Der wichtigste US-amerikanische Spielehersteller Parker Bro-
thers lehnte das „Landlord’s Game“ als „zu politisch“ ab. Magie ver-
trieb das Spiel daher im Eigenverlag, jedoch ohne Erfolg. Kopien des 

1	 Wiederabdruck aus: Karoline Mayer, Katharina Ritter, Angelika Fitz und 
Architekturzentrum Wien (Hrsg.) (2020): Boden Für Alle (Ausstellungs-
katalog); S. 96–98. Mit freundlicher Genehmigung des AZW.
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Spiels verbreiteten sich langsam über den Nordosten der USA. 
Schließlich gelangte es auch nach Philadelphia in die Hände von 
Charles Darrow, einem arbeitslosen Vertreter. Später würde Darrow 
vorgeben, das Spiel während der Weltwirtschaftskrise entwickelt zu 
haben. 1935 verkaufte er die heute weltweit bekannte Version des 
Spiels unter dem Namen „Monopoly“ an Parker Brothers unter Si-
cherung der Tantiemen. Elizabeth J. Magies Idee, mittels eines Spiels 
für ein solidarisches Wirtschafts- und Steuersystem zu werben, en-
dete mit dem Welterfolg von „Monopoly“ und einem Millionär na-
mens Charles Darrow.
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Josef Baum

… ohne es zu merken
Die unterschätzte Bedeutung der Werbung ab den Kindesjahren 

In der 68er-Bewegung verwendeten wir Begriffe wie „Konsumter-
ror“ oder „Konsumidioten“ fast beiläufig. Wenngleich das gegen-
über weniger Begüterten auch eine elitäre Geringschätzung bedeu-
tete, wurde darin die Struktur des rasant sich entwickelnden Kon-
sums erstmals infrage gestellt. (Am Ende des Nachkriegsauf-
schwungs gab es noch „chinesische“ BIP-Wachstumsraten.)

Seit damals hat sich die Dimension eines Konsums um des 
Konsums bzw. genauer um des Profits Willen vervielfacht. Und 
auch wenn man etwa Lebensmittelgeschäfte damals und heute 
vergleicht, zeigt die schiere Menge die Vervielfachung der Pro-
dukte. Demgegenüber hat sich die Kritik daran eher abge-
schwächt; dazu gekommen ist die Problematik von Ressourcen, 
Abfall und Klima.

Warenfetische in Einkaufstempel
Heutige „Einkaufstempel“ vermitteln den Eindruck der kaum mehr 
begrenzten Freiheit und Selbstverwirklichung. Wenngleich zu Mar-
xens Zeiten die quantitative und qualitative Dimension der Waren-
welt nur einen kleinen Bruchteil von heute ausmachte, begann Marx 
seine Analyse des „Kapitals“ mit dem „Warenfetischismus“, damit 
dass dem Reichtum in Form von großen Warenansammlung beson-
dere Kräfte innewohnen würden. Wie Marx die glitzernde Waren-
oberfläche entzauberte und zur treibenden Kraft des Profitmecha-
nismus bzw. der Kapitalakkumulation vorgedrungen ist, ist hier 
nicht weiter Thema. Im Weiteren soll ein Faktor beleuchtet werden, 
der zwar in Wirtschaftsbildungseinrichtungen ein großes Gewicht 
hat, aber in kritischen Betrachtungen bemerkenswerterweise wenig 
Beachtung findet: die Werbung.

Man muss allerdings den Begriff „Werbung“ heute weiter fassen. 
In Relation zu klassischer Werbung sind etwa Product placing, 
Sponsoring, Promotion oder Influencer wichtiger geworden. Die 
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Grenzen zwischen verschiedenen Marketingmaßnahmen sind auch 
nicht immer leicht exakt ziehbar. Jedenfalls ist ein breiter Begriff 
von Werbung im Sinne von Marketing zweckmäßig.

Steuern KonsumentInnen die Wirtschaft?
Die kanonisierte herkömmliche bürgerliche „neoklassische“ Wirt-
schaftstheorie – popularisiert in unzähligen katechismusartigen 
Lehrbüchern – geht davon aus, dass der Konsument souverän sei 
und letztlich die Wirtschaft steuere: Die Konsumwünsche („Präfe-
renzen“) und die zugehörige Zahlungsbereitschaft bestimmten am 
Markt, WAS produziert wird. Die vorhandene Technik gibt vor, 
WIE das produziert wird. Und das vorhandene Kapital stellt dafür 
Arbeitskräfte ein – die nach Angebot und Nachfrage bezahlt werden 
– und organisiert dankenswerterweise den Prozess im Sinne der 
KonsumentInnen. Der Kunde sei also König.

Analog gibt es die Meinung, dass die KonsumentInnen es mit ih-
rer Nachfrage und „Kaufkraft“ in der Hand hätten die Produktpa-
lette zu ändern, ja auch Produktionsweise, Bruttonationalprodukt 
und Handelsbündnisse zu beeinflussen. Kaufen wäre so auch eine 
moralische Handlung. Ökologisch unbedenkliche Produkte sollen 
es sein, möglichst ohne Ausbeutung, oder zumindest ohne Kinder-
ausbeutung.

Aber ist der Kunde, die Kundin wirklich KönigIn? Er ist sicher 
auch kein Sklave, aber steht er nicht am anderen Ende der Domi-
nanzkette? In einem breiteren Kontext ist die Diskussion über die 
Verbrauchersouveränität versus der Prägung der Konsumwünsche 
(„Präferenzen“) durch Marketing und die Werbebranche grund-
sätzlich eine alte Frage.1 

Im Prinzip ist es ja auch einfach: die Ausgaben für Werbung bzw. 
Marketing würden ja nicht gemacht, wenn dadurch nicht der Profit 
gesteigert würde. Es würden nicht täglich x Tonnen von Werbema-
terial in unseren Postfächern liegen, wenn diese keine Wirkung hät-
ten. 

Jedenfalls wird im Marketing kaum etwas dem Zufall überlassen: 
Was wo und auf welcher Höhe im Supermarkt liegt, wird seit Jahr-

1	 Scitovsky, Tibor (1962), “On the principle of consumer’s sovereignty”, AER
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zehnten immer genauer ausgetüftelt. Legionen von Werbepsycholo-
gInnen und anderen Marketing-Fachleuten sind weltweit von den 
Hochschulen angefangen nicht etwa damit beschäftigt, wie der 
Hunger auf der Welt überwunden wird, oder wie über eine Milliar-
de Menschen aus extremer Armut gebracht werden, und auch nicht 
wie gesündere Nahrungsmittel verkauft werden, sondern wie der 
Konsum dazu beitragen kann, dass sich eingesetztes Kapital maxi-
mal „verwerten“ bzw. vermehren kann.

Es wird übrigens „mit allen Sinnen“ geworben, von Düften bis 
Hintergrundmusik. Sexualität ist prominent dabei: „Sex sells“.

Ein neues Niveau der Steuerungsmöglichkeiten wurde Ende 
der 90er Jahre erreicht, als mit den elektronischen Kassen die 
Tendenzen im Konsum quasi online in den Konzernzentralen 
verfolgt werden können: Durch die Digitalisierung (Strichcodes 
für alle Produkte und Kassenscanner) kann und wird der Ver-
kauf aller Produkte zentral in Echtzeit dargestellt. Ebenso kann 
und wird dadurch kurzfristig die Effektivität von Werbemaß-
nahmen beurteilt und weitere Maßnahmen vorbereitet. Dadurch 
wird die vielfach beschworene „Konsumentensouveränität“ zu-
mindest unterlaufen. 

„Monopolistischer Wettbewerb“ – Werbung als Folge und 
Treiber von Konzentration
Der Kapitalismus hat anfänglich ohne nennenswerte Werbung 
funktioniert. Gewisse Firmen wie Coca-Cola würden ohne Wer-
bung so überhaupt nicht existieren. Grundsätzlich kann Werbung 
auch einen sinnvollen Informationscharakter haben. In der heuti-
gen Wirtschaftsrealität ist der Informationscharakter allerdings 
minimal, es geht zugegebenermaßen darum Gefühle anzuspre-
chen. Werbung gilt als eine Investition, mit der Marken aufgebaut 
werden. Es wird oft sehr viel in Marken investiert, siehe Red Bull. 
In ökonomischer Betrachtung geht es um die „Verringerung der 
Elastizität der Nachfrage“ bzw. die Verfestigung der Konsumwün-
sche über Markenbindung; konkret: man kauft und konsumiert 
Markenware, auch wenn diese teurer und nicht besser ist. Real hat 
dies den Effekt einer oligopolistischen Wettbewerbseinschrän-
kung. Das ist insoferne bemerkenswert, als der „Wettbewerb“ ei-
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nes der heiligsten Mantras der Mainstream-Ökonomie ist, ohne 
die ja die „unsichtbare Hand“ des Adam Smith nicht ihre segens-
reiche Tätigkeit der Herbeiführung eines Optimums schaffen 
kann.

Joan Robinson und E. H. Chamberlin2 haben schon in den 1930er 
Jahren in der ökonomischen Theorie mit dem paradoxen Konzept 
des „monopolistischen Wettbewerbs“ einen Rahmen geschaffen, in 
dem Werbung eine essentielle Rolle zukommt. Über Produktdiffe-
renzierung bzw. -variation sowie Branding und Kundenbindung hat 
Werbung vor allem in gesättigten Märkten mit „reifen“ Produkten 
am Ende des Produktzyklus die Funktion, Marktanteile abzusi-
chern oder auszubauen, Eintrittsbarrieren (für andere Marktteil-
nehmer) zu schaffen und so zur Stabilisierung von Oligopolprofiten 
beizutragen. Es geht dabei kaum um substantielle Innovationen, 
sondern um geringfügige Produktvariationen. Es wird nicht deswe-
gen so viel in Werbung investiert, weil über Unterschiede zu Kon-
kurrenten informiert wird, sondern weil sich die Produkte meist 
nur geringfügig unterscheiden, siehe Waschmittel oder Autos. 

Naomi Klein beschrieb übrigens im Bestseller „No Logo“3 diese 
Phänomene anschaulich und aktuell.

Verdrängung lokaler und regionaler Wirtschaft
Diese Tendenzen, die schon in den ersten Jahrzehnten des vorigen 
Jahrhunderts zu beobachten waren, sind heute mit neuen Entwick-
lungen im Rahmen der Globalisierung noch wesentlich stärker aus-
geprägt. In einigen Branchen mit hoher Konzentration wie etwa in 
der Auto- oder Pharmabranche sind diese Tendenzen besonders 
markant. 

Werbekampagnen können sich auf Dauer nur Unternehmen mit 
einer gewissen Größe leisten, und damit wird eine Tendenz zur wei-
teren Oligopolisierung befördert: Die Werbung wird so von großen 
Konzernen dominiert, wobei die lokale und regionale Wirtschaft 
insgesamt keine oder nur eine geringe Rolle auf regionaler Ebene 

2	 E. H. Chamberlin: The Theory of Monopolistic Competition, 1933
3	 Naomi Klein: No Logo! Der Kampf der Global Players um Marktmacht. Ein 

Spiel mit vielen Verlierern und wenigen Gewinnern, 2001
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spielt. Nationale Fernsehwerbung kann sich ein lokales Unterneh-
men nicht leisten. Doch das ist noch nicht alles: kommerzielle Wer-
bung ist durch die Schieflage der Möglichkeiten ein Faktor zur Ver-
drängung lokaler und regionaler Wirtschaft.

Werbung als Innovationshemmung 
Zunächst bindet Werbung selbst viele Ressourcen. Wenn in Bran-
ding oder Werbung massiv investiert wird, wenn große Summen für 
Marketing verwendet werden, wenn darüber akribisch geforscht 
wird, wie bestehende Waren noch raffinierter an den Mann oder an 
die Frau gebracht werden, dann ist weniger Geld für Forschung und 
Entwicklung für grundlegende Innovationen verfügbar. Aufwen-
dungen für weniger rohstoffintensive Produkte, für gesündere Pro-
dukte, für ein recyclingfähigeres Design, kurz für mehr Nachhaltig-
keit können da nicht mithalten.

Nach Joseph Schumpeter, dem wahrscheinlich bisher bedeu-
tendsten österreichischen Ökonomen – er ist weltweit bekannter als 
in Österreich – ist Innovation der Hauptfaktor der sozialökonomi-
schen Entwicklung, und dafür wesentlich ist, nach Schumpeter, 
nicht das Kapital, sondern kreatives unternehmerisches Handeln im 
weiteren Sinn. Es ist daher von der Logik her – Mittel gebunden 
durch Werbung – wie auch von der Theorie nach Schumpeter her 
evident, dass Werbung insgesamt tendenziell grundlegende Innova-
tionen hemmt.

Doch Werbung hemmt die Entwicklung noch auf einer weiteren 
Ebene: wie angeführt zielt die wesentliche Funktion der Werbung 
über das Marken-Branding auf die Gestaltung und Festigung der 
Konsumwünsche ab. Dadurch kommt es in der Regel über konkrete 
Bedürfnis- und Bedarfsformung zu einem „Lock-in“4 bei ressour-
cenintensiven, klimaschädlichen, nicht nachhaltigen oder nicht ge-
sundheitsdienlichen Lifestyles, bzw. Produktions- und Konsumwei-
sen. Neben der Vergeudung von Ressourcen ist das last but not least 
auch (Lebens)Zeitvergeudung.

4	 Unter Lock-in-Effekt versteht man speziell im Marketing die enge Kun-
denbindung, die es dem Kunden wegen entstehender Wechselkosten und 
sonstiger Wechselbarrieren erschwert, das Produkt oder den Anbieter zu 
wechseln. (Wikipedia.de)
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Personalisierte Werbung – Neue Dimensionen der 
„Treffsicherheit“ 
Der Werbesektor entwickelte immer wieder besonders effektive – 
und für viele auch lästige – Formen, z. B. die Unterbrecherwerbung 
im (Privat)Fernsehen. Online-Werbung, ist das mit Abstand am 
stärksten wachsende Werbe-Segment geworden, und da wieder die 
personalisierte Werbung. Dieser „Game-Changer“ entwickelte sich 
ab den 00er Jahren, und mit Wucht im letzten Jahrzehnt als Ge-
schäftsmodell großer Digitalkonzerne. Während der größte Teil von 
Inseraten- oder Fernsehwerbung durch die Breitflächigkeit letztlich 
verpufft, wird bei Personalisierter Werbung die „Treffsicherheit“ um 
Dimensionen erhöht. Aus Kapitalsicht kann dabei auch wesentlich 
an Ressourcen gespart werden.

Die Digitalisierung bestimmt bekanntlich den Alltag zusehends, 
und es ist ein „Plattformkapitalismus“ (Srnicek)5 entstanden. Dieser 
kommt mit vielen „Gratis“-Diensten nett daher, wird aber von den 
Mechanismen und Folgen meist nicht verstanden. Und es ist nicht 
ganz falsch, wenn Google inzwischen als „größte Macht der Welt“ 
bezeichnet wird.

Die Geschäftsmodelle der Digitalkonzerne wie Google oder Face-
book beruhen auf zentralisierter und automatisierter Gewinnung, 
Analyse, Nutzung, Monopolisierung und dem Verkauf von Da-
ten(verknüpfungen). Dadurch sind Machtpositionen entstanden, die 
nicht nur die restliche Wirtschaft, sondern die gesamte Gesellschaft 
vor neue Herausforderungen stellen, wie etwa der Fall Cambridge 
Analytica zeigte (missbräuchliche Auswertung persönlicher Daten 
zum Zwecke der politischen Einflussnahme bei den US-Wahlen).

Diese Daten werden jedenfalls dazu verwendet um gezielt Werbung 
an Personen zu schalten, die durch ihre Tätigkeit im Netz besonders 
am Konsum des beworbenen Produkts interessiert sein können. Dabei 
wird der Werbecharakter nicht immer erkannt, ja die Werbung wird 
durchaus oft als hilfreich empfunden. Wer z. B. nach einem Produkt A 
„googelt“, kann sehr bald dazu spezielle „Informationen“ erhalten. 
(Bei einem militärischen Vergleich wäre das von der Wirksamkeit her 
statt Bomben der Einsatz von Scharfschützen mit elektronischer Ziel-
findung.)

5	 Nick Srnicek: Plattform-Kapitalismus, 2018
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Grundsätzlich könnte solchen „Informationshilfen“ ja auch et-
was abgewonnen werden, wäre da nicht die automatisierte Steue-
rung rein nach der Profitlogik der größten Konzerne bzw. die ent-
sprechende Macht dahinter.

Sagenhafte Gewinne durch Nicht-Regulierung
Den großen Digitalkonzernen ist es auch gelungen, sich weitge-
hend Regulierungen zu entziehen, die – wie immer unvollkom-
men – doch für einen großen Teil der restlichen Wirtschaft in 
jahrzehntelangen Auseinandersetzungen erreicht wurden. Die 
Google-Mutter Alphabet profitierte stark von der Digitalisierung 
des Lebens in der Pandemie, im zweiten Quartal 2021 stieg der 
Umsatz des Internet-Konzerns im Jahresvergleich um 41 Prozent 
auf rund 65 Milliarden Dollar. Mit 53 Milliarden Dollar steuerte 
das Werbegeschäft von Google den größten Teil des Geschäfts 
bei. Beim Gewinn gab es sogar einen Sprung von 11,2 auf 18,9 
Milliarden Dollar. Und diese Gewinne können bis dato weitge-
hend einer Besteuerung entzogen werden. – Es wundert nicht, 
dass die Digitalkonzerne inzwischen klar an der Spitze der Bör-
senbewertung stehen, die die weiteren absehbaren Profiterwar-
tungen widerspiegelt.

Bisheriges Mediengeschäftsmodell durch noch schlechteres 
ersetzt
Auf Werbung beruht(e) auch bekanntlich großteils das bisherige 
Geschäftsmodell von (Print)Medien – mit bekannten negativen 
Folgenwirkungen der Informationsauswahl. Da gezielte automa-
tisierte Online-Werbung eben um ein Vielfaches wirksamer ist, 
erfolgt eine massive Umverteilung weg von Printmedien, die 
existentiell getroffen werden. 

Dadurch werden negative Effekte verstärkt und ganz neue ge-
schaffen, wobei etwa das bisherige Medienfinanzierungsmodell 
durch eine – aus demokratischer Sicht – noch ungünstigere Varian-
te ersetzt wird, nämlich durch die Steuerung der Medienauswahl 
entsprechend der Profitlogik der größten Digitalkonzerne. Diese 
stehlen de facto Medienartikel ganz oder „kaufen“ sie zu Dumping-
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preisen und verwenden diese um „Aufmerksamkeit“, Nutzung und 
damit wieder Werber und Werbeeinnahmen anzuziehen.6 

Erst in jüngster Zeit wurde die Logik des Werbe-Geschäfts-
modell bei neuen Medien – insbesondere bei Facebook – öffent-
lich klarer: Um zu entsprechenden User-Daten für Werbekunden 
zu gelangen, geht es zunächst um Erregung von Aufmerksam-
keit, fast egal wie. Und das führt dazu, dass analog zu den Print-
medien, wo „der größte Stiefel den größten Absatz“ (Karl Kraus) 
hat, größere Aufmerksamkeit eben nicht durch Vernunft und po-
sitives Denken, sondern durch das Gegenteil erregt wird. Das 
führt zu einer viralen Verstärkung von Fakenews und irrationa-
len „Diskursen“ in bisher nicht gekannten Ausmaßen. Rechtsde-
magogische Bewegungen profitieren davon offenbar besonders. 
Gesellschaftlich ist das desaströs. Der Trump-Erfolg etwa beruh-
te zu einem nicht unwesentlichen Teil darauf. Besonders trifft 
das Kinder und Jugendliche, weil sich ihr Beurteilungsvermögen 
erst entwickelt.

Politisches Marketing
Und nicht zu vergessen: auch in der Politik ist auf allen Ebenen 
Marketing gewichtiger geworden. Nach der Theorie des „Mono-
polistischen Wettbewerbs“ eben genau deswegen, weil die Unter-
schiede in der Qualität immer geringer werden.

Der frühere Bundeskanzler Kurz hatte bekanntlich ein Medi-
enteam von ca. 60 Leuten, dabei ging es immer mehr um Bilder. 
Auch die Medienabteilungen anderer Ministerien wurden unter 
ihm massiv ausgebaut. Zuletzt gelangten Umstände der Medien-
finanzierungen in den Fokus: Die (Steuer)Gelder öffentlicher In-
stitutionen werden im Sinne eines Wohlwollens der Medien ein-
gesetzt. Die öffentliche Mediensubventionierung zur Sicherung 
von Qualität beträgt nur einen kleinen Bruchteil des Volumens der 
Inserate durch öffentliche Hände. Der Informationsgehalt dieser 
Inserate ist in der Regel nicht größer als der von kommerzieller 

6	 Regulierungsversuche führten zuletzt zu Absprachen von Internetgigan-
ten mit Mediengiganten (siehe FAZ 16. 3. 21), unter Benachteiligung klei-
nerer Akteure.
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Werbung. Was ist beispielsweise der Informationsgewinn durch 
den Hinweis, dass Österreich eine gute Straßeninfrastruktur, oder 
dass Wien eine Abfallwirtschaft hat? 

Politik ist Ware und Investitionsobjekt geworden, daher braucht 
es Marketing.

Privatisierung des Bewusstseins
Jerry Mander7, der aus der Werbebranche kommt, stellt die einfache 
Frage: Ist Werbung legal? Werbung kann durchaus als ungebetenes 
Eindringen in die Privatsphäre angesehen werden. Bei der Werbung 
geht es ja darum jemand ohne Aufforderung dazu zu bewegen etwas 
zu tun, was er sonst nicht tun würde. Unzähliges Male am Tage ge-
schähe das, auch wenn wir das kaum mehr bewusst wahrnehmen, 
bis hin zu Werbung, die wir auf unseren Kleidern tragen. Das sei 
„mentale Verschmutzung“.

Nach Mander ist das weitestgehende Hinnehmen dieses Eindrin-
gens Ausdruck des Grads einer Unterwerfung. Es ist ein Eindringen 
in das Bewusstsein, wie es ein solches noch nie in der Geschichte ge-
geben habe, eine Privatisierung des Bewusstseins im Sinne von Ka-
pitalinteressen.

Vier Faktoren sind beim Hinnehmen dieser Unterwerfung we-
sentlich: Erstens, dass suggeriert wird, dass wir glücklicher werden, 
wenn wir eine Ware besitzen. Zweitens, dass mit Emotionen und 
nicht rational mit Argumenten geworben wird. Drittens, dass es 
meist um Bilder geht. Es sei eine „genetische Prädisposition“, dass 
wir – im Gegensatz zu Schriftlichem – Bilder als real und wahr an-
sehen. Und viertens: Wiederholung (analog zu: Repetitio est mater 
studiorum).

Eine „counteradvertisung“-Bewegung in den USA in den 60er 
Jahren verlief im Sande, weil Gefühle und Bilder nicht mit Vernunft 
zu widerlegen sind. Menschen mit mehr Bildung glauben übrigens 
großteils, dass sie sich Werbung weitgehend entziehen können, was 
aber oft eine Selbsttäuschung ist.

7	 Jerry Mander (2012): Privatization of Consciousness. Monthly Review, 
Volume 64, Issue 05. October 2012. P. 18–41. https://monthlyreview.
org/2012/10/01/privatization-of-consciousness/ 

https://monthlyreview.org/2012/10/01/privatization-of-consciousness/
https://monthlyreview.org/2012/10/01/privatization-of-consciousness/
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Prägung der Individuen ab der Kindheit 
Die „Privatisierung des Bewusstseins“ ist im größeren Zusammen-
hang im Sinne einer umfassenden Prägung des Individuums zu se-
hen, beginnend bei Kindern. Die Werbung ist bei der „Kommerzia-
lisierung der Kindheit“ nur ein Faktor, aber kein unwesentlicher: 
Nach Mander sahen Kinder jedenfalls vor 10 Jahren in den USA pro 
Tag ca. drei Stunden Fernsehen, davon wieder ca. ein Drittel Wer-
bung, die Länge der bedeutungsvollen Kommunikation mit ihren 
Eltern betrug im Vergleich dazu nur dreieinhalb Minuten; in der 
Woche!

Der Fernseh- (und Smartphone-)Konsum von Kindern dürfte 
weltweit zwar differieren, aber insgesamt nicht allzu viel. Was da-
durch forciert wird, ist klar: „Ich kaufe, also bin ich“. Mit dieser Prä-
gung der Individuen durch Werbung, beginnend in der Kindheit, 
werden die Möglichkeiten authentischer Persönlichkeitsentwick-
lung jedenfalls beeinträchtigt. 

Darüber hinaus hat in Schulen Sponsoring und Werbung Einzug 
gehalten. Im Zuge des neoliberalen Vormarschs sind zusätzliche Fi-
nanzierungen sogar gewollt – ohne auf weitere Konsequenzen zu 
achten.

Ethik-Kodex und Selbstregulierung?
Es gibt hehre „Ethik-Kodices“ der Werbewirtschaft8, wobei meist 
nicht oder nicht klar definiert wird, welche Folgen Verstöße dagegen 
haben. Die Werbewirtschaft forciert allenthalben „Selbstregulie-
rung“, und will das auch bezüglich Onlinemedien angewendet wis-
sen. Eine Werbeselbstkontrolle gibt es auch auf internationaler Ebe-
ne.9 Das „Blue Book“ der EASA10 (European Advertising Standards 
Alliance) stellt die Selbstregulierung der Werbung und Marktkom-
munikation auf europäischer Ebene dar. De Facto funktioniert die 

8	 Z. B.: Österreichischer Werberat (2014): Ethik-Kodex der Werbewirtschaft 
9	 Zentralverband der deutschen Werbewirtschaft: Internationale Werbe-

selbstkontrolle http://www.zaw.de/zaw/selbstregulierung/internationale-
werbeselbstkontrolle/

10	 WKO: Selbstregulierung in der Werbung – ein europäischer Überblick: 
Das „Blue Book“
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Selbstregulierung wie die freiwillige Selbstverpflichtung in der Kli-
mapolitik oder wie die viel beschworene Corporate „responsibility“ 
der Tabakindustrie vor dem Verbot der Tabak-Werbung, nämlich 
nicht.

Alle Bereiche der Werbung sind aus Sicht einer sozialökologi-
schen Transformation als Barriere von nicht geringer Bedeutung 
anzusehen: Unabhängig von der Frage, ob und wie kommerzielle 
Werbung komplett abzuschaffen ist (oder auch in positive Funktio-
nen überführt werden kann), stellt sich jedenfalls bis auf weiteres die 
Aufgabe, wie kommerzielle Werbung zunächst reguliert, begrenzt 
und zurückgedrängt werden kann. 

Es gibt auch seit Jahrzehnten zur Werbung Diskussionen und 
auch Bewegungen, die trotz starker Oligopolmacht in einzelnen 
Ländern zu gewissen Beschränkungen und Regulierungen der 
Werbung geführt haben: so etwa bei Tabakprodukten, Alkoholpro-
dukten, zuckerreichen Produkten, oder bei Werbeverboten in öf-
fentlichen Räumen. In der neoliberalen Ära wurden aber in vielen 
Ländern Regulierungen und Steuern auf Werbung abgeschafft oder 
reduziert. Es kam zu Deregulierungen, etwa zu einer Ausweitung 
der Werbung in öffentlich-rechtlichen Medien.

„Visuelle Umweltverschmutzung“ 
In manchen europäischen Städten gibt es Initiativen, die ein Aus 
oder eine Beschränkung für Werbetafeln (Aussenwerbung) fordern, 
z. B. „Volksentscheid Berlin Werbefrei“.11 In Grenoble ist dies von 
einer linken Stadtverwaltung verwirklicht worden;12 in Vermont 
(unter Bernie Sanders) großteils schon vor vielen Jahren.13 Auch in 
Maine und anderen US-Bundesstaaten gibt es schon seit langem 
weitgehend keine Plakatwerbung im öffentlichen Raum. 

Wenngleich „visuelle Umweltverschmutzung“ durch kommerzi-
elle Werbung nicht unbedeutend ist, und auch lokal und regional 
vergleichsweise einfacher regulierbar ist, ist sie nur ein geringer und 
in der Tendenz abnehmender Teil des Gesamtkomplexes Werbung. 

11	 https://berlin-werbefrei.de/
12	 FAZ 26.11.14: Grenoble : Bäume statt Werbetafeln
13	 Siehe Jerry Mander (2012) a.a.O.
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Trotzdem wächst auch dieser kleine Teil insgesamt stärker als das 
BIP-Wachstum. Auch qualitativ ist insgesamt keine positive Verän-
derung anzutreffen, trotz einiger Beschränkungen. So wird etwa 
weiterhin im Nahrungsmittelberiech zum größten Teil für ausge-
sprochen ungesunde Nahrungsmittel oder Getränke geworben.

Regulierung der Werbung in der sozial-ökologischen 
Transformation
Es geht darum, dass auch die digitale Wirtschaft klare Regeln zur 
gesellschaftlichen Einbettung braucht. Durch die Beschränkung auf 
die Informationsfunktion der Werbung könnte Konsumentensou-
veränität tendenziell erlangt werden.

Daraus ergibt sich zunächst eine (Be-)Steuerung und Regulierung 
oligopolistischer Faktoren, wie sie bei der Werbung zum Ausdruck 
kommen, die auch dazu führen könnte, dass schöpferische Kräfte der 
Marktwirtschaft abgesichert werden, zunächst jenseits fiskalischer 
oder auch sozialökologischer Erwägungen. Während der „antimono-
polistische Kampf“ in neoliberalen Zeiten ohnehin als Kampf gegen 
den „Staatsmonopolismus“ bzw. für Privatisierung umgedeutet wur-
de, kann es nützlich sein, eine solche Besteuerung im Rahmen einer 
sozioökologischen Transformation neu zu definieren.

Die Prägung der konkreten Konsumwünsche durch Marketing 
und die Werbewirtschaft in ihrer jetzigen Form ist ein relevantes 
Hindernis für den Wandel zur Nachhaltigkeit, indem nicht-nach-
haltige Konsumstile gefördert werden. Im Prozess der Globalisie-
rung sind nicht-nachhaltige Konsumstile (Lebensstile) speziell 
befördert worden. Konkret: Ohne massivstes Marketing wäre Red 
Bull mit einem nicht gesundheitsförderlichem Getränk und ei-
nem unsinnigen Aluminium- und Energie-Verbrauch nicht das, 
was es ist.

Eine effektive(re) Werbesteuer kann eine erste Maßnahme sein, 
um den Verbrauch im Sinne einer nachhaltigen Produktions- und 
Lebensweise zunächst ansatzweise zu beeinflussen und (später) aus 
sozial-ökologischer Sicht auch stärker zu regulieren , am besten mit 
differenzierten Steuersätzen, was zu einer ansatzweisen Verwirkli-
chung einer tatsächlichen „Verbrauchersouveränität“ und einer Be-
grenzung der Oligopolmacht führen würde.
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Wie schon dargestellt kommt man mit rationaler Kritik gegen-
über den emotionalen Tricks der Werbung nicht weit. Jedoch stellt 
sich die die strategische Frage nach einer aufklärerischen Alterna-
tivwerbung im Rahmen einer sozial-ökologischen Transformation. 
Diese erscheint unerlässlich um im Sinne von Gramsci die bestehen-
de Hegemonie im Denken zu überwinden, für die die derzeitige 
Werbung eine wichtige Stütze ist.

Dabei kann Wissen aus verschiedenen Bereichen der Manage-
mentwissenschaft, Psychologie, Medienwissenschaft, Regulierungs-
ökonomie und der politischen Ökonomie kombiniert werden.

Für eine stärkere Regulierung von Werbung 
Die Werbesteuer in Österreich geht auf eine Maßnahme des „Roten 
Wien“ zurück, die 1921 mit dem relativ hohen Steuersatz von 30% in 
Wien – und dann in anderen Gemeinden – eingeführt wurde, ein 
wechselvolle Entwicklung nahm, immer wieder vor dem Aus stand, 
und heute – noch immer – mit einem Steuersatz von 5 % existiert. 
Dieser niedrige Steuersatz fällt kaum mehr ins Gewicht: Eine effektive 
Besteuerung von Werbung insgesamt, in Österreich und auch auf 
europäischer Ebene, insbesondere unter Einschluss der schnell wach-
senden Online-Werbung, ist so in mehrerlei Hinsicht ökonomisch 
und politisch begründbar, und auch sozial-ökologisch zweckmäßig.

Zwei konkrete erste Schritte wären:
Die Freihaltung der Schulen von kommerzieller Werbung und
das Ende der Kinderwerbung für ungesunde Lebensmittel.

Zu letzterem noch konkret aktuell:

Kinderwerbung für ungesunde Lebensmittel wird beschränkt – in 
Deutschland

„Die Lebensmittelindustrie setzt bekanntlich gerade in der Kinder-
werbung gezielt auf Manipulation mit übergriffiger Werbung. Mit 
bunten Comicfiguren und Spielzeug legen sie schon kleinen Kin-
dern ungesunde Zuckerbomben und fettige Snacks nahe. Etwa mit 
Influencer-Marketing, bei dem die Idole von Kindern und Jugend-
lichen – an den Eltern vorbei – in den sozialen Medien für Junkfood 
werben. Umgekehrt verdient die Lebensmittelindustrie mit Produkten 
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wie Obst oder Gemüse viel weniger Geld als bei Limo, Süßem und 
Snacks. Daher gibt es nur wenig Werbung für gesunde Lebensmittel. 
Das führt dazu, dass ein Kind in Deutschland pro Tag ca. 15 Werbe-
spots oder -anzeigen für ungesunde Lebensmittel ausgesetzt ist. Und 
diese Werbung wirkt, wie zahlreiche wissenschaftliche Studien bestäti-
gen: Werbung für Ungesundes fördert Übergewicht und macht Kinder 
krank – mit langfristigen Folgen. Deshalb fordern Fachorganisationen, 
Krankenkassen und Ärzteverbände schon seit Jahren politische Maß-
nahmen zum Schutz der Kindergesundheit“14 

Im Koalitionsvertrag der neuen deutschen Regierung findet sich 
nun auf Drängen der SPD eine Passage zur Beschränkung der an 
Kinder gerichteten Werbung für ungesunde Lebensmittel. Die Ver-
braucherorganisation foodwatch bezeichnete das Vorhaben als 
„wichtigen Schritt im Kampf gegen Fehlernährung und ernährungs-
bedingte Krankheiten, doch es brauche noch weitere Maßnahmen, 
um die „Adipositas-Epidemie“ zu bewältigen. Für ein wirksames Ge-
setz sei es notwendig, dass sämtliche Werbeformate abgedeckt und 
keine Schlupflöcher gelassen werden: Von der Verpackungsgestaltung 
über Online-Gewinnspiele bis hin zur Werbung durch Social-Media-
Influencer. Lebensmittelwerbung sollte nur für solche Produkte er-
laubt werden dürfen, die die Nährwertempfehlungen der WHO er-
füllen“.15

Für Österreich wird eine effektive Beschränkung der werbemäßi-
gen Angriffe auf die Kindergesundheit bisher ohne nennenswerte 
Reaktion gefordert.16

14	 www.foodwatch.org/de/
15	 Foodwach Deutschland zum Koalitionsvertrag https://www.presseportal.

de/pm/50496/5082067
16	 Foodwatch fordert: Schluss mit Junkfoodwerbung, die sich an Kinder 

richtet. 23.06.2021 https://www.foodwatch.org/at/news/pressemitteilun-
gen/foodwatch-fordert-schluss-mit-junkfoodwerbung-die-sich-an-kin-
der-richtet/
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Lorenz Glatz

Gutes Essen für alle – aber wie?

Die Landwirtschaft auf dem Weg ...
Nahrung und ihre Beschaffung stehen unverrückbar im Zentrum 
des Lebens. Als Beginn spezifisch menschlicher Kultur können wir 
dabei den Umgang des homo erectus mit dem Feuer vor etwa einer 
halben Million Jahren datieren. Die Fülle des Essbaren nahm zu 
durch Braten und Kochen, Feuer diente auch zur Landschaftsgestal-
tung für reichere Ernährung und als Schutz. Der sich über Jahrtau-
sende hinziehende Übergang des menschlichen Lebens in unserer 
Weltgegend vom Sammeln und Jagen zu Sesshaftigkeit, Ackerbau 
und Viehzucht, Staatenbildung und schließlich Industrialisierung 
beginnt aber erst im Laufe der jüngsten zwei bis drei Prozent unse-
res Gangs durch die Geschichte.

Im Schulunterricht und weiten Teilen des allgemeinen Bewusst-
seins wird Geschichte bis heute traditionell als ständiger „Fort-
schritt“ vorgestellt. Dem Stand der Forschung entspricht das nicht. 
Im Wimpernschlag der jüngsten Jahrzehnte unserer Zeit stellt sich 
der „Fortschritt“ eher als Fortgang in die Zerstörung eines Großteils 
der Lebenswelt des Planeten durch Ressourcenvergeudung dar; als 
dramatisches Artensterben, Zerstörung des Wildlife, Pandemien, 
als Verschmutzung und Vergiftung des Wassers, Versalzung und 
Vermüllung der Meere, Radioaktivität, Schädigung des Bodens und 
seiner lebendigen Fruchtbarkeit, Ausdehnung der Wüsten und die 
Erhitzung des Erdklimas mit allen ihren Folgen – und zunehmend 
wieder als Hunger, Vertreibung und Krieg.

Die Lebensfähigkeit der Säugetiergattung Homo besteht ganz we-
sentlich in Gemeinschaftlichkeit und Kooperation. Diese Lebenswei-
se kann sich in „Respekt“, d. h. in Rücksichtnahme und Vorsicht ge-
genüber den Mitmenschen, allen anderen Lebewesen und der gesam-
ten Mitwelt entfalten, in einer Umgangsweise, in der Vertrauen auf 
gegenseitiges Wollwollen und in die Lösbarkeit von Konflikten tief 
verankert ist. Kooperation und Gemeinschaftlichkeit können jedoch 
auch in ein diverses Paradigma umschlagen. Es besteht im Kampf von 
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Gemeinschaften gegeneinander um Sieg und Kontrolle der Unterlege-
nen, ja in der Illusion, wir könnten uns „die Erde unterwerfen“ (Bibel, 
Buch Genesis). Das lateinische Wort „arma“ drückt diese Ambivalenz 
gut aus: Es kann sowohl „Gerät“ und „Werkzeug“ für die sorgsame 
Einrichtung unseres Lebens meinen (ein Rest davon steckt noch in 
dem Wort „Armatur“) als auch „Kriegsgerät“ und „Waffen“ von 
„Arm-een“ für Unterwerfung und Zerstörung.

… in eine Sackgasse
In den jüngsten Jahrtausenden unserer mehr als fünfhunderttau-
send Jahre alten Geschichte hat das Paradigma des Kampfs gegen 
und der Herrschaft über andere Menschen, alle Lebewesen und die 
Mitwelt schlechthin beträchtlich an Terrain gewonnen. Die unver-
zichtbaren behutsameren Formen des Umgangs mit der Welt – die 
Pflege des Hauses und der dort wohnenden Kinder, Alten und Tiere, 
des Gartens und Ackers und der dort wachsenden Nahrung – wurde 
den Frauen, Müttern und sonstigen Untertanen überlassen. Vor al-
lem aber schwächte, ja entfernte diese Un-Ordnung die wichtigste 
Sicherung unseres Lebens: die Einsicht in die unvermeidliche Be-
grenztheit unseres Wissens und Könnens. Der „Fortschritt“, wie 
diese Entwicklung seit der Aufklärung und vor allem seit der Indus-
trialisierung heißt, scheint daher heute zunehmend damit beschäf-
tigt, den Folgen der von ihm angerichteten tödlichen Schäden doch 
noch zu entgehen.

Was die Grundlage unseres Lebens, die auf der Wirtlichkeit un-
serer Mitwelt beruhende Ernährung, angeht, war diese in herr-
schaftlich organisierter Sesshaftigkeit von entschiedener Verar-
mung gegenüber der Vielfalt des Sammelns und Jagens früherer Zeit 
betroffen. In herrschaftlichen Verhältnissen ging es eben um „mehr“ 
bzw. anderes als die Ernährung. Es ging um kontrollierbare Abga-
ben von Untertanen, konzentriert in Siedlungen, die nicht bloß ge-
gen Überfälle der „Barbaren“, sondern auch gegen das Entweichen 
der Arbeitskraft befestigt werden mussten. Und nicht zuletzt ging es 
um die Verproviantierung auf Raub- und Kriegszügen. Für das eine 
wie für das andere bedurfte es nicht ökologischer Vielfallt, als viel-
mehr gut lager- und transportfähiger, nährstoffreicher Früchte von 
Pflanzen mit gut kontrollierbarer, kurzer Erntezeit. Diese Konstella-
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tion war überall, wo sich Herrschaft etablierte, der Beginn der Mo-
nokultur von Getreide. Diese dominiert trotz aller negativen Folgen 
wie der Erschöpfung des Bodens und der Ernteerträge sowie der 
Verschlimmerung der Auswirkungen schwieriger Klimaperioden 
zu Hungersnöten bis heute auf fast 60 Prozent der globalen Acker-
fläche.

Der jüngste Moment herrschaftlicher Landwirtschaft, die Indus-
trialisierung, geriert sich als „Lösung“ dieser Schwierigkeiten. Es ge-
lang eine Ertragssteigerung. Dazu brauchte es Kunstdünger, mit ho-
hem Energieaufwand aus begrenzt vorhandenen fossilen Minerali-
en produziert. Die Artenvielfalt des Bodenlebens verarmte, Wind- 
und Wassererosion der Ackererde sind die Folge. Man entwickelte 
Pestizide im Pflanzenbau und Antibiotika in der Viehwirtschaft 
samt bedrohlich wachsender Resistenz der Erreger. Hybridsaatgut 
wird hergestellt, dessen Früchte nicht wieder als Samen verwendet 
werden können. Pflanzen werden gentechnisch verändert, die Fol-
gen sind nicht absehbar. Und eine nur für Monokultur geeignete 
Maschinerie rollt über die Felder.

Industrielle Produktion beruht auf allgemeinen Modellen, Ma-
schinisierung und Rationalisierung – man abstrahiert von allen 
kleinräumigen Unterschieden und schlägt aus Kostengründen alles 
über einen Leisten. Die Rentabilität von Investitionen und der Er-
folg in der Marktkonkurrenz stehen an erster Stelle. Ein massives 
Höfesterben ist die Folge. Handelsketten übernehmen das Geschäft 
auf Kosten der von ihnen abhängigen Produzenten und bestimmen 
deren Umgang mit der Natur und unserer Gesundheit nach den Ter-
minen, wann die Produkte im Supermarkt zu liegen haben, und de-
ren Qualität nach der Verkäuflichkeit, der mit allen Mitteln nachge-
holfen wird. Industrielle Landwirtschaft wird so zu einem gewichti-
gen Beitrag zu den oben aufgezählten Gefahren und Katastrophen 
und fügt zum Hunger noch massenhafte Fehlernährung im Dienst 
der Konsum- und Profitsteigerung hinzu.

Auf der Suche nach einem Ausweg
Alle diese vorherrschend gewordenen Züge herrschaftlicher Land-
wirtschaft sind aber wie schon ihre historischen Vorgänger von allem 
Anfang an auf Widerstand gestoßen. Beschränken wir uns auf das, 
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was heute ansteht! Gegen die industrielle Landwirtschaft haben sich 
in den Ursprungsländern des Kapitalismus seit dem letzten Jahrhun-
dert diverse Arten „ökologische“ Landwirtschaft formiert, die sich 
gegen den Gebrauch von Kunstdünger und Pestiziden und für den 
Schutz und die Förderung des Bodenlebens aufstellten. Wo diese je-
doch auf „Vermarktung“ angewiesen bleiben und schließlich zu Mar-
ken von Handelsketten geworden sind, erliegen sie den Gesetzen der 
Kapitalverwertung auf den Märkten. Gesundes Essen bleibt eine 
Frage des guten Einkommens, für die große Masse der Menschen im 
globalen Reich der Agrarindustrie bleibt zunehmend die malbouffe, 
das Junk-Food, dessen Erzeugung und Export von den mächtigen 
Staaten(bünden) noch dazu massiv subventioniert werden.

„Solidarische“, „gemeinsame“, „gemeinschaftsgetragene“ Land-
wirtschaft (englisch CSA, community supported agriculture) ist ein 
Bemühen ökologischer Landwirtschaft, jenem Druck standzuhal-
ten. Es begann in den 1960er Jahren in Japan mit der Unzufrieden-
heit mit den gehandelten Lebensmitteln und führte zum Zusam-
menschluss von Haushalten mit lokalen Kleinbauern zu Teikeis 
(Partnerschaften), um eine auf persönlichem Kontakt beruhende 
Versorgung mit guten Lebensmitteln zu bekommen. In Japan betei-
ligen sich (nach unsicheren Angaben) bis zu einem Viertel der Haus-
halte an Teikeis. Die so Versorgten finanzieren den Betrieb des Hofs, 
helfen in verschiedener Weise mit und erhalten dafür die Ernte. Das 
ist es, was im Kern bis heute unter CSA / Solawi verstanden wird.

Weit verbreitet und inzwischen zu einem vielfältigen Netzwerk 
organisiert sind Solawis auch in Süd-Korea. Hansalim („Alles Le-
bendige bewahren“) wurde nach Lebensmittelskandalen 1980 ge-
gründet und versorgt mit kooperierenden klein(st)en Landwirt-
schaften (meist zwei bis vier Hektar) und lokalen Verarbeitern eine 
weiter wachsende Zahl von derzeit 2,5 Mio. Mitgliedern (fünf Pro-
zent der Bewohner des Landes) mit hochwertigen und ausschließ-
lich regional erzeugten Lebensmitteln in einem Land mit einer Im-
portquote von 80 Prozent bei Nahrung.

Seit den 80er Jahren wurden auch in den USA und Kanada an die 
15.000 CSA gegründet. In Europa setzte eine relativ rasche Verbrei-
tung seit der Jahrtausendwende ein, am stärksten in Frankreich mit 
inzwischen mehr als 2000 Amap (Associations pour le maintien 
d‘une agriculture paysanne). Derzeit beteiligt sich gegen eine Milli-
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on Menschen in Europa an CSA/Solawi/Amap. In China gehören 
CSA, z.T nach amerikanischem Vorbild, als Unterstützung der 
Kleinbauern zur kapitalismuskritischen Theorie und Praxis einer 
sich in vielfältiger und auch widersprüchlicher Weise formierenden, 
oft akademischen „Neuen Linken“. Das 8th International Symposi-
um of CSA 2021 fand in persona in Manaus in Brasilien (10. Jahres-
tag von CSA in Brasilien) statt und weltweit online mit Sprecher*in-
nen aus allen bewohnten Kontinenten.

Solawi in Aktion
Was Österreich betrifft, ist zwar der Anteil zertifiziert biologischer 
landwirtschaftlicher Betriebe mit fast einem Viertel EU-weit am 
höchsten, aber dem Diktat der Handelsketten und dem Druck der 
industriellen Landwirtschaft und ihrer Lobby können sie nur schwer 
entgehen. Der Rückgang der Zahl der bäuerlichen Betriebe und der 
Verlust an landwirtschaftlicher Fläche ist ungebrochen. Seit den 
1950er Jahren haben hierzulande fast zwei Drittel der landwirt-
schaftlichen Betriebe die Bewirtschaftung eingestellt. Nicht nur die 
EU, sondern auch die österreichische Regierung subventionieren, ja 
befeuern diesen Prozess, auch wenn immer wieder einmal die Rede 
von der Unterstützung ökologischer und solidarischer Wirtschafts-
weise ist. Von den hunderten Milliarden Euro der „Gemeinsamen 
Agrarpolitik“ gehen die Subventionen dank der Bemessung nach 
der bewirtschafteten Fläche zu 85 Prozent an 20 Prozent der Be-
triebe. Sie machen bei kleinen Wirtschaften fünf bis zehn Prozent 
des Jahreseinkommens aus, bei größeren mit Maschinenpark und 
jeder Menge Chemie bis zur Hälfte! (Kurier 14.09.2021) Zugleich 
wird im Land täglich Boden im Ausmaß von dreißig Fußballfeldern 
(20 ha) für Wohnhäuser, Betriebsansiedlungen, Verkehrsanlagen 
und dgl. versiegelt. Eine Entwicklung, die – über 200 weitere Jahre 
fortgesetzt – keine Agrarflächen im Land mehr übriglassen würde 
(APA 29.03.2017). 

Andererseits entwickeln sich auch hierzulande seit 2011 zuneh-
mend Solawis, knapp sechzig sind an der Arbeit und etliche im Auf-
bau. Unsere Landwirt*innen knüpfen an vorindustrielles Wissen an 
und versorgen sich und einige Tausend Mitglieder mit Produkten. 
Trotz einer noch sehr geringen Zahl und Größe sind wir – vielleicht 
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wegen ausreichend Lernwilligkeit – nicht vom Niedergang der kom-
merziellen Kleinlandwirtschaft erfasst. Landwirtschaftskammern 
und Bio-Verbände erkennen in unserem Tun eine „Direktvermark-
tung“ landwirtschaftlicher Produkte durch Betriebe, deren Kunden 
sich auf bestimmte Zeit (meist eine Saison) verpflichten, eine be-
stimmte Menge Erzeugnisse abzunehmen und monatlich oder jähr-
lich den Preis im Voraus zu bezahlen. Das ist jedoch eine durchaus 
unzureichende Erklärung, weil kleinteilige, den Tieren, Pflanzen 
und dem Klima angepasste, auf gegenseitige Versorgung ausgerich-
tete Solawis nicht über Kauf und Preis stabil funktionieren können. 
Es braucht dazu gemeinsame Vorstellungen über einen solidari-
schen Umgang miteinander und mit der Natur sowie die Bereit-
schaft der Mitglieder, das Miteinander in diesem Sinn zu entwi-
ckeln, sich von solchen Gedanken anstecken zu lassen.

„Transformation durch Kooperation“ hat Nyéléni, die Bewegung 
für Ernährungssouveränität, im Sommer 2021 ihre Konferenz zum 
dritten Mal betitelt. Als Ziel ist „Gutes Essen für alle“ formuliert. 
Und: „Essen als Gemeingut, nicht als Ware“ ist ein Leitprinzip der 
2016 beschlossenen Deklaration der Europäischen CSA-Bewegung. 
Das Ziel „für alle“ soll auf dem Weg zum „Gemeingut“ mit der Me-
thode der „Kooperation“ erreicht werden. Mit Vermarktung ist da 
nicht viel zu machen.

Eine Solawi kann von einem Hof ausgehen, auf dem Landwirt-
schaft als guter und freundlicher Umgang mit dem Leben der Mit-
welt verstanden und Mitmenschen kundig versorgt werden sollen. 
Es gibt auch Gruppen von Menschen mit diesem Ziel, die solche 
Landwirte und einen Hof suchen und sich mit ihnen zur gegenseiti-
gen Versorgung zusammentun. Menschen finden sich auch zusam-
men für eine gemeinsame Versorgung als Lehr- und Lernprozess in 
Gemeinschaftsgärten. Und es gibt jede Menge Mischformen und 
Weiterentwicklungen.

Ohne Preis und Markt
Wie auch immer die Solawi organisiert ist – die Bindung an eine 
Landwirtschaft macht zumindest ein Stück weit aus Kunden Men-
schen, die Verantwortung übernehmen und Einfluss auf die Gestal-
tung nehmen. Es geht nicht um und endet nicht bei Geld gegen Ware, 
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soviel sich wer halt leisten kann. Es taucht in den Initiativen die Frage 
auf, warum der finanzielle Beitrag denn ein Preis sein muss, wenn bei 
den Mitgliedern die finanziellen Möglichkeiten recht verschieden 
sind. Ein selbstbestimmter angepasster Beitrag ist ein praktizierter 
Weg, damit umzugehen, Mitarbeit auf dem Feld für einen Ernteanteil 
ein anderer. Auch so kann ein Budget gedeckt werden.

Auch der zweite Teil des Marktgeschehens neben dem Preis kann 
aufgeweicht werden: die Menge. Wo in Solawis bei der Verteilung 
„Freie Entnahme“ herrscht, nimmt sich jedes Mitglied (für wie viele 
Personen, wird bei der Anmeldung bekanntgegeben) je nach Gusto 
und mit Rücksicht auf die anderen, was sein Haushalt bis zum 
nächsten Mal braucht. Der „Standdienst“ – nicht selten Freiwillige 
mit Kommunikationslust – gibt Hinweise und Erklärungen.

Freiwillige, unberechnete Mithilfe beim Propagieren der Idee, 
bei der Verteilung der Ernte, bei Organisation und Verwaltung hat 
sich aus Freude an sinnvoller Tätigkeit und an Anerkennung und/
oder aus Verantwortungsgefühl für die Solawi-Gemeinschaft weit 
verbreitet. Auch Aktionstage der nicht am Hof tätigen Mitglieder 
zur Mithilfe auf dem Feld finden Zuspruch, weil man hier andere 
Mitglieder und vor allem in der Landwirtschaft Tätige – ob Hofbe-
sitzer, seine Angestellten oder die Angestellten des gemeinsamen 
Vereins und Betreibers der Solawi – beim gemeinschaftlichen Wer-
ken und Essen trifft und kennenlernt. So nähert sich auch ein Sola-
wi-Betrieb an einen Gemeinschaftsgarten an.

Gegen die Marktusancen haben sich die Solawis auch bei den in 
der Landwirtschaft Tätigen zu stellen, auch wenn das oft nicht gern 
ausgeleuchtet wird. Die Einkommen in der Landwirtschaft sind mi-
serabel und werden in der Praxis oft noch weiter unterboten. Der 
engere Kontakt, der bei Mitgliedern von Solawis besteht, macht aber 
die mageren Löhne eher sichtbar und bringt sie zu Recht zur Spra-
che und zur Besserung.

Auch die Solawis arbeiten zunehmend zusammen, bei der Vertei-
lung, bei Absprachen in der Anbauplanung und dem Austausch von 
Produkten. Auch Kooperation mit kleinen Produzenten, Bio-Bau-
ern, Besitzern ungenützter Streuobstwiesen und dgl. kommt auf. 
Vor allem aber kommen nach einer Phase von zuviel Selbstbezogen-
heit Treffen und Austausch von Erfahrungen und Hilfestellung für 
Neugründungen in Gang. Eine gemeinsame Website solawi.life soll 
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diesen Schwung erhalten helfen. Auch der Kontakt mit den deut-
schen Nachbarn und der Anschluss an die internationale Organisa-
tion Urgenci haben sich erfreulich verstärkt.

Ein Prozess des Lernens und der Weigerung
Die Erfahrungen, die Menschen machen können, wenn sie sich ei-
ner CSA/Amap/Solawi, und wie solche Initiativen sonst noch heißen 
mögen, anschließen, sind in den Ländern des globalen Nordens 
Ausgrabungen von Praktiken und Umgangsformen, die hier spätes-
tens durch die von Geld und Kapitalverwertung dominierte Ent-
wicklung der Landwirtschaft verschüttet wurden. In unseren Län-
dern leben 15 Prozent der Weltbevölkerung, hier wird aber über 85 
Prozent der verwendeten Ressourcen der Menschheit verfügt. So 
extrem ungleich diese dabei auch hierzulande verteilt sind, begrün-
den sie doch eine konsumistischen und zugleich von Konkurrenz 
geprägte „imperiale Lebensweise“ (Brand /Wissen), in die der Alltag 
fast aller Menschen verflochten ist und die auch weltweit für fast 
„alle, die es sich leisten können“ attraktiv sein kann.

Was die Landwirtschaft und unsere Ernährungsweise betrifft, so 
werden uns durch Welthandel und Weltmarkt das ganze Jahr über 
eine Fülle von Produkten von Obst, Gemüse und Getreide über Ge-
würzen und Genussmittel bis zu Bio-Sprit aus den Plantagen des Sü-
dens zu Billigpreisen aufgedrängt. Den Bewohnern der EU stehen 
auf diese Weise zusätzlich zu den Agrarflächen in der Union weitere 
300.000 km² je nach Kaufkraft zur Verfügung, davon 200.000 allein 
in Südamerika, für Soja vor allem, als Tierfutter für den überbor-
denden Fleischkonsum. Für die dortigen Eliten ist das „Fortschritt“ 
und „Entwicklung“, für Kleinbäuer*innen jener Länder bedeutet es 
den Verlust ihrer Felder an den Großgrundbesitz durch Verdrän-
gung oder gewaltsame Vertreibung. Generell hat das „Landgrab-
bing“ von fruchtbarem Boden durch transnationales Kapital als „si-
chere Anlage“ im globalen Süden seit der Krise von 2008 sprunghaft 
zugenommen.

Der Ressourcenverbrauch der meisten Mitglieder Solidarischer 
Landwirtschaften in den Metropolen des Weltkapitals liegt weit 
über dem Level, der auf alle Menschen verallgemeinerbar wäre. 
Auch von den sich abzeichnenden negativen ökologischen und so-
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zialen Folgen der herrschenden Wirtschaftsweise sind sie auf ab-
sehbare Zeit noch beträchtlich weniger betroffen als der Großteil 
der Menschheit. Sie sind daher auch für illusionäre Besserungs-
vorschläge, die die Grundlagen der herrschenden Lebens- und 
Wirtschaftsweise nicht antasten wollen, leichter empfänglich als 
Menschen, die die Folgen bis hin zur Zerstörung ihrer Lebens-
grundlagen vor Augen haben. Umso wichtiger ist daher unsere le-
bendige Einbindung in die Praxis unserer Gemeinschaften und 
das (gemeinsame?) Nachdenken darüber, wie wir uns dem herr-
schenden konsumistischen Lebensideal verweigern und ein gutes 
Leben für alle möglich machen können.

Solawis haben damit für ihren unmittelbaren Bereich Landwirt-
schaft eine konkrete oppositionelle soziale Zielsetzung. Sie streben 
mit „Gutes Essen für alle“ und „Essen als Gemeingut, nicht als 
Ware“ danach, dass alle Menschen von dem Boden ihre Lebensmit-
tel gewinnen können, auf dem sie zusammenleben, und dass es ille-
gitim ist, anderen durch herrschaftliche Ansprüche wie Eigentum 
und Geld dieses Gemeingut zu verweigern. Der Weltmarkt, der ge-
rade auch in diesem elementaren Bereich auf solchen Ansprüchen 
beruht, ist ein unsere „tägliche Lebensweise organisierendes Ver-
hältnis“ (Brand/Wissen), das überwunden werden soll.

60 Prozent der Lebensmittel der Menschheit wird trotz aller 
herrschaftlicher Bemühung in kleinteiliger, mehr oder weniger ko-
operativer Subsistenzlandwirtschaft produziert (Dominik Ziller 
Deutschlandfunk 26.7.2021). Sie hat im globalen Süden eine heftig 
bekämpfte, aber unzerstörte Tradition und hat ökologisch wertvol-
les Wissen bewahrt. Sie ist, wenn eins den Ressourcenverbrauch und 
die ökologischen Belastungen in Rechnung stellt, sicherlich produk-
tiver und nachhaltiger als die Agrarindustrie. Bauern und vor allem 
Bäuerinnen in Kenia und in Mexiko, Menschen verschiedener Spra-
che und Kultur in Rojava im Norden Syriens sind nur einige expo-
niertere und bekanntere Beispiele für ideenreiche, zähe Selbstbe-
stimmung unter schwierigsten Bedingungen gegen den Druck und 
die offene Gewalt von Agrarkapital, Großgrundbesitz, nationalem 
und religiösem Fanatismus und dem damit verbundenen Staat.

2021 haben Zapatisten aus Chiapas in Mexico Europa besucht 
und Kontakt und Freundschaft mit ähnlich Gesinnten gesucht. Sie 
haben auch zwei unserer Solawis besucht. Ihre nüchterne Distanz zu 
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Hoffnungen auf Staat und Wirtschaft waren ansteckend und erst 
recht ihre Zuversicht: „Unsere Waffen sind Gemeinschaft und Soli-
darität. Durch gegenseitige Hilfe sind wir stärker und können ein 
gutes Leben führen: wir haben immer genug, wenn wir einander 
helfen. Das schweißt zusammen. Es macht uns stark.“

Literaturhinweise
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de.wikipedia.org/wiki/Solidarische_Landwirtschaft
urgenci.net (international network of Solidarity-based Partnerships for Agro-
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Julia Koll

„Ich bin halt so in diesen Klimawandel 
reingeboren“
Jugendarbeit in der Klimakrise

Einleitung
Die Entwicklung der Umweltsituation bereitet vielen jungen 
Menschen in Österreich erhebliche Sorgen. 85 Prozent der 14- bis 
16-Jährigen macht die Umweltverschmutzung Angst, vor den 
Folgen des Klimawandels haben 81 Prozent Angst. Diese Ergeb-
nisse gehen aus einer Studie der Pädagogischen Hochschulen Ös-
terreichs (Jugendforschung 2021) hervor. Die Haltungen zu Um-
welt und Klima variieren stark je nach sozioökonomischem Sta-
tus der Familien der Jugendlichen. So machen sich die befragten 
Jugendlichen aus sozioökonomisch schlechter gestellten Haus-
halten weniger Gedanken um Umwelt und Klima – ihre Sorgen 
scheinen anderswo zu liegen. 

Die Klimakrise macht gesellschaftliche Spaltungen und ein Wie-
dererstarken der gesellschaftlichen Klassen sichtbar. So wird beob-
achtet, dass die Verfechter*innen der Klimagerechtigkeitsbewegung 
tendenziell in der oberen Klasse und im progressiven Mittelstand 
beheimatet sind, während der traditionelle Mittelstand und die un-
tere Klasse tendenziell wenig von der Klimagerechtigkeitsbewegung 
halten bzw. diese sogar als Bedrohung empfinden. Dabei ist die Kli-
makrise keineswegs ein Thema der Reichen: Der ärmere Teil der Be-
völkerung leidet derzeit und wohl auch in Zukunft am meisten un-
ter den Folgen der Klimakrise, obwohl er am wenigsten dazu bei-
trägt (vgl. Bauriedl 2014). 

In Österreich ist Vermögen sehr ungleich verteilt: Die reichsten 
1 Prozent der Bevölkerung besitzen 40,5 Prozent des Gesamtvermö-
gens, während die ärmsten 50 Prozent zusammen nur 2,5 Prozent 

III. IMPERIALE LEBENSWEISE UND BILDUNG
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davon besitzen (vgl. John, 2017; Ferschli et al. 2017). Diese Kluft hat 
sich in den letzten 50 Jahren drastisch vergrößert (vgl. Jahoda Bauer 
Institut 2019). Bleibt Jugendlichen aus der Arbeiter*innenklasse und 
aus Familien mit Migrationserfahrungen überhaupt Energie, sich 
über die Klimakrise und den eigenen Konsum, die eigene Verände-
rungsmacht Gedanken zu machen? Und vielleicht auch noch jeden 
Freitag auf die Straße zu gehen? Wie subjektivieren sozioökono-
misch benachteiligte Jugendliche und junge Erwachsene die Klima-
krise? Dies wurde in der qualitativen Forschungsarbeit, die diesem 
Artikel zugrunde liegt, beleuchtet (vgl. Koll 2021). Fünf Besu-
cher*innen von Wiener Jugendzentren gaben dazu Auskunft. Aus-
gewählte Ergebnisse werden hier dargestellt.

Die Interviewpartner*innen
Der Zugang zu den Befragten erfolgte über zwei Wiener Jugend-
zentren. Die Hauptforschungsmethode waren problemzentrierte 
Interviews (vgl. Hopf 1995: 177–178). Insgesamt wurden fünf 
junge Menschen zwischen 16 und 20 Jahren interviewt, die auf 
intersektionale Weise von sozioökonomischen, gesundheitli-
chen, sozialräumlichen Benachteiligungen sowie Bildungsbe-
nachteiligung betroffen sind. Sie wurden mit Pseudonymen ver-
sehen. Jeweils Susi und Tina sowie Bakar und Zubair wurden im 
Zweiersetting interviewt.

Susi ist 19 Jahre alt und wohnt teils in ihrer eigenen kleinen Miet-
wohnung in Wien, teils im Haus ihrer Familie im Wiener Umland. 
Ihre Eltern kommen aus Kroatien. Ihre Mutter ist Krankenschwes-
ter, ihr Vater Bauarbeiter. Sie hat zwei Geschwister, wobei ihre ältere 
Schwester bereits verstorben ist. Susi gibt an, ab der 3. Klasse der 
Mittelschule die Schule nur noch wenig besucht zu haben. Sie habe 
Mobbing durch Schüler*innen und Lehrer*innen erlebt, an einer 
Sozialphobie, Anorexie und stärkeren Depressionen gelitten. Nach 
zwei Klinikaufenthalten und einem Schuljahr in einer Sonderklasse 
mit insgesamt nur drei Schüler*innen schaffte sie den Pflichtschul-
abschluss. Seither hat sie keine weitere Ausbildung gemacht und 
nicht gearbeitet. Ihre Sozialphobie ist noch stärker geworden und sie 
gibt an, nicht arbeitsfähig zu sein. Sie hat keine persönlichen Zu-
kunftsperspektiven. 
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Tina ist 16 Jahre alt und wohnt mit ihrem Vater, ihrer Mutter und 
ihrer großen Schwester in einer Drei-Zimmer-Wohnung. Ihre El-
tern kommen aus Polen. Ihr Vater ist Fahrlehrer, ihre Mutter geht 
keiner Lohnarbeit nach. Tina holt derzeit in der Volkshochschule 
den Pflichtschulabschluss nach. Sie spricht nicht gerne darüber, wa-
rum sich diese Situation ergeben hat. Später möchte Tina die Ausbil-
dung zur Elementarpädagogin mit Matura machen. 

Bakar ist 20 Jahre alt und teilt sich in der Drei-Zimmer-Woh-
nung seiner Familie das Zimmer mit seinem Bruder. Er hat auch 
eine Schwester, die bereits verheiratet ist. Sein Vater ist Sicherheits-
fachkraft, seine Mutter arbeitet in einer Schulkantine. Als Klein-
kind ist seine Familie mit ihm aus Tschetschenien nach Österreich 
geflüchtet. Vor einem Jahr hat Bakar die AHS Matura absolviert und 
danach in einem Callcenter gearbeitet. Diesen Job hat er jedoch 
kürzlich aufgegeben, um sich für die Medizin-Aufnahmeprüfung 
vorzubereiten. 

Zubair ist 19 Jahre alt. Er hat drei Geschwister und lebt mit sei-
ner Familie in einer Drei-Zimmer-Wohnung. Mit seinem Bruder 
teilt er sich ein Zimmer. Seine Mutter ist Hausfrau, sein Vater ar-
beitet in einer Fabrik. Auch Zubair ist als Kleinkind mit seiner Fa-
milie aus Tschetschenien nach Österreich geflüchtet. Er hat mit 15 
Jahren die Fachmittelschule abgeschlossen, eine Maurerlehre im 2. 
Lehrjahr abgebrochen. Derzeit arbeitet er in einer Covid-Impf-
straße. 

Carina ist 18 Jahre alt und hat dieses Jahr die AHS-Matura be-
standen. Sie hat keine Geschwister und wohnt mit ihren Eltern in 
einer großen Wohnung am Stadtrand. Ihr Vater ist Österreicher und 
pensionierter Schriftsteller, ihre Mutter ist Slowakin und arbeitet als 
pädagogische Assistentin. Im kommenden Jahr möchte Carina Ar-
beitserfahrungen sammeln, danach eventuell etwas im Bereich 
Eventmanagement studieren. 

An Carina zeigen sich im Vergleich zu den anderen Befragten im 
Interview kaum Benachteiligungsmuster. Auch ihre Ansichten zu 
Klima und Umwelt und ihre Lebensführung unterscheiden sich 
stark von den anderen Befragten. Damit können Carinas Aussagen 
immer wieder mit den Aussagen der anderen jungen Menschen 
kontrastiert werden. 
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Ausgewählte Ergebnisse

Zivilgesellschaftliches Engagement
Wie ein roter Faden zieht sich durch die geführten Gespräche die 
Debatte um die Wirksamkeit individuellen Handelns im Kontext 
der Klimakrise. Besonders deutlich wird dies am Thema zivilgesell-
schaftlicher Aktivismus. Exemplarisch sollen hier die Haltungen 
von Susi, Bakar und Carina zu diesem Thema dargestellt werden. 
Susi nennt auf die Frage, ob sie Bewegungen kennt, die sich für das 
Klima einsetzen, erst Greenpeace und danach:

Greta Thunberg? Ist die auch was? 
Bei Nennung der Organisation Fridays for Future fällt Susi dann ein:

Da geht man ja irgendwie zu Fuß oder? Oder man trifft sich so auf 
so nem Ort. Auf verschiedenen Plätzen. Oder? 

Und auf die Frage, ob sie sonst noch etwas darüber weiß, sagt Susi:
Sonst eigentlich nichts. Ich seh halt nur manchmal am Fernseher 
aber, ich war noch nie selber dort. 

An diesem kurzen Gesprächsausschnitt wird deutlich, dass Jugend-
bewegungen, die sich für das Klima einsetzen, fernab von Susis Rea-
lität sind. Fridays For Future ist in Österreich zurzeit die größte und 
bekannteste Bewegung dieser Art. Warum weiß Susi, die einer vega-
nen Ernährungsweise folgt, sich für Tierwohl und Müllvermeidung 
interessiert, insofern also in die Zielgruppe dieser Bewegung fallen 
könnte, praktisch gar nichts davon? 

Eine erste Erklärung dafür liegt in den grundlegenden Aktionen 
von Fridays For Future, mit denen Greta Thunberg die Bewegung 
angestoßen hat: Am Freitag wird für das Klima gestreikt, anstatt in 
die Schule zu gehen. Dies setzt allerdings voraus, dass man an den 
anderen Wochentagen sehr wohl die Schule besucht. Für Susi, die 
aus dem Schulsystem herausgefallen ist, deren Schulzeit von Mob-
bing und Ausgrenzung geprägt war, ist der Schulstreik dementspre-
chend ein völlig lebensfernes Konzept. Diese Beobachtung legt 
nahe, dass Fridays For Future jene Jugendlichen, die dem Schulsys-
tem fern sind, exkludiert. 

Eine weitere Erklärung liegt in Susis Sozialphobie. Mit einer psy-
chischen Erkrankung dieser Art wäre der Besuch einer Demonstra-
tion eine möglicherweise nicht zu bewältigende Herausforderung 
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für sie. Durch ihre bestehenden Ausgrenzungserfahrungen wird ihr 
eine zivilgesellschaftlich-politische Teilhabe verunmöglicht (vgl. 
Kronauer 2010: 145).

Bakar analysiert von allen Befragten die globalen Zusammen-
hänge der derzeitigen multiplen Krisen am ausführlichsten. Gleich-
zeitig zeichnet er dabei ein Menschenbild, das von Gier, Geiz und 
Ignoranz gekennzeichnet ist. Handlungsmöglichkeiten sieht Bakar 
vor allem im individuellen Konsumverhalten und steht zivilgesell-
schaftlichem Engagement, allem voran Demonstrationen, sehr kri-
tisch gegenüber. Eine besonders deutliche Ablehnung äußert Bakar 
gegenüber Fridays for Future:

OK Mann ich sags jetzt mal SO. Hat es was gebracht? (..) Ich glaub 
nicht, also es hat NICHTS gebracht. Ähm (.) WENN es was ge-
bracht hat dann wars halt einfach die haben noch mehr SCHMUTZ 
hinterlassen, der ganze Müll dort, PlaKAte und so weiter, und die 
meisten von denen waren EH nur dort weil sie die Schule schwän-
zen wollten, und die hatten halt den Gedanken nicht dahinter. Dass 
halt/ ich WEISS nicht wofür die demonstriert haben dort, das war 
echt unnötig 

Es stellt sich die Frage, warum sich Bakar in einer solch drastischen 
Art und Weise von Fridays For Future abgrenzt. Ein Interpretations-
ansatz erfordert den Blick auf Bakars Familiengeschichte. Bereits zu 
Beginn des Interviews führt er an, dass seine Mutter wohl Medizin 
studiert hätte, hätte sie nicht aus Tschetschenien flüchten müssen. Die 
Tatsache, dass seine Mutter aufgrund der Migration in Österreich 
eine schlechtere Position im sozialen Raum eigenommen hat, scheint 
für ihn sogar mit Scham behaftet zu sein. Dies ist zumindest eine na-
heliegende Erklärung dafür, warum er im Kurzfragebogen einen an-
deren Beruf angibt, als seine Mutter tatsächlich ausübt:

Nichts Besonderes erreicht. Ok ich hab jetzt da Reinigungskraft hin-
geschrieben – sie macht eher in der Schule Cafeteria sowas. [...] Is 
halt leichter zu erklären jetzt, Reinigungskraft einfach dazu. Egal 

Dass er sagt, dass seine Eltern „nichts Besonderes erreicht“ hätten, lässt 
darauf schließen, dass Bakar Erfolge im Leben stärker mit individuel-
len Anstrengungen verbindet als mit gesellschaftlichen Vorbedingun-
gen, Privilegien und sozialer Ungleichheit. Bei ihm persönlich dürften 
auch individuelle Anstrengungen dazu geführt haben, dass er mittler-
weile ein hohes Bildungsniveau erreicht hat und sich auf das prestige-
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trächtige Medizinstudium vorbereitet, das seiner Mutter verwehrt ge-
blieben ist. Sein Bildungskapital hat er sich hart erarbeitet. Aus diesem 
Blickwinkel heraus wird verständlich, dass Bakar Schüler*innen, die 
dieses Bildungskapital mit Schulstreiks aufs Spiel setzen, mit Unver-
ständnis gegenübersteht, ja, sie im Hinblick auf den unachtsamen Um-
gang mit ihren Privilegien vielleicht sogar verachtet. Er betrachtet den 
Klimaaktivismus jener Jugendlichen als Selbstdarstellung und als 
Trend, der eigentlich schon der Vergangenheit angehört:

Leute sind wie gesagt geizig, gierig, das ist nur ein Trend, die wollten 
da mit aufspringen, da mitmachen, nicht in die Schule gehen, die 
Leute wollen ANERKENNUNG, AUFMERKSAMKEIT, die wollen 
nur sagen, ich MACH das, schau mich AN, ich bin beSONders, ich 
bin nicht wie der anderen; genau das BIST du, du bist genau wie der 
ANderen, du hast KEIN DING verändert. Keine einzige Sache. 

Durch die starke Abgrenzung gegenüber Fridays For Future veran-
kert sich Bakar noch stärker in seiner Position im sozialen Raum, 
bzw. in seiner Klasse (vgl. Bourdieu 1985:12). Diese Haltung steht in 
einem harten Kontrast zu den Aussagen von Carina. 

Angesprochen auf ein Ereignis, das ihr zum Thema Klimakrise 
in den Sinn kommt, berichtet Carina von ihrer ersten Begegnung 
mit Fridays For Future:

2019 war glaub ich die letzte also große, wirklich also am Helden-
platz große Fridays For Future Demo/ ähm, ich hab die allererste 
verpasst, aber bei der zweiten war ich dann dabei, und, naja also das 
ist ein großes Ereignis was ich in Erinnerung hab.

Carina beschreibt generell, dass einige Lehrer*innen die Klimabe-
wegung als Trend sehen – also ganz ähnlich wie Bakar: 

Aber ich hab schon das Gefühl, dass die Lehrer [...] das als einen 
Trend abtun. Also dass das nur so eine temporäre Bewegung ist 
[...], die jetzt irgendwie aufgekommen ist, und das wird irgendwann 
wieder sich settlen oder vergehen, also/ Nicht alle Lehrer, aber ich 
hab das Gefühl das ist doch ein bisschen das was mitschwingt. 

Ihre Mitschüler*innen bzw. ihre Peers dienen Carina als Ressource 
dafür, sich für Klimaschutzagenden einzusetzen. Dies betrifft nicht 
nur die Teilnahme an Demonstrationen:

Ich hab das Gefühl, dass allgemein die Dinge die ich irgendwie/ für 
die ich mich interessiere oder in den Kreisen, wo ich mich bewege, 
dass das eigentlich eh ziemlich hm Leute sind, die glaub ich ähnlich 



106

eingestellt sind, also auch was, ja, Lebensmittel angeht, oder Klei-
dung, oder allgemein so eher offener ähm darüber denken, wie man 
sein Verhalten gestaltet.

Es zeigt sich hier, dass Carina Teil einer Gruppe mit einer ganz be-
stimmten Disposition im sozialen Raum ist, also Teil einer be-
stimmten sozialen Klasse. Als Teil dieser Klasse fällt es ihr dement-
sprechend leichter als den anderen Befragten, sich zivilgesellschaft-
lich und in ihren Lebensführungspraktiken für Klima und Umwelt 
einzusetzen. Klimaschutz ist Teil ihres Habitus. 

Mobilität
Für alle Befragten ist der Führerschein gerade ein aktuelles 
Thema und alle Befragten möchten für sich persönlich die Füh-
rerscheinprüfung machen oder haben den Schein schon. Allein 
Carina zweifelt daran, ob es eine gute Idee war, sich für den Füh-
rerscheinkurs anzumelden. Für sie ist neben dem Umweltaspekt 
auch die Verantwortung, die man beim Autofahren übernimmt, 
abschreckend. Die anderen Befragten unterstreichen die Be-
quemlichkeit, Schnelligkeit und Individualität als positive As-
pekte des Autofahrens. Zubair ist diesbezüglich ein spezieller 
Fall – Autos mit Verbrennungsmotoren sind seine Leidenschaft 
und er identifiziert sich teils darüber:

Naja. (seufzt) Halt, ich weiß nicht, ja. Ich selber würd kein Elektro-
auto fahren, vielleicht, wenn mir jemand schenkt, ok, aber ich 
persönlich bin [...] so’n Kerl, der gerne den Sound hört und diesen 
GeRUCH von Benzin oder Diesel, eher Benzin; ich bin halt/ so sind 
die meisten, du kannst halt nix machen, so; halt ich werd meine 
Meinung auch so nicht ändern jetzt, wenn irgendwer kommt, „Du 
musst Elektroauto fahren, du musst jetzt kaufen“; auch wenn’s billig 
ist, ich würd‘s nicht kaufen. Wie gesagt, wenn mir jemand schenken 
würde. Bin halt ein Kerl der gerne Sound hört und, naja, einfach 
Auto gerne fährt und, das wär’s eigentlich.

Diese Selbstbeschreibung soll im Zusammenhang mit Fleischkon-
sum im nächsten Abschnitt noch näher betrachtet werden.
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Ernährung
Der Beschäftigung mit biologischen Lebensmitteln sind vor allem 
finanzielle Grenzen gesetzt, und es ist für die jungen Menschen 
überfordernd, sich im Supermarkt mit der Herkunft und Herstel-
lung der Lebensmittel zu beschäftigen. Carina und Susi bemühen 
sich innerhalb ihrer finanziellen und zeitlichen Grenzen, biologi-
sche Lebensmittel zu konsumieren, Susi ernährt sich außerdem aus 
ethischen Gründen vegan:

Ich hab mich früher nich so wirklich mit dem Thema auseinander-
gesetzt, bis ich dann so paar Dokus geschaut hab, und dann konnt 
ich Fleisch einfach nicht mehr essen [...] Und will auch nie wieder 
Fleisch essen (lacht) ja.
Zubair und Bakar lehnen eine Ernährung mit Bio-Produkten 

hingegen aus finanziellen Gründen ab. Bakar erkennt dabei jedoch 
durchaus die Vorteile biologischer Lebensmittel gegenüber Mensch, 
Tier und Umwelt an:

Hätt ich jetzt viel mehr Geld wär/ würd ich ja gar nicht zweimal 
denken, einfach Bio kaufen. Is ja glaub ich auch gesünder, hat man 
mehr davon, schadet der Umwelt weniger und so weiter.

Das Thema Fleischkonsum spielte vor allem für Zubair eine wich-
tige Rolle. Von Veganer*innen fühlt er sich scheinbar bedroht: 

Ich sag nichts gegen Veganer, so, aber mich regt’s halt [...] dann auf, 
wenn du Fleisch ISST, dass sie dann herkommen/ also, ist MIR nicht 
passIERT, also von anderen, dass sie so protestieren so dann/ so ihn 
schlecht DARstellen so, einfach die Leute in Ruhe lassen he da/ das, 
was er gern hat. Ich selber ess viel Fleisch, ich kann mir nicht VOR-
stellen, dass ich ohne Fleisch lebe. Vielleicht in 20 Jahren vielleicht 
leb ich ohne Fleisch, das kann ich nicht wissen, a/ daweil sag ich 
ganz ehrlich, ich liebe Fleisch.

Woher kommt Zubairs starke Identifikation mit dem Fleischessen 
und mit dem verbrennungsmotorbetriebenen Autofahren? Einerseits 
wird vermutet, dass er beide Themen mit Männlichkeit assoziiert; ge-
rade beim Thema Auto verwendet er auch mehrfach das Wort „Kerl“ 
zur Selbstbeschreibung. Für einen 19-Jährigen wäre es nicht unge-
wöhnlich, wenn er seine soziale Geschlechtsidentität durch so spezi-
fisch maskulin aufgeladene Themen bestärkt. Mit diesen Aussagen 
führt Zubair eine Selbstzuschreibung durch, die im gesellschaftlichen 



108

Diskurs migrantischen jungen Männern oft fremdzugeschrieben 
wird (vgl. Scheibelhofer 2011: 172). Dabei ist zu beachten, dass es keine 
selbstverständliche Konvention gibt, wer der typische „migrantische 
junge Mann“ überhaupt ist, sondern konkrete politische, sozio
ökonomische und diskursive Formationen bestimmte Gruppen, etwa 
Tschetschen*innen in Wien, zu fetischisierten Fremden machen (vgl. 
Ahmed 2000 zit. n. Scheibelhofer 2011: 170). Doch in einer patriarcha-
len Gesellschaft überrascht es nicht, dass sich junge Männer zu Sub-
jektivierungszwecken Aspekte hegemonialer Männlichkeit aneignen. 
Migrantische und geflüchtete Männer wie Zubair sind gesellschaft-
lich widersprüchlich positioniert: Als Männer gehören sie einer do-
minanten sozialen Gruppe an, gleichzeitig erfahren sie auf diskursi-
ver sowie auf institutioneller Ebene vielfach Abwertungen (vgl. Schei-
belhofer 2020). Zudem sind sie Böhnisch (2020) zufolge besonders in 
ihren sozialen Beziehungen eingeschränkt und auf ihr Milieu zent-
riert (vgl. ebd.: 159–162). Das daraus resultierende Geflecht aus Privi-
legierungs- und Abwertungserfahrungen prägt den widersprüchli-
chen Rahmen für ihre Männlichkeitskonstruktionen. Zubair bietet 
hier ein eindrucksvolles Beispiel, wie er als migrantischer Mann mit 
Erfahrungen widersprüchlicher sozialer Positionierungen umgeht 
und welche geschlechtlichen Selbstverständnisse dabei entstehen (vgl. 
Scheibelhofer 2020). Gleichzeitig ist die Aneignung gewisser Prakti-
ken für ihn der Schlüssel, um Identität zu erwerben und Öffentlich-
keit zu erhalten (vgl. Böhnisch 2020: 159).

Bakar betrachtet wiederum den globalen Kontext und erkennt 
an, dass Fleischkonsum ein Privileg ist und dass diese Ernährungs-
weise für die Weltbevölkerung nicht nachhaltig möglich ist. Auch er 
isst aber Fleisch:

Ess ich Fleisch selber? Ja. Aber muss dazu SAGEN, Fleisch is 
SCHON so, wie gesagt, wie‘s jetzt hier bei uns ist ein Privileg. [...] 
damit hab ich mich auch befasst; es werden immer mehr Menschen 
auf der Welt. Und die müssen ja ernährt werden. [...] Und das Ding 
ist halt, all diese Menschen KANN man halt mit Fleisch nicht er-
nähren, die müssen dann halt, hab ich auch online geschaut, veGAN 
leben. Nicht einmal vegetarisch, sondern veGAN.

So deutlich sich Bakar auch gegen Klimaaktivismus positioniert, 
so klar ist ihm aufgrund seiner intellektuellen Beschäftigung, dass 
sich Lebensführungspraktiken auf globaler Ebene ändern müssen. 
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Solange er keine Konsequenzen für sein Verhalten spüre, habe er 
jedoch keinen Grund, es zu ändern:

Ich bin AUCH geizig und gierig, ich bin AUCH Mensch.

Fazit
Um die Bedingungen, Möglichkeiten und Hindernisse für eine so-
zial-ökologische Transformation verstehen zu lernen, ist es von zen-
traler Bedeutung, die Veränderung von Praktiken der alltäglichen 
Lebensführung in den Blick zu nehmen. Alltagspraktiken wie Mo-
bilität, Ernährung und Konsum verbinden die sie praktizierenden 
Individuen nicht nur mit anderen Menschen und Gruppen, sie stel-
len auch eine Verbindung zu den Ungleichheits-, Ausbeutungs- und 
Herrschaftsverhältnissen her, unter denen die für die Praktiken not-
wendigen Dingen produziert, angeeignet und verbraucht werden 
(vgl. Littig 2016: 17). Die befragten jungen Menschen erkennen, 
trotz ihrer Unterschiede, allesamt die Klimakrise als ihre Realität 
an, oder wie Tina es formuliert:

ich bin halt so in diesen Klimawandel reingeboren sag ich jetzt mal 
und ich bin dran gewöhnt.
Ihnen ist auch bewusst, dass der Lebensstandard des globalen 

Nordens, den sie mit ihren Lebensführungspraktiken entweder 
fortführen oder verändern, in weiten Teilen auf zeitlicher und räum-
licher Externalisierung sozialer und ökologischer Folgekosten ba-
siert (vgl. Lessenich 2016). 

Mit Fokus auf die Verortung der befragten jungen Menschen tritt 
die Aneignung von Raum in den Blick: Während die aktivistischen 
jungen Menschen rund um Fridays For Future für ihre Aktionen 
den zentralen und geschichtsträchtigen Wiener Heldenplatz in Be-
schlag nehmen, halten sich die befragten sozioökonomisch benach-
teiligten jungen Menschen vornehmlich in einem Randbezirk jen-
seits der Donau auf. Durch die Demonstrationen in den Wiener 
Zentralräumen drücken die Akteur*innen von Fridays For Future 
in relativer und zeitlich begrenzter Weise ihre Position im Sozial-
raum aus (vgl. Bourdieu/al. 1993: 161), während andere junge Men-
schen, die sich aus verschiedenen Gründen nicht mit dieser Bewe-
gung identifizieren können oder wollen, nicht nur gesellschaftlich, 
sondern auch räumlich ausgegrenzt werden.
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„Ausgrenzung bedeutet, in der Gesellschaft keinen anerkannten 
Ort zu haben.“ (Kronauer 2010: 150) In den Forschungsergebnissen 
zeigen sich individuelle und kollektive Merkmale der Exklusion. Das 
Herausfallen aus dem Schulsystem kann ein wesentlicher Faktor für 
Exklusion sein, denn abgesehen von der offensichtlichen Ausgren-
zung aus dem Schulkollektiv kann dadurch auch ein Mangel an nicht 
direkt schulischem Wissen entstehen, wie etwa dem Wissen über Be-
dingungen und Möglichkeiten zur Bekämpfung der Klimakrise. Der 
Ausschluss aus dem Schulsystem führt außerdem zu einer Verringe-
rung der sozialen Beziehungen zu Peers, die im Klimadiskurs eine 
große Ressource sein können. Und er kann zu Scham führen, was die 
oben genannten Effekte der Exklusion noch verstärkt. Exklusion führt 
damit auch dazu, dass die betroffenen jungen Menschen es schwerer 
haben, in den Nachhaltigkeitsdiskurs eingebunden zu werden. 

Politisches Engagement und soziale Beteiligung sind eng mit den 
Spielräumen der Lebenslage und der jeweiligen Verfügung über 
ökonomisches, soziales und kulturelles Kapital verbunden (vgl. 
Böhnisch 2020: 52). Dementsprechend hängt die Meinung bezüg-
lich politischen Engagements als Handlungsfeld stark mit der jewei-
ligen Kapitalausstattung der jungen Menschen zusammen. Indivi-
duelle Lebensführungspraktiken, die in Richtung Nachhaltigkeit 
verändert werden können, werden jedoch von beinah allen jungen 
Menschen als (zumindest mögliches) Handlungsfeld betrachtet. 

Als wichtige Ressourcen haben sich vor allem die Peers der jun-
gen Menschen als auch ihre Familien herausgestellt. Die Verbin-
dung zu Peers funktioniert besonders gut über die Schule. Die Schu-
le selbst hat sich nur teilweise als Ressource herausgestellt. Jene Be-
fragten, die ein Gymnasium besucht haben, konnten sich dort Wis-
sen zur Klimakrise aneignen und auch im Unterricht in den 
Austausch mit Mitschüler*innen und Lehrer*innen gehen. Bei den 
Befragten, die maximal die Pflichtschule abgeschlossen haben, war 
dies nicht der Fall. Um Jugendlichen die Möglichkeit zu geben, sich 
mit der Klimakrise auseinanderzusetzen und einen eigenen Um-
gang damit zu finden, wäre es von großem Vorteil, die Themen Kli-
ma, Umwelt und Nachhaltigkeit bestenfalls schon in der Primarstu-
fe, spätestens aber ab der Sekundarstufe I und auch in der Mittel-
schule sowie in der Ausbildung von Lehrlingen und in Übergangs-
ausbildungen ausführlich zu behandeln. 
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Bei allen befragten jungen Menschen gab es Migrationserfah-
rungen in der Familie. Diese lenken den Blick auf den Umgang mit 
Chancen und Privilegien. Mit der Vorerfahrung der Eltern, dass 
man sich als Zugezogene in einer neuen Gesellschaft sehr anstren-
gen muss, um erfolgreich zu sein, stellte sich mit Blick auf die Kli-
makrise und einen nachhaltigen Umgang mit Gesellschaft und Um-
welt die Frage: Kümmere ich mich um meinen eigenen Status, um 
eine Veränderung meiner eigenen Position im sozialen Raum, oder 
kümmere ich mich um die Veränderung des sozialen Raumes an 
sich, damit die sozialen Unterschiede geringer werden? Es braucht 
eine privilegiertere Position im sozialen Raum, um sich überhaupt 
dafür entscheiden zu können, gesellschaftliche Veränderung voran-
treiben zu wollen und deshalb zivilgesellschaftlich bzw. politisch 
aktiv zu werden. 

Konsequenzen für die Praxis 
Worauf zielt Jugendarbeit ab? Lautet die Antwort, eine möglichst 
effiziente und effektive (Re-)Integration der Klientel in den kapita-
listischen Arbeitsmarkt, dann kann man so weitermachen wie bis-
her. Wird jedoch Klimagerechtigkeit auch als ein Ziel der Jugend-
arbeit betrachtet, als gemeinsame Verantwortung, dann muss aner-
kannt werden, dass es eine rekonstruktive Perspektive auf Engage-
ment braucht, die sich von dem eindimensionalen Bild auf zivilge-
sellschaftliches Engagement verabschiedet und den Blick für viel-
fältige Formen der Solidarität und des Protests öffnet (Munsch 
2003: 166f). 

Wie die Fallbeispiele gezeigt haben, ist Konsum Normalität von 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen und trägt zu ihren Identifi-
kationsdebatten maßgeblich bei. Der allgemeine Nachhaltigkeits-
diskurs fokussiert generell stark auf die Verantwortung des Indivi-
duums und auf Verzicht – für die sozioökonomisch schlechter ge-
stellten Klassen eine absurd anmutende Forderung. Wie in der Ge-
samtgesellschaft sollte daher auch in der Jugendarbeit der Diskurs 
vom individuellen Verzicht weggelenkt werden, hin zu einem kriti-
schen Verständnis von Wirtschaftswachstum und globalen Güter-
ketten und zur Ermutigung zu individuellen Formen kollektiven, zi-
vilgesellschaftlichen Engagements. Wie sich gezeigt hat, gibt es un-
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ter den befragten Jugendlichen höchst unterschiedliche Ansichten 
zu ihrer jeweiligen Selbstwirksamkeit in Bezug auf die Klimakrise. 
Der Fokus einer nachhaltigkeitssensiblen Jugendarbeit sollte daher 
nicht der direkte Zusammenhang von individuellem Handeln und 
nachhaltiger Wirksamkeit sein, sondern das Engagement in der 
Gruppe, in der sich die individuellen Subjektivierungsweisen der Ju-
gendlichen erstmals zusammenfügen und sie sich durch Positionie-
rung und Austausch politisieren können (vgl. Böhnisch 2020: 158). 

Die Interviews haben ebenfalls zutage gebracht, dass zivilgesell-
schaftliche Jugendbewegungen für Nachhaltigkeit wie Fridays For 
Future tendenziell exkludierend sind. Die Fallbeispiele deuten au-
ßerdem darauf hin, dass junge Menschen diesen Bewegungen ferner 
stehen, je stärker sie sozioökonomisch benachteiligt sind. Ein zivil-
gesellschaftliches Engagement bei Fridays For Future setzt ein hohes 
Maß an Bildungskapital voraus. Die Frage ist, wie können Klimabe-
wegungen der Jugend inklusiver werden? Nach Munsch (2003: 294) 
gelingt der Einstieg in zivilgesellschaftliches Engagement von sozial 
Benachteiligten oftmals über erzählte alltägliche Bewältigungser-
fahrungen, die sich auf die prekäre Lebenslage beziehen, sich in der 
Gruppe der Gleichbetroffenen sozial verdichten und so zu echten 
Interessen werden, während sie mit den Beteiligungsdiskursen und 
-formen der Zivilgesellschaft aus der Mittelschicht schwer zurecht-
kommen und sich so erneut ausgegrenzt fühlen (ebd.: 268). Dies 
kann durch die Erfahrung der Gesprächsführung mit sozial be-
nachteiligten Jugendlichen bestätigt werden. Durch die Auseinan-
dersetzung mit dem Klimathema im Zusammenhang mit ihrem ei-
genen Leben haben die Befragten deutlich gemacht, dass sich ihr In-
teresse durch die Gespräche verstärkt hat, dass sie „das Interview ein 
bisschen aufgeweckt“ hat. Aufgabe der Jugendarbeit ist es, den Pro-
zess der Aktivierung eines bislang übergangenen, weil nicht den 
Handlungsweisen der Mittelschicht entsprechenden zivilgesell-
schaftlichen Potentials zu begleiten. 

Mit Blick auf das Ziel, benachteiligten Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen ein Engagement im Nachhaltigkeitsdiskurs zu ermög-
lichen, gilt es, sich für politische Forderungen einzusetzen, die die 
Benachteiligungen der genannten Gruppe verringern. Dabei geht es 
um die Sicherstellung materieller Ressourcen wie auch um gute Bil-
dung, Förderung der physischen und psychischen Gesundheit sowie 
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die aktive Ermöglichung von gesellschaftlicher Partizipation (vgl. 
Armutskonferenz 2020). Die Armutskonferenz fordert etwa die Ein-
führung einer Unterhaltssicherung und eines garantierten Mindest-
unterhalts in ausreichender Höhe, eine armutsfeste Kindergrundsi-
cherung und eine förderliche Lernumgebung ohne defizitorientierte 
Leistungstests. Weiters ist das krankenkassenfinanzierte diagnos-
tisch-therapeutische Angebot für Kinder und Jugendliche dringend 
auszubauen. Wie in den Fallbeispielen dargestellt, können fehlende 
bzw. zu spät erfolgte therapeutische Angebote sowie unzureichend 
ausgebildetes Schulpersonal zu massiven Exklusionserfahrungen 
von Jugendlichen führen, die ihr ganzes weiteres Leben negativ be-
einflussen können. Speziell durch die Covid-Krise hat sich dieser 
Problembereich noch weiter verschlimmert: Ein Drittel der Sekun-
darschüler*innen in Österreich leidet heute unter einem hohen 
Stresslevel (Pieh u. a. 2021), und über 20 Prozent der jungen Erwach-
senen weisen Symptome von Depressionen und Angststörungen auf 
(Pieh u. a. 2020). Politik muss sich ebenso dafür einsetzen, dass Ar-
mut enttabuisiert und von Vorurteilen befreit wird, damit das 
Selbstbewusstsein und die Selbstwirksamkeit betroffener Jugendli-
cher gefördert werden. 

Auf der Makroebene sollte sich die soziale Arbeit für eine Öko-
nomie einsetzen, die sich an den Bedürfnissen der Menschen und 
der Umwelt anstatt am Wirtschaftswachstum orientiert. Gute An-
sätze hierfür bietet das Konzept der solidarischen Care-Ökonomie 
von Gabriele Winker (2021). Eine solche Ökonomie würde dafür 
sorgen, dass die Konzentration auf den kapitalistischen Arbeits-
markt bzw. der individuelle Druck, im Arbeitsmarkt Fuß zu fassen, 
sinkt, und auch sozial benachteiligte junge Menschen die Freiheit 
haben, sich für einen nachhaltigeren, gerechteren Umgang mit den 
natürlichen Lebensgrundlagen einzusetzen. Die Menschen sollen 
schon als Jugendliche erfahren, dass es sich lohnt, an sozialer Ge-
meinsamkeit orientiert zu sein sowie sich auf soziale Konflikte ein-
zulassen, und dass dies nachhaltigere sozialbiografische Veranke-
rungen schafft, als der dauernde Zwang zur individuellen Positio-
nierung im Wettbewerb um Leistungen und Erreichbarkeit (vgl. 
Böhnisch 2020: 78). 
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Lilly Panholzer

Von Sturmmasken und anderen Verpflichtungen

Die Zeiten sind heiß, auch an den Schulen wird es immer heißer.
In diesem Beitrag möchte ich schildern, wie es dazu kam, dass 

mich ein Kollege im Konferenzzimmer eines Wiener Gymnasiums 
mit den Worten anflog: „Stimmt es, dass du die 4. Klasse zum Pro-
testieren zwingst und sie dabei Sturmmasken tragen müssen?“

Die Projektidee
Alles begann mit einem Besuch in der Kunsthalle Wien im Herbst 
2020. Ich besuchte mit einer vierten Klasse die Ausstellung … von 
Brot, Wein, Autos, Sicherheit und Frieden, die im Hinblick auf die 
Krisen unserer Zeit künstlerische Arbeiten zu „Fürsorge, Solidari-
tät und ein Gespür für das Mögliche“ zeigte (vgl. kunsthallewien.
at). Die Ausstellung weckte bei den Schüler:innen großes Inter-
esse, was sich insbesondere im Austausch mit den Kunstvermitt-
ler:innen der Kunsthalle zeigte. Die lebendige Diskussion weckte 
nicht nur Begeisterung, sondern auch den Wunsch, sich weiter-
hin – mit künstlerischen Mitteln und den Kunstvermittler:innen – 
mit den Themen und Problemen einer guten Zukunft für Alle aus-
einanderzusetzen. Amanda Piña, eine Künstlerin, deren Arbeiten 
in der folgenden Ausstellung gezeigt werden sollten, war bereit, 
sich dafür einzusetzen.

Das Kunstvermittlungsteam der Kunsthalle hielt Wort und so 
reichten wir gemeinsam ein Culture Connected Projekt ein, das 
von Kulturkontakt Austria bewilligt und finanziert wurde. Das 
Projekt war an die Ausstellung „And if I devoted my life to one of 
its feathers?“ (vgl. kunsthallewien.at) im Rahmen der Wiener Fest-
wochen 2021 angeschlossen. Die Ausstellung versammelte Arbei-
ten von 35 Künstler:innen aus unterschiedlichen kulturellen Kon-
texten und verfolgte damit das Ziel, eine Auseinandersetzung über 
Macht, Selbstbestimmung und sozialen und ökologischen Wandel 
zu initiieren. Die in der Ausstellung gezeigten Positionen themati-
sierten Fragen über den rasanten Rohstoffabbau und die dadurch 
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verursachte Umweltzerstörung als koloniales Erbe und Folge einer 
auf Expansion und Ausbeutung beruhenden Wirtschaftsweise.

Die künstlerische Leitung unseres Culture Connected Projekts 
wurde von Amanda Piña übernommen. Als Künstlerin genießt sie 
für ihre eigenwilligen und kraftvollen Tanzperformances internati-
onale Anerkennung. Seit 2015 arbeitet Amanda Piña an dem künst-
lerischen Forschungsprojekt „Endangered Human Movements“, das 
aus Performances, Workshops, Installationen, Publikationen und 
einem umfassendem Online-Archiv von bereits verschwundenen 
oder vom Aussterben bedrohten kulturellen Praktiken und Ritualen 
besteht. Die Workshops zur Umsetzung des gemeinsamen Culture 
Connected Projekts standen in diesem Kontext.

Ziel des Projektes war es, die Schüler:innen nicht nur in ihrer 
Auseinandersetzung mit den künstlerischen Arbeiten in der Aus-
stellung und besonders mit „Endangered Human Movements“ zu 
begleiten, sondern ihnen auch zu ermöglichen, sich selbst aktiv und 
künstlerisch einzubringen, indem ein eigener Beitrag erarbeitet 
würde. 

Die Umsetzung
In den Workshops stellte Amanda Piña ihre Videoarbeit „Climatic 
Dances“ aus ihrem Archiv vor, um auf dieser Grundlage mit den 
Schüler:innen den Zusammenhang zwischen ritualisierten Bewe-
gungen und dem Verhältnis von Mensch zur Natur zu diskutieren. 
Zudem wurde auf die Umweltzerstörung durch Rohstoffabbau ein-
gegangen. Um einen Zugang zum Problem des Extraktivismus zu 
schaffen, wählte die Künstlerin auch eine persönliche Ebene, indem 
sie erzählte, wie diese Praxis in das Leben ihrer in Chile lebenden 
Mutter eingreift. Dabei versäumte sie es nicht, auf die indirekte Ver-
stricktheit in derartige Lebensgeschichten hinzuweisen, indem auf 
die Beteiligung einer österreichischen Straßenbaufirma aufmerk-
sam gemacht wurde, die an der Zerstörung von Lebensgrundlagen 
„anderswo“ beteiligt sei. 

Der Zusammenhang zwischen Extraktivismus und einem aus-
beuterischen Verhältnis zur Natur sollte mittels einer Tanzperfor-
mance ausgewiesen und kritisiert werden. Es kam auch die Idee auf, 
diese Performance zusätzlich mit einer Protestaktion zu verbinden. 
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Die meisten Schüler:innen waren zunächst von der Vorstellung be-
geistert, den BE-Unterricht für Tanz-Tutorials und die Vorbereitung 
einer Protestaktion zu nutzen. Hierfür wurde eine weitere Künstle-
rin, Nina Sandino eingeladen, die mit den Schüler:innen die Tanz-
performance einstudieren sollte.

Doch das Tanzen stellte sich im weiteren Verlauf als größere He-
rausforderung dar als erwartet. Die Intimität körperlichen Aus-
drucks, die dem Tanz zugrunde liegt, überforderte einige Schü-
ler:innen. Bewegungen und (rituelle) Tanzschritte, die in den Work-
shops eingeübt werden sollten, wurden als peinlich empfunden und 
ihre Einübung zunehmend abgelehnt. Auf einer weiteren Ebene 
wurde seitens der Schüler:innen argumentiert, dass Tanz auch als 
Ausdrucksform unzugänglich wäre: Niemand könnte verstehen, 
worum es hier ging. Als Mittel, um Position zu beziehen und seine 
Meinungsfreiheit auszuüben, erschien Tanzen gänzlich ungeeignet. 

Um diesen Unsicherheiten und Widerständen integrativ und 
konstruktiv zu begegnen, luden wir eine weitere chilenische 
Künstlerin und feministische Aktivistin ein, mit der wir Masken 
(in der Tradition der Capuchas, die von chilenischen Widerstands-
kämpfer:innen getragen wurden) fertigten. Mit diesen kunstvoll 
gefertigten Masken sollte die künstlerische Aktivität, also das 
Tanzen, als Ausdruck einer Gruppe, eines Kollektivs betont wer-
den, das den einzelnen Schutz bietet und ihn/sie so bestärkt und 
befähigt, sich in öffentlichen und politischen Kontexten zu positi-
onieren und „zu zeigen“. In diesem Zusammenhang wurde auch 
über die Gefahren gesprochen, denen Menschen in Ländern des 
globalen Südens ausgesetzt sein können, wenn sie sich gegen die 
Zerstörung ihres Lebensraumes zur Wehr setzen  – eine andere 
Form von Schutz und eine weitere Kritik, die mit den Masken 
transportiert werden kann.

Schüler:innen, die nicht tanzen wollten, wechselten das Medium 
und gestalteten Plakate mit ihren Gedanken zu den aufgearbeiteten 
Themen, die in die Tanzperformance eingebunden werden sollten. 

Aufgrund des in unserem kreativen Prozess aufgeworfenen 
Problems, Tanz als unzulängliches Medium für politische Bot-
schaften zu empfinden, wurde zudem ein Flyer entworfen, durch 
den die Passant:innen mit Hintergrundinformation versorgt wer-
den sollten. Aus Sicht der Schüler:innen war dies auch als Mittel 
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gemeint, um einer möglichen Blamage vorzubeugen, wenn nie-
mand verstünde, worum es ginge.

Der erste Flyer-Entwurf, den die Schüler:innen ergänzten und re-
digierten, lautete wie folgt:

Wir tanzen für das gute Leben für Alle
Wir tanzen für den Schutz der Natur

Wir tanzen mit Amanda Piña, um auf die Beteiligung einer öster-
reichischen Straßenbaufirma an der Zerstörung des Regenwaldes 
aufmerksam zu machen.

Wir tragen die Capuchas, weil wir darauf aufmerksam machen wol-
len, dass anderswo Menschen ihr Leben in Gefahr bringen, wenn sie 
die vom „globalen Norden“ verursachte Umweltzerstörung verhindern 
wollen.

Wir fordern alle Menschen auf, damit aufzuhören, auf Kosten der 
Natur, auf Kosten anderer und auf Kosten unserer Zukunft zu leben!

Wir haben das Recht auf eine lebenswerte Zukunft!

Die Stimmung kippte vollends, als ein Vertrauenslehrer der Klasse 
Anstoß an dem Entwurf für die Flyer nahm. Insbesondere der Ver-
weis auf die genannte Straßenbaufirma erregte seine Aufmerksam-
keit. Der Lehrer befand, das wäre Hetze gegen eine Firma, worauf 
sich eine Schüler:innen-Delegation (ohne Absprache mit mir) in der 
Direktion einfand, die klarstellen wollte, dass sie an der Perfor-
mance in keiner Form teilnehmen wolle.

Bei dem letzten Treffen mit Amanda Piña, Nina Sandino und den 
beiden Kunstvermittler:innen wurden die Gründe für die Ableh-
nung ausgiebig und lebhaft diskutiert und das Projekt ohne Tanz-
performance zum Abschluss gebracht. Zur herben Enttäuschung 
der beiden letzten übriggebliebenen Schüler:innen, die mit dieser 
Aktion ihren Protest über das Leben auf Kosten anderer und ihrer 
Zukunft zum Ausdruck bringen hätten wollen.
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Die Lernprozesse
Dieses Projekt hat mit dem Besuch der Ausstellung, durch die Aus-
einandersetzung mit den Künstler:innen und ihren Positionen und 
dem Versuch der Anknüpfung an die Klimagerechtigkeitsbewegung 
den geistigen Horizont und auch den emotionalen Erfahrungsraum 
der Schüler:innen erweitert, obwohl die geplante Aktion letztend-
lich nicht zustande gekommen ist. Die Schüler:innen durften wäh-
rend dieses Projekts viele unterschiedliche Dinge lernen:

Zum Beispiel, dass Tanz eine Form des künstlerischer Ausdru-
ckes ist, dass man mit Kunst politische Aussagen tätigen kann, dass 
man einen Protest auch in Form eines Tanzes organisieren könnte, 
dass man in Chile nicht ohne Angst vor Repression demonstrieren 
kann, dass man in einer Doppelstunde beeindruckende Masken ge-
stalten kann, wie Gestaltung und gesellschaftliches Engagement in 
Plakaten zusammenkommen, dass die Naturzerstörung in Südame-
rika auch etwas mit Österreich zu tun hat, dass wir im globalen Nor-
den auf Kosten anderer, der Natur und der Zukunft unserer Kinder 
leben und dass indigene Völker ein ganz anderes Verhältnis zur Na-
tur haben als westliche Kulturen.

Zwei (selbst)kritische Nachbemerkungen
1. Was hätte ich stärker berücksichtigen müssen?
Schon im Vorfeld war mir wichtig, mit den Kunstvermittler:innen 
und der Förderstelle zu klären, dass ich mich nur auf das Projekt 
einlassen würde, wenn wir die Erlaubnis hätten, zu scheitern. Aus 
meiner Sicht waren (zu) viele Risikofaktoren bei diesem Projekt in-
kludiert: Eine 8. Schulstufe fürs Tanzen zu begeistern ist schwierig, 
besonders in der Ungewissheit, ob das ganze Projekt nur online 
stattfindet oder es möglich sein wird, die Workshops in Präsenz ab-
zuhalten. Die politische Dimension eröffnet viele Fragen: Wie viel 
Kritik und öffentlichen Protest lässt unser Schulsystem zu? Recht-
fertigt das Unterrichtsprinzip „Politische Bildung“ eine künstleri-
sche Protestaktion innerhalb des schulischen Rahmens zu organi-
sieren oder fällt dies unter „Beeinflussung und Instrumentalisie-
rung der Schüler:innen“? Diese Fragen schienen mir schon genug, 
um das Projekt im Vorfeld als extrem risikoreich oder gar als ge-
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scheitert betrachten zu können. Um diesen Fragestellungen gerecht 
zu werden, haben wir im Vorfeld Widerstände lokalisiert und mög-
liche Antworten gesucht (z. B.: online Tanz-Tutorial, Maskenwork-
shop, starke Einbindung der Kunstvermittler:innen und Künst-
ler:innen).

Eine erste Fehleinschätzung betrifft die inhaltliche Dimensi-
on, nämlich unsere Annahme, dass die Klimaproteste tatsächlich 
im Konnex zur Lebenswelt der bzw. aller Schüler:innen stünden, 
da ihre Zukunft ja massiv bedroht ist. Bei Diskussionen zu die-
sem Thema im Vorhinein wurde zwar das Bedürfnis geäußert, 
geschlossen an einem Klimastreik teilzunehmen, die Idee ging 
aber wohl, wie sich später herausstellte, von einer lauten Minder-
heit aus. 

Sowohl wir als auch die Schüler:innen hatten unterschätzt, wel-
che Überwindung es kostet, sich politisch zu artikulieren, noch 
dazu auf eine künstlerische Weise, die nicht gerade der sozialen 
Norm und jugendlichen Lebenswelt entspricht. Mir war zwar be-
wusst, dieses Projekt möglicherweise vor Eltern rechtfertigen zu 
müssen. Ich hatte aber nicht mit einer so emotional aufgeladenen 
Abwehr seitens mancher Schüler:innen gerechnet. Jeder Versuch, 
Druck rauszunehmen und Änderungen am Projekt vorzunehmen, 
damit sich alle wohlfühlen, hat zur Stärkung der kleinen Gruppe ge-
führt, die das Projekt im Grunde völlig ablehnte.

Da das Projekt aus Zeitgründen und unter den erschwerten Be-
dingungen des Distance-Learnings nicht partizipativ erarbeitet, 
sondern (bloß) partizipativ abgeändert werden konnte und (rück-
wirkend betrachtet) zu viel wollte, wurde es aus Perspektive jener 
Schüler:innen, die sich für Klimagerechtigkeit eigentlich nicht 
sonderlich interessieren, zu Recht boykottiert. Im Nachhinein hat 
sich zudem herausgestellt, dass die Mutter einer Schüler*in, die 
sich zunehmend sehr vehement gegen das Projekt gestellt hat, in 
der genannten Straßenbaufirma arbeitet. Schlussendlich waren 
dann nur noch zwei Schüler:innen enttäuscht, dass die Aktion 
nicht stattfand.
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2. Das Dilemma mit dem notwendigen (Klima-)Engagement der 
Lehrer:innen und den Verpflichtungen zur Politischen Bildung

„Wenn wir den gegenwärtigen Weg fortsetzen, besteht das sehr große 
Risiko, dass wir unsere Zivilisation einfach auslöschen. Die mensch-
liche Spezies wird zwar irgendwie überleben, aber wir werden fast 
alles zerstören, was wir in den letzten zweitausend Jahren aufgebaut 
haben.“ (Prof. Hans Joachim Schellnhuber. Direktor Emeritus des 
Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung, 2020)1

Die Schule ist das institutionalisierte gesellschaftliche Versagen, 
Artenvielfalt und ein stabiles Klima als Grundlage allen Lebens zu 
vermitteln. Die Klimakrise und die Covid Pandemie sind nur ein 
Symptom der vom Festhalten an Wachstums- und Deregulierungs-
ideologien befeuerten Nachhaltigkeitskrise. Warum schaffen es Ins-
titutionen der Aufklärung angesichts der scheinbar unaufhaltsamen 
Zerstörung unserer Lebensgrundlagen und immensen Bedrohung 
der menschlichen Zivilisation nicht, als Ort der Aufklärung und 
Motor der Veränderung zu dienen?

Projekt 20
Gregor Hagedorn, der Gründer der Scientists for Future, hat eine 
Idee formuliert, die das Potential haben könnte, die Akzeptanz der 
Bevölkerung für die notwendigen, großen und raschen Verände-
rungen zu fördern: Das Projekt 202 sieht unter anderem vor, 20 Pro-
zent der Unterrichtszeit an Schulen und Universitäten für die Auf-
klärung über die Herausforderungen, Risiken und Lösungen der 
Nachhaltigkeitskrise zu reservieren. Frei nach dem Motto: Wandel 
kann schnell gehen, wir müssen groß genug denken!

Um solche Projekte wirksam und in dem erforderlichen Zeitrah-
men vorantreiben zu können, bräuchte es eine viel schlagkräftigere 

1	  Klima-Realitäts-Check 2020. Hg. v. Breakthrough – National Centre for 
Climate Restoration (Übersetzung). S. https://s4f-aachen.de/wp-content/
uploads/2021/02/Klima-Realitaets-Check-2020.pdf

2	 Dazu noch 20 % der öffentlichen Werbeflächen, 20 % der Forschung- und 
Wissenschaftsförderungen, 20 % der Sendezeit des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks, 20 % des Öffentlichkeitsbudgets und 20 % der Fortbildungs-
kapazitäten aller öffentlichen Verwaltungen, Anstalten, Betriebe, Stiftun-
gen etc.
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Bewegung3. Solange die Politik sich weigert, den Notstand anzuer-
kennen, sollten sich Schulen und Universitäten zumindest an den 
globalen Klimastreiks beteiligen und das Projekt 20 in der Lehre im 
Sinne eines Streiks einfach umsetzen.

In der Schule ist engagierter Unterricht gesetzlich verankert.
„Politische Bildung vermittelt, dass eine gerechte Friedensordnung und 
faire Verteilung von Ressourcen für das Überleben der Menschheit 
notwendig ist und dass dies weltweit den Einsatz aller Kräfte erfordert 
und auch als persönliche Verpflichtung aufgefasst werden muss.“4 (Aus 
dem Erlass zum Unterrichtsprinzip „Politische Bildung“)

Wir bereiten unsere Schüler:innen auf die Zukunft vor. Dies macht aber 
nur dann Sinn, wenn sie auch eine Zukunft haben!
Seien wir ehrlich, angesichts der drohenden (und andernorts schon 
stattfindenden) Klimakatastrophe, die eigentlich nur ein Symptom 
einer viel größeren Krise ist, der Nachhaltigkeitskrise, werden sehr 
viel mehr Lehrer:innen aus der Komfortzone treten und das Unter-
richtsprinzip „Politische Bildung“ konsequent ausschöpfen müs-
sen, um weiterhin als Vorbild eines politischen Subjektes dienen zu 
können.

Zu wissen, dass es so etwas wie eine friedliche Revolution 
braucht, um eine 3 bis 5 Grad heißere Welt um 2100 zu verhindern5, 
stellt uns Lehrer:innen vor ein scheinbar unbewältigbares Dilemma. 
Um die Klimakatastrophe (und den zivilisatorischen Kollaps) noch 
abzuwenden zu können, bräuchte es ein schier unvorstellbares Aus-
maß an Aufklärung, Mobilisierung, politischen Willens und kollek-
tiven Handelns.

Die Extinction Rebellion twittert: “Hey Teachers, how many of 
you teach how to be disobedient to save the future?”

Eigentlich müssten wir als Lehrer:innen Unterricht in zivilem 
Ungehorsam geben und in der Schule massenhaft für die Klimabe-

3	 Auch pensionierte Lehrer:innen sind herzlich eingeladen, sich den Tea-
chers for Future anzuschließen.

4	 URL: https://www.bmbwf.gv.at/Themen/schule/schulrecht/rs/1997-
2017/2015_12.html

5	 IPCC 2021. https://www.de-ipcc.de/media/content/AR6-WGI-SPM_
de.pdf
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wegung rekrutieren (auch die Eltern), um soziale Kippunkte für die 
notwendige Transformation möglich zu machen. Wenn wir das ent-
schlossen machen würden, dann könnte sich Alexander Behrs Pro-
gnose erfüllen: „Wächst die Klimabewegung weiter wie bisher, dann 
werden in Zukunft nicht nur Autobahnbaustellen, sondern auch Öl-
raffinerien, Flughäfen oder große Fleischfabriken von vielen Men-
schen blockiert werden. Im Windschatten dieser wichtigen Aktio-
nen können Regierungen die dringend notwendige sozialökologi-
sche Transformation umsetzen.“6

Ohne Aktivismus geschieht der Wandel viel zu langsam. Zu klei-
ne Schritte sind in der eskalierenden Klima- und Biodiversitätskrise 
so tödlich wie keine. Bleibt die Revolution aus, können wir in ein 
paar Jahren nur noch für die gerechte Adaption an die Katastrophe 
kämpfen. Nur dass es langfristig keine Adaption an den Zusam-
menbruch von Ökosystemen, an unbewohnbare Gegenden geben 
und der Klimakollaps unweigerlich in Barbarei münden wird. (An 
dieser Stelle wird meist unverblümt brutal und hilflos zugleich ent-
gegnet: „Bei uns wird’s schon nicht so schlimm werden.“7)

Die Schule sollte ein Ort sein, der für die sozial-ökologische Trans-
formation ein- und aufsteht, nicht für die Einzementierung zerstöre-
rischer und ausbeuterischer Macht- und Produktionsverhältnisse. 
Die Beibehaltung des Status Quo ist genozidal, ökozidal, führt zum 
Kollaps und ist ein Verbrechen an den Menschen des globalen Südens, 
den jungen und nachkommenden Generationen und an der Natur.

Martha Krumpeck von der Extinction Rebellion, Mitbegründe-
rin der Fridays for Future in Österreich, sagt in einem Falter-Inter-
view: „Aus den Schulworkshops ist sie draußen, sie kann die Kinder 
nicht mehr länger anlügen.“8 Ich kann diese Aussage gut nachfühlen.

6	 Alexander Behr (2021): URL: https://www.derstandard.at/
story/2000131758404/das-grosse-sorgenkind-verkehr

7	 In dem Satz, mit dem der langsam fortschreitende Genozid an Milliarden 
Menschen achselzuckend in Kauf genommen und eine demokratische, 
funktionierende Gesellschaft als naturgegebene Voraussetzung betrachtet 
wird, kommt der Wahnsinn unserer Zeit so richtig zum Ausdruck: ver-
leugnend, brutal und stumpfsinnig zugleich.

8	 Martha Krumpeck (2021): URL: https://www.falter.at/zeitung/20210518/
krumpecks-kampf
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Schüler:innen, die auch bei der Baustellenbesetzung und im Ju-
gendrat aktiv sind, plädieren dafür, die Klimakrise schonungslos in 
ihrer Drastik zu vermitteln, da sie ihr politisches Handeln aus der 
resultierenden Verzweiflung begründet sehen. Ins Handeln zu kom-
men und sich einem Kollektiv anzuschließen, war schließlich ihre 
erfolgreiche Bewältigung der seelischen Krise, die die Beschäftigung 
mit der harten Klimarealität ausgelöst hat.

Das vorherrschende Prinzip in der Klimakommunikation ist 
aber, Folgen auszusparen und die Lösungen zu betonen. Scheinbar 
reicht diese Art der Aufklärung nicht aus, genug Menschen aus der 
Verdrängung und Verleugnung zu holen.

Wird unsere Scheinrealität bis zum Zusammenbruch aufrecht-
erhalten, ohne je über die Grenzen des Wachstums und die Dring-
lichkeit von raschen und notwendigen Transformationspfaden in 
der Schule aufgeklärt zu haben?

Wir hätten so viel zu gewinnen, wenn wir die imperiale Lebens-
weise überwinden und den Ökokollaps verhindern. Dafür gibt es 
unglaublich viel zu tun. Für alle. Auf vielen Ebenen (Ökologie und 
soziale Gerechtigkeit zur Grundlage aller Entscheidungen machen, 
Dekarbonisierung und Demokratisierung aller Bereiche, Umvertei-
lung starten, Fürsorge ins Zentrum stellen, Desinformation verhin-
dern, postdemokratische Verhältnisse überwinden, …)

Abschließend möchte ich mit Naomi Klein fragen: „Können wir 
es schaffen? Ich weiß nur, dass nichts unabwendbar ist. Bis auf die 
Tatsache, dass der Klimawandel alles ändern wird. Und für sehr 
kurze Zeit haben wir die Art dieser Veränderung immer noch selbst 
in der Hand.“

Und noch wichtiger: „Ja, wir werden manches verlieren, werden 
auf manchen Luxus verzichten müssen, ganze Industriezweige wer-
den verschwinden. Und es ist zu spät, den Klimawandel noch aufzu-
halten; er ist schon da, und es werden immer schlimmere Katastro-
phen auf uns zukommen, egal, was wir tun. Aber es ist nicht zu spät, 
das Schlimmste abzuwenden, und es ist immer noch Zeit, uns selbst 
zu ändern, damit wir nicht so grausam miteinander umgehen, wenn 
diese Katastrophen eintreffen. Das ist, wie mir scheint, viel wert.“9 

9	 Naomi Klein (2015): Die Entscheidung: Kapitalismus vs. Klima. Frankfurt 
am Main: Fischer Verlag.
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Emanzipatorische Bildung bedeutet in diesen Tagen somit, Mit-
streiter:innen für den Kampf um eine klimagerechte Welt zu gewin-
nen. Ein Aufstehen für ein gutes Leben für alle, das die auf ständige 
Expansion und Ausbeutung beruhende Wirtschaft überwindet, hin 
zu einem auf Gemeinwohl bedachten, ökologisch nachhaltigen Zu-
sammenleben, innerhalb der planetaren Grenzen.

Sollten wir scheitern, den Klimakollaps aufzuhalten, beginnt der 
Kampf um Klimagerechtigkeit erst so richtig und in nicht allzu fer-
ner Zukunft auch hier, nach dem Zusammenbruch der westlichen 
Demokratien, und der zivilisierten Gesellschaft – ums nackte Über-
leben.
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Malte Kleinschmidt

Dekolonialität und Kritik der imperialen 
Lebensweise
Überlegungen zur politischen Bildung

Einleitung
Das Konzept der Kritik der imperialen Lebensweise (Brand/Wissen 
2017; I.L.A. Kollektiv 2017) ist zunächst ein analytisches und  – 
wenngleich auch aktivistisch und auf gesellschaftliche Veränderung 
ausgerichtet  – noch kein Bildungskonzept. Ein solches Bildungs-
konzept ist aber angesichts der Verhältnisse dringend notwendig 
und wird auch schon teilweise umgesetzt oder diskutiert. Diskutiert 
wurde es beispielsweise bei der Konferenz „Solidary citizens – Im-
periale Lebensweise und Politische Bildung“ im November 20211, 
auf die dieser Beitrag zurückgeht. Ich möchte in diesem Beitrag de-
koloniale Perspektiven stark machen und aus einer solchen Sicht 
Aspekte der Kritik der imperialen Lebensweise als Bildungskonzept 
kritisch unter die Lupe nehmen. Den Ansatz der imperialen Lebens-
weise verstehe ich dabei selbst schon als dekolonial. Nichtsdesto-
trotz sehe ich hier ein paar Probleme, die ich gerne zur Diskussion 
stellen will. Im Sinne einer solidarischen Kritik fokussiere ich hier 
also auf diejenigen Aspekte, die mir als problematisch bzw. ausbau-
fähig erscheinen. Das möchte ich anhand von drei Punkten tun: 1. 
Bildungsbegriff, 2. Bildungsinhalt, 3. Bildungssubjekt. 

1. Bildungsbegriff: Verlernen statt aufklären
Was braucht es, damit aus einem analytischen Ansatz ein Konzept 
für politische Bildung wird? Oder als Aussage formuliert: Eine fach-
liche Perspektive macht noch lange kein Bildungskonzept. Eine 
emanzipatorische und auf Transformation zielende politische Bil-
dung muss aus meiner Sicht von den Subjekten ausgehen. Subjekt-

1	 https://www.univie.ac.at/intpol/termine/solidary-citizens-imperiale-le-
bensweise-und-politische-bildung/
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orientierung ist dabei – auch in der politischen Bildung – ein alter 
Hut. Subjektorientierung kann aber verschiedene Dinge meinen. 
Ein Verständnis wäre, dass politische Bildung die subjektiven Vor-
aussetzungen zur Kenntnis nehmen muss, um ihre Inhalte mög-
lichst effektiv zu vermitteln. Ein anderes Verständnis bestünde da-
rin, die subjektiven Vorstellungen als fachliche ernst zu nehmen 
und davon auszugehen, dass die lernenden Subjekte bereits beste-
hende Vorstellungen zu den Inhalten haben, Vorstellungen, die im 
Alltag funktionieren, mit denen sie sich ständig orientieren, veror-
ten, urteilen (Lange 2008). Bildung ist vor diesem Hintergrund 
keine Vermittlung, sondern vielmehr verstehe ich Bildung als die 
subjektive „Aneignung und Transformation von Selbst- und Welt-
verhältnissen“ (Broden/Mecheril 2010: 11). Mit einem solchen Ver-
ständnis von Bildung geht es also nicht darum, den Lernenden die 
neue Wahrheit der Kritik der imperialen Lebensweise nahe zu brin-
gen, sondern vielmehr geht es darum, Bildungsräume zu schaffen, in 
denen die Lernenden ihre eigenen Vorstellungen und Konzepte aus-
bauen, vertiefen, hinterfragen, revidieren und durch weitere ergän-
zen können – das Konzept der imperialen Lebensweise kann hier 
vielfältige Instrumente, Anregungen oder auch Irritationen liefern. 

In meiner Dissertation habe ich in diesem Sinne die Vorstellungen 
von Schüler*innen zu Globalisierung daraufhin untersucht, ob diese 
mit kolonialen oder dekolonialen Konzepten arbeiten (Kleinschmidt 
2021). Um Missverständnissen vorzubeugen: Mit Kolonialität und De-
kolonialität beziehe ich mich nicht – zumindest nicht in erster Linie – 
auf die Vergangenheit oder Erinnerungskultur, sondern auf die Art und 
Weise, wie Schüler*innen diese Welt und sich selbst darin deuten. In 
der Analyse der Schüler*innenvorstellungen verwende ich zunächst ein 
binäres Schema und frage danach, ob die Vorstellungen, Erklärungs-
muster, Bilder, Zugehörigkeitsvorstellungen, Ideen von Agency usw. 
koloniale Muster reproduzieren oder diese – und das wären die dekolo-
nialen – unterlaufen, infrage stellen oder umgehen. In meiner Untersu-
chung habe ich 44 narrative Interviews mit Schüler*innen an Haupt-
schulen und Gymnasien in Deutschland analysiert. Unabhängig von 
der Schulform, was im gegenwärtigen Schulsystem einen starken Hin-
weis auf die soziale Herkunft gibt, konnte ich feststellen, dass das Wis-
sen zu Fragen der eigenen Einbindung in globale Verhältnisse sowie zu 
Formen von extremer Ungleichheit darin als ausgeprägt anzusehen ist. 
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Alle Schüler*innen äußerten – mal mehr und mal weniger diffe-
renzierte  – Vorstellungen von internationaler Arbeitsteilung und 
damit verbundenen Wertschöpfungsketten, den Ursachen und Fol-
gen des Klimawandels, dem extremen Reichtums- bzw. Armutsge-
fälle zwischen Globalem Süden und Globalem Norden, den todbrin-
genden Routen der Migration in die EU und anderen Aspekten. 
Hinzu kam auch die durchgängige Artikulation einer stark ausge-
prägten Empathie und einem Unrechtsbewusstsein über die Un-
gleichheit und die menschenunwürdigen Bedingungen, die sie hier 
identifizierten. Allerdings führte dieses Wissen und auch die prinzi-
piell empathische Haltung die Schüler*innen nicht unbedingt zu 
kritischen Perspektiven oder gar Handlungsfähigkeit. Vielmehr 
konnte ich feststellen, dass diese Vorstellungen häufig durch kolo-
niale Vorstellungen derart konzeptualisiert wurden, dass die kolo-
niale Ungleichheit vielmehr reproduziert und naturalisiert wurde, 
statt diese infrage zu stellen. Das potenziell kritische Wissen und die 
Empathie mit den Verdammten der neokolonialen Ungleichheits-
verhältnisse wird quasi durch diese kolonialen Vorstellungen über-
schrieben. 

Obwohl Armut im Globalen Süden – um ein Beispiel herauszu-
picken  – sehr bildlich und anschaulich von den Schüler*innen 
dargestellt und auch als strukturelle Ungleichheit erkannt wurde, 
wird dieses Potenzial zur Kritik der Verhältnisse eingefangen, in-
dem diese Vorstellungen und Bilder durch koloniale Erklärungen 
gerahmt werden. Armut wird beispielsweise häufig als „Entwick-
lungsdefizit“ gedeutet. Das Entwicklungsparadigma spielt – neben 
einigen anderen Aspekten, wie etwa der Naturalisierung von Zu-
gehörigkeitsordnungen, der neokolonialen Geburtsrechtslotterie 
und dem Citizenship-Regime oder der kolonialen Differenz und 
der Ungleichwertigkeit des Lebens (vgl. Kleinschmidt 2021, Kapi-
tel 4.2.2, S. 342–390) – in Bezug auf die Vorstellungen globaler Un-
gleichheitsverhältnisse in den Schüler*innenvorstellungen eine 
zentrale Rolle. In Bezug auf Konsum und die internationalen 
Wertschöpfungsketten führte das dazu, dass die Herkunft der 
Produkte für die Schüler*innen nicht unsichtbar war, sondern 
vielmehr wurde die Erzählung ihres Ursprungs überschrieben mit 
kolonialen Narrativen. Beispielsweise benennen die Schüler*in-
nen, dass ihre T-Shirts aus Bangladesch kommen, dass die Pro-
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duktionsbedingungen arbeitsrechtlich mehr als problematisch 
sind, dass der Lohn viel zu niedrig sei und sprechen in diesem Zu-
sammenhang von Ausbeutung. 

In Bezug auf die Frage der Transformation der Kritik der impe-
rialen Lebensweise zu einem Bildungskonzept stellt sich hier folgen-
de Problematik: Eine zentrale Dimension des Ansatzes ist die Idee 
des Nicht-Wissens – beispielsweise im Konzept des „food from now-
here“ (Brand/Wissen 2017: 102), worauf die bildungskonzeptuelle 
Antwort darin bestünde, Wissen darüber zur Verfügung zu stellen. 
Wichtige Dimensionen der Kritik der imperialen Lebensweise, ins-
besondere die Dimensionen der „Externalisierung“ (ebd.: 62 ff.) der 
Bedingungen und Folgen der imperialen Lebensweise sowie die da-
mit einhergehenden Hierarchisierungen (ebd., 61) sind den Schü-
ler*innen aber prinzipiell bereits bekannt. 

Entwicklungsparadigma als neokoloniales Narrativ
Aram Ziai (2013) definiert das Entwicklungsparadigma anhand von 
drei Charakteristika: 

(a) Der Eurozentrismus ist grundlegend für den Entwicklungs-
diskurs, da er reale oder imaginierte Prozesse, die in Europa und 
den europäischen Siedlungskolonien in Nordamerika stattfanden, 
zum universellen Maßstab erklärt. In der Aufrufung einer kolonia-
len Raum-Zeit-Matrix – sowohl in der (wissenschaftlichen) Litera-
tur als auch in den Schüler*innenvorstellungen – werden so einige 
Gesellschaften als ideal, fortgeschritten und modern gesetzt, wäh-
rend andere als ‚unterentwickelt‘, ‚noch nicht so weit‘, ‚rückständig‘, 
‚unzivilisiert‘ oder auch als ‚failed states‘, ‚korrupt‘ oder, begründet 
durch kulturalistische Zuschreibungen, als ‚stagnierend‘ und ‚ent-
wicklungsunfähig‘ attribuiert werden. 

(b) Der Effekt ist die Entpolitisierung. Das entwicklungsparadig-
matische Interpretationsraster vermittelt das Gefühl, dass ‚wir‘ über 
verarmte Weltregionen Bescheid zu wissen glauben. Es bringt ad 
hoc und scheinbar allumfassende Erklärungen für eine Vielzahl von 
alltäglichen Beobachtungen und Bildern hervor. Bilder von Armut 
im Globalen Süden werden als Symptom einer anderen geschichtli-
chen Entwicklungsstufe lesbar. Äußerst heterogene Phänomene 
werden als ‚Entwicklungsdefizit‘ charakterisiert und damit andere 
Erklärungsweisen, Prozesse und Akteure, z. B. soziale Kämpfe als 
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solche entwertet bzw. unsichtbar gemacht. Dadurch wird Armut 
entpolitisiert und als technisches Problem dargestellt (Ziai 2013: 18).

(c) Im Sinne einer Treuhandschaft wird so das als technisch ver-
klärte Problem von angeblich fehlender Entwicklung als Aufgabe von 
Techno-Expert*innen gesehen, die vorgeblich über das notwendige 
Wissen für sozialtechnologische Interventionen („Entwicklungspro-
jekte“) verfügen. In der vermeintlichen Verteilung dieses Wissens gibt 
es eine strukturelle Schieflage zuungunsten des Globalen Südens, der 
oft als „passiv und unfähig selbst aus dem elenden Zustand zu ent-
kommen“ (ebd.) vorgestellt wird. Trotz aller Rhetorik der ‚Hilfe zur 
Selbsthilfe‘ besteht das koloniale, paternalistische Motiv der „helfen-
den Hand aus dem Norden“ (ebd.) fort. Auch in den Schüler*innen-
vorstellungen ist Agency bei den Menschen im Globalen Süden wei-
testgehend absent – da stellt sich die Frage, wie angesichts dessen So-
lidarität überhaupt denkbar sein kann. Statt auf eine Änderung der 
Machtverhältnisse fokussiert eine solche entpolitisierte Betrach-
tungsweise auf einen Lösungsansatz, der im Wesentlichen auf „grö-
ßerer Wohltätigkeit der vom System relativ Begünstigten“ (Ziai 
2013: 18) besteht. Das Prinzip der Treuhandschaft bestimmt in der 
Kontinuität der zivilisierenden Mission der Kolonialisierenden bis 
heute das Verständnis und die Praxis von ‚Entwicklungshilfe‘. Oder, 
wie Chinua Achebe es ausdrückte, „Wohltätigkeit […] ist das Opium 
der Privilegierten.“ (Achebe 1987: 174) 

Eine Schlussfolgerung könnte nun sein, dass politische Bildung 
nun das koloniale Framing durch ein anderes Narrativ – beispielswei-
se das der Kritik der imperialen Lebensweise ersetzen muss. Aus mei-
ner Sicht funktioniert aber Bildung nicht auf diese Weise, da Schü-
ler*innen schließlich keine tabula rasa sind. Eine andere Schlussfolge-
rung, die ich hier stark machen möchte, ist, dass es Aufgabe einer de-
kolonialen politischen Bildung ist, nicht nur eine neue Erzählung – wie 
etwa die Kritik der imperialen Lebensweise – einzuführen, die so den 
Status einer zu vermittelnden Wahrheit hätte, sondern vielmehr Pro-
zesse der Reflexion, der Dekonstruktion, der Irritation der bestehen-
den Erzählungen zu ermöglichen und die kolonialen Konzepte selbst 
als Teil einer Geschichte der Herrschaft sichtbar werden zu lassen, in-
dem sie selbst zum Gegenstand werden. Dies könnten wir auch als ei-
nen Prozess des dekolonialen Verlernens fassen. 
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Dekoloniales Verlernen: Aphasie statt Amnesie
In gewissem Sinne analog zu dieser Idee hat Ann Laura Stoler (2016) 
die These von der Aphasie statt Amnesie in den postkolonialen The-
oriediskurs eingeführt. Sie kritisiert die in der Diskussion omniprä-
sente Vorstellung einer kolonialen Amnesie, also der These, dass die 
koloniale Geschichte schlicht vergessen wurde oder vergessen ge-
macht wird. Stattdessen plädiert sie für das Konzept der Aphasie 
(med. Sprachstörung, Sprachlosigkeit). 

“As I argue here, very little of these histories has been or is actually 
forgotten: it may be displaced, occluded from view, or rendered 
inappropriate to pursue. […] It may be difficult to retrieve in a 
language that speaks to the disparate violence it engendered. But it is 
neither forgotten nor absent from contemporary life. Aphasia, I pro-
pose, is perhaps a more appropriate term, one that captures not only 
the nature of that blockage but also the feature of loss. […] Rather, 
calling the phenomenon colonial aphasia emphasizes both the loss 
of access and active dissociation. In aphasia, an occlusion of know-
ledge is the issue. It is not a matter of ignorance or absence. Aphasia 
is a dismembering, a difficulty in speaking, a difficulty in generating 
a vocabulary that associates appropriate words and concepts to 
appropriate things.” (Stoler 2016: 128)
Kolonialität sei nicht vergessen, sie ist vielmehr anwesend im 

alltäglichen Leben, der Sprache und den Machtverhältnissen. Mit 
Aphasie wird die Unfähigkeit bezeichnet, dies besprechbar zu ma-
chen. Mit dem Begriff wird sowohl aktives Nicht-Erinnern als 
auch der Verlust der Fähigkeit des Besprechbar-Machens fokus-
siert. Ziel einer dekolonialen politischen Bildung wäre also die 
Schaffung einer Sprache, einer Sprechfähigkeit, und die Schaffung 
von Bildungsräumen, in denen dekoloniale Perspektiven denkbar 
und besprechbar werden. 

Hier bietet natürlich der Ansatz der imperialen Lebensweise 
wunderbare Möglichkeiten, die Geschichte anders zu erzählen. 
Doch nochmal: Ich komme zu dem Ergebnis, dass wir aktiv die bis-
herigen Konzepte, Erzählungen, Diskurse dechiffrieren müssen, in 
ihrer Geschichte und ihren Machtwirkungen. Maria do Mar Castro 
Varela bestimmt in diesem Sinne die Dekolonisierung als einen ra-
dikalen „epistemischen Wandel“ (Castro Varela 2016). 
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2. Bildungsinhalt: Von der Notwendigkeit, den Blick zu 
erweitern
Zu einem solchen epistemischen Wandel – der Dekolonisierung des 
Wissens – kann auch die Perspektive der Kritik der imperialen Le-
bensweise einen entscheidenden Beitrag leisten. Sie kann ein Instru-
ment dafür sein, die Kolonialität in den eigenen Lebensverhältnis-
sen besprechbar zu machen. Aus einer dekolonialen Perspektive, 
auch unter Einbeziehung der empirischen Ergebnisse meiner Dis-
sertation, erscheinen dabei jedoch die angesprochenen Themenbe-
reiche als zu eng oder anders formuliert, durch spezifische Auslas-
sungen bestimmt. Ich fokussiere mich im Folgenden auf den Aspekt 
der Migration und der globalen Ungleichheit, die ich kursorisch 
skizzieren werde. 

Fragen von nationalstaatlichen Zugehörigkeitsregimen und 
strukturellem Rassismus werden von Brand und Wissen (2017) be-
nannt. Beispielsweise wird die Hinnahme im Globalen Norden der 
brutalen Folgen der kapitalistischen Produktionsweise im Globa-
len Süden als „Ausdruck des strukturellen Rassismus und Neoko-
lonialismus [bezeichnet], der die Nord-Süd-Beziehungen prägt“ 
(ebd. 103). Immer wieder werden auch Rassismus und Patriarchat 
als zentrale Voraussetzungen der imperialen Lebensweise be-
nannt. Dabei bleiben sie jedoch untertheoretisiert bzw. spielen kei-
ne zentrale Rolle in der Argumentation. Dabei ist das Problem 
nicht, dass bei Brand und Wissen Kategorien der Kritik der politi-
schen Ökonomie im Vordergrund stehen, sondern vielmehr, dass 
die damit irreduzibel verwobenen Formen von kolonialer Un-
gleichheit nicht ausreichend miteinbezogen werden. Um den ge-
genwärtigen Formen von Kolonialität, wie ich sie anhand der 
Schüler*innenvorstellungen herausgearbeitet habe, gerecht zu 
werden, braucht es Analyseinstrumente wie beispielsweise die ko-
loniale Ungleichwertigkeit des Lebens (Encarnación Gutiérrez Ro-
dríguez 2018), die als Bedingung der Akzeptanz bzw. Ignoranz der 
unmenschlichen Arbeitsbedingungen und der tödlichen Grenzpo-
litiken anzusehen ist, racial capitalism (Cedric Robinson 1983), Ci-
tizenship als Geburtsrechtslotterie in der neokolonialen Globali-
sierung (Ayelet Shachar 2009) oder das Migrationsregime (Sandro 
Mezzadra 2015) (vgl. Kleinschmidt 2021). 
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Natürlich muss ein Ansatz nicht alles leisten. Diese Facetten sind 
jedoch derart zentral mit den Themen der Kritik der imperialen Le-
bensweise verbunden, dass eine Untertheoretisierung dieser Aspek-
te eine analytische Schieflage hervorbringen kann. Die Erklärungen 
beispielsweise der rassifizierten Arbeitsteilung innerhalb der Wert-
schöpfungsketten erscheint ohne entsprechende Analysen des Mig-
rationsregimes als unverständlich. Um das Beispiel kurz mit Inhalt 
zu füllen: Mit Sandro Mezzadra (2015) gesprochen, ziehen sich die 
Grenzen des Migrationsregimes durch die ganze Gesellschaft. Gren-
zen beschreiben also nicht einfach die territoriale Trennlinie zwi-
schen Staaten, sondern vielmehr versteht er das Migrationsregime 
als eine differenzielle Inklusion (ebd.), die auf der Grundlage von 
migrationspolitischen Hierarchisierungen entlang von Nationalität 
und Verwertbarkeit vollzogen wird. Das Grenzregime verteilt Sub-
jekte entlang variierender Skalen der Erniedrigung und des Schut-
zes, ökonomischer Inwertsetzung und Ausbeutung, Zugehörigkeit 
und der Vorläufigkeit des Aufenthaltes, Zugang zu Rechten und der 
Abschiebbarkeit (ebd.). Vor einem solchen Hintergrund entsteht ein 
anderes Bild der angesprochenen Phänomene und der von der Ana-
lyse inspirierten, hoffentlich entstehenden Bildungsansätze. Ich sage 
nicht, dass der Ansatz der imperialen Lebensweise diesen Perspekti-
ven entgegenläuft. Ganz im Gegenteil! Ich glaube aber, dass wir ei-
nen vernetzten Ansatz brauchen, der diese Aspekte zusammen-
denkt  – gerade wenn wir in Bildungsprozessen den Lebenswelten 
der Lernenden gerecht werden wollen, wo diese Dinge eben auch 
vernetzt aufeinander treffen. 

3. Bildungssubjekt: Weiß-weißes Selbstgespräch?
Bevor ich an die gerade aufgeworfenen Aspekte anknüpfe, möchte 
ich mit einer Beobachtung beginnen. Meiner Wahrnehmung nach 
wird die Konzeptentwicklung des Ansatzes der imperialen Lebens-
weise zum allergrößten Teil von weiß positionierten, nicht von Ras-
sismus betroffenen, auch ökonomisch relativ Privilegierten voran-
getrieben. Zu diesem Personenkreis würde ich mich im Übrigen 
auch zählen. Dies entspricht natürlich einer mit den Ungleichheits-
strukturen der imperialen Lebensweise korrespondierenden migra-
tionsgesellschaftlichen Schieflage: Die Lehrenden und Forschenden 
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an Universitäten und die Lehrkräfte an Schulen sind überproportio-
nal weiß privilegiert, insofern sind diese Räume der Hierarchie nach 
weiß dominierte Räume – dies entspricht aber absolut nicht den mi-
grationsgesellschaftlichen Realitäten (Wien 44  %, Hannover 33  % 
Migrationshintergrund). 

„Tendenziell repräsentiert die Lehrer:innenschaft nicht zufällig die 
mittelständisch-bürgerlichen, heteronormativen, weiß-deutschen, 
monolingualen Ordnungen, Normen und Normalitätsvorstellungen, 
an denen sich das Bildungssystem (inklusive der Lehrer:innenaus-
bildung) orientiert.“ (Schmidt/Nikolenko 2020: 197).
Karim Fereidooni (2016) hat eine sehr aufschlussreiche Studie zu 

Rassismus im Lehrer*innenzimmer erstellt, in der er diesen Zu-
stand und seine Konsequenzen für Schulen in der Migrationsgesell-
schaft herausarbeitet. Untermauert wird hier die schon lange ge-
stellte Forderung nach der Dekolonisierung der Universitäten, so-
wohl in ihren Inhalten als auch in ihrer sozialen Struktur. Aber ich 
möchte hier auf etwas anderes hinaus. Ich denke, dass sich der An-
satz der imperialen Lebensweise, insbesondere als Perspektive poli-
tischer Bildung, mit der Frage beschäftigen sollte, ob es möglicher-
weise auch inhaltliche Gründe für diesen oder Folgen aus diesem 
empirischen Zustand bzw. dieser Beobachtung gibt. 

In Bezug auf ein verwandtes Feld  – dem Globalen Lernen  – 
kommt Chandra Danielzik zu der Analyse, dass ein „weiß-weißes 
Selbstgespräch“ stattfindet, das durch „das Empowerment der be-
reits Empowerten die Überlegenheitsvorstellungen der Angehöri-
gen der Dominanzgesellschaft bestätigt“ (2013: 31). Weiß Privile-
gierte ohne Rassismuserfahrungen aus dem Globalen Norden sind 
hier sowohl diejenigen, die die Konzepte entwickeln, als auch das 
implizit gedachte lernende Subjekt, das adressiert wird. Ausgangs-
punkt sind deren Perspektiven und Lebensrealitäten und sie sind 
diejenigen, die als potenziell handlungsmächtig erscheinen. Die 
Frage, die wir uns stellen sollten, wäre: Trifft dies auf den Ansatz der 
imperialen Lebensweise ebenfalls zu? Diese bisher untertheoreti-
sierten Aspekte schlagen sich auch in der Frage der impliziten Ad-
ressat*innen des Ansatzes nieder. Brand und Wissen (2017) geht es 
zentral darum, zu erkennen, dass die eigenen Privilegien auf der Ex-
ternalisierung der brutalen Voraussetzungen und Folgen der impe-
rialen Lebensweise basieren. Was ist aber mit denen, die auch inner-
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halb Deutschlands und Österreichs gar nicht so privilegiert sind, da 
sie innerhalb der rassistischen Zugehörigkeitsordnung und des Mi-
grationsregimes nicht so sehr, zumindest nicht im gleichen Sinn, als 
privilegiert zu begreifen sind? 

Migrant*innen kommen nicht als Subjekte vor
Etwas überspitzt formuliert, kommen Migrant*innen hier nicht als 
Subjekte der Kritik der imperialen Lebensweise vor. Vielmehr kom-
men Migrant*innen insbesondere als die Opfer von Migrationspoli-
tiken und den Folgen der Externalisierung der imperialen Lebens-
weise vor. Sie thematisieren die „Welle der Solidarität vieler Men-
schen gegenüber den Geflüchteten ab dem Spätsommer 2015“ 
(Brand/Wissen 2017: 174) Die Geflüchteten werden zwar abstrakt 
analog zum Proletariat konstruiert, die ebenfalls das universelle 
Leid – in diesem Fall der imperialen Lebensweise – verkörperten. 
Gleich im Anschluss wird die Agency aber wieder verschoben. Da 
werden die Geflüchteten auf eine Lerngelegenheit für die Domi-
nanzgesellschaft reduziert: „Und sie [die Geflüchteten] erinnern die 
Aufnahmegesellschaft an die Möglichkeit des Lernens, der Einsicht 
in und des Engagements für Veränderung der eigenen Lebensver-
hältnisse […] und damit der Hinterfragung vieler Privilegien, die 
mit der imperialen Lebensweise einhergehen.“ (ebd.) 

Um Missverständnisse zu vermeiden: Die Kritik der imperialen 
Lebensweise leistet genau damit einen mehr als wichtigen und wert-
vollen Beitrag für dekoloniale und rassismuskritische Perspektiven 
und bietet dabei wichtige Erweiterungen, wie etwa in der Analyse-
perspektive der sozial-ökologischen Transformation oder in der dif-
ferenzierten und sehr anschlussfähigen Konzeptualisierung von 
materiellen und ideologischen, globalen und lokalen sowie struktu-
rellen und subjektiven Elementen im Begriff der Lebensweise. Den-
noch: Als Bildungskonzept gewendet, konstruiert der Ansatz der 
imperialen Lebensweise die Nicht-Migrierten, dominanzgesell-
schaftlich Privilegierten als implizites Subjekt. Dies ist aus einer de-
kolonial-rassismuskritischen Perspektive problematisch, vor allem, 
wenn es nicht explizit geschieht, sondern der Ansatz sich als univer-
selle Perspektive präsentiert.
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Autonomie der Migration 
Diese Aberkennung von Agency hat schon der Ansatz der Autono-
mie der Migration problematisiert. Diesem Ansatz geht es darum, 
die Perspektive der Migrant_innen einzunehmen und somit einer 
Sichtweise entgegenzuwirken, in der Migrant*innen lediglich als 
Opfer von Herrschafts- und Ausbeutungsverhältnissen zur Passivi-
tät verdammt sind und durch Viktimisierung jegliche Handlungs-
macht abgesprochen bekommen (Mezzadra 2011: 154). Moulier 
Boutang betont, dass Menschen „keine beliebig formbare Materie“ 
sind und Migration nicht als „Wasser, das durch einen Hahn fliest“ 
(Moulier Boutang 2007: 170) verstanden werden kann. Migration ist 
nicht auf Push- und Pull-Faktoren zu reduzieren. Sandro Mezzadra 
verwendet häufig statt Autonomie der Migration den Ausdruck des 
„Blicks der Autonomie“ (Mezzadra 2011: 156), um dem vielfach auf-
kommenden Missverständnis entgegenzuwirken, der Ansatz der 
Autonomie der Migration würde Migrant_innen als autonom – ins-
besondere von Herrschaftsverhältnissen  – imaginieren. Mit dem 
Ansatz der Autonomie der Migration geht es vielmehr darum, „an-
dere ‚Blicke‘ einzubeziehen“ und somit genau „Herrschaft und Aus-
beutung vom Standpunkt der subjektiven migrantischen Praktiken 
und Kämpfe“ (ebd.: 155) in den Blick zu nehmen. 

Paul Mecheril sieht die Agency in der Migration auch schon jen-
seits der unzähligen Proteste, Organisierungen und Netzwerke in 
der Flucht selbst, welche er in ironischer Referenz an den – für seine 
kolonialrassistischen Theoreme in dekolonialen Kreisen berüchtig-
ten – Vertreter der kosmopolitischen Moderne formuliert: 

„Sei mutig, bediene Dich Deines Verstandes und befreie Dich aus 
der Position, die Dir die geopolitische Ordnung aufgezwungen hat – 
das ist, in einer Referenz an Immanuel Kant formuliert, das Credo 
der neuen transnationalen Moderne, die, ohne dass dazu Absicht 
oder Programmatik erforderlich wäre, von Migrant*innen geformt 
und formuliert wird.“ (Mecheril 2020: 109)
Selbst die Flucht ist also eine Flucht aus asymmetrischen Macht-

verhältnissen und somit als Form von Widerstand anzusehen, auch 
wenn Migrant_innen in einem anderen Land ebenfalls in unfreien 
Beziehungen leben (Moulier Boutang 2007: 170).

Eine solche Perspektivenverschiebung erscheint gleichwohl not-
wendig als auch herausfordernd. Will eine von der Kritik der impe-
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rialen Lebensweise inspirierte politische Bildung vermeiden, zu ei-
nem weiß-weißen Selbstgespräch zu werden, müssen auch andere 
und anders positionierte Akteure und Netzwerke an der Entwick-
lung und der bildungspraktischen Umsetzung teilhaben. BIPOC-
Zusammenhänge (Black-Indigenous-People-of-Color) betonen 
schon lange, dass nur dann die „ausgrenzenden Selbstgespräche der 
Weißen Dominanzgesellschaft“ durchkreuzt werden können und 
„Deutschland als vielstimmige[r] postkoloniale[r] Raum“ (Ha/al-
Samarai/Mysorekar 2007b: 1415) enthüllt wird. Notwendig er-
scheint vor diesem Hintergrund das aktive Zugehen auf migranti-
sche und BIPOC-aktivistische Zusammenhänge, um offen und ge-
meinsam – unter welchem Label auch immer – an einer Konzeptua-
lisierung einer politischen Bildung zu arbeiten, in deren Zentrum 
auch das Konzept der imperialen Lebensweise steht. 

Ausblick
An den letzten Punkt anknüpfend, möchte ich noch einmal zu mei-
ner empirischen Untersuchung zurückkommen. (Kleinschmidt 
2021) Ich habe unter meinem ersten Punkt nur die eine Seite der Me-
daille besprochen: Die kolonialen Vorstellungen bei den Schüler*in-
nen. Vielleicht noch entscheidender für die Konzeption einer dekolo-
nialen politischen Bildung sind aber die dekolonialen Vorstellungen. 
Zur Erinnerung: Als dekolonial bezeichne ich diejenigen Konzepte, 
die die Kolonialität hinterfragen, umgehen, untergraben oder ihr Al-
ternativen entgegenstellen. Davon ließen sich zahlreiche – wenn auch 
oft in Minderheitenpositionen – in den Schüler*innenvorstellungen 
finden. Einige kursorische Notizen dazu: In den dekolonialen Kon-
zepten der Schüler*innen wurde Agency von Menschen im Globalen 
Süden entwickelt und im Zuge dessen eine globale Solidarität und die 
Abschaffung der Ausbeutung im Rahmen der internationalen Ar-
beitsteilung imaginiert, die Brutalität und Naturalisierung des Migra-
tionsregimes analysiert, natio-ethno-kulturelle Zugehörigkeitsord-
nungen infrage gestellt und die koloniale Kontinuität der Gegenwart 
benannt. Die dekolonialen Konzepte der Schüler*innen sollten aus 
meiner Sicht Ausgangspunkt einer dekolonialen politischen Bildung 
sein. Überproportional häufig wurden diese Perspektiven von Ju-
gendlichen angestellt, die negativ von Rassismus betroffen sind und 
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als Migrationsandere adressiert werden. Es geht mir hier mitnichten 
um eine Romantisierung, noch um eine essenzialisierende Festschrei-
bung von Positionen und Perspektiven, sehr wohl aber darum, diese 
Jugendlichen und ihre Perspektiven in einer kritischen politischen 
Bildung substanziell mitzudenken. Auch dafür braucht es eine De-
kolonisierung von Wissensstrukturen und -räumen. “‘What does it 
mean to decolonize?’ cannot be an abstract universal. It has to be ans-
wered by looking at other W questions: Who is doing it, where, why, 
and how?” (Mignolo/Walsh 2018: 108) Kurz: So viel dekoloniale Pers-
pektiven von der Kritik der imperialen Lebensweise lernen können, 
die Transformation von der imperialen Lebensweise zu solidarische-
ren Lebensweisen muss  – um ihrem Anspruch gerecht werden zu 
können – die Dekolonisierung des Denkens und Seins als radikalem 
epistemischen Wandel stärker berücksichtigen und ausarbeiten. 
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Josef Mühlbauer

Herrschaftskritische Pädagogik und Schulkritik
Eine (queer-)anarchistische Antwort auf die imperiale 
Lebensweise

Einleitung – Die Grunddimensionen einer sich selbst 
zerstörenden Lebensweise
Die imperiale Lebensweise beruht auf Ausbeutung, einer kapita-
listischen Produktionsweise, einer auf Gewalt beruhenden Extrak-
tion von Ressourcen, hierarchisierenden Dichotomisierungen 
(Mann/Frau), auf Umweltverschmutzung – oder kurz: Sie beruht 
auf der Herrschaft über Mensch und Natur (vgl. Brand/Wissen 
2017). Die imperiale Lebensweise hat sich hegemonial durchge-
setzt und ihre Voraussetzungen verlassen oftmals die Sphäre unse-
rer alltäglichen Wahrnehmung (ebd.: 13). Gerade über Normali-
sierungsprozesse, Bildung, Pädagogik, Alltagspraxen bzw. den 
Habitus (Bourdieu 2020) werden systematisch die ihr zugrunde 
liegenden zerstörerischen (Re-)Produktionsbedingungen inkor-
poriert. Das menschliche Gewissen wäre ja auch überfordert mit 
dem eigenen Konsumverhalten, wenn sich alle bewusst werden, 
wie das Lithium für unsere Smartphones extrahiert wird oder wel-
che ostasiatischen Kinderhände „unsere“ T-Shirts produzieren. 
Die zerstörerische, destruktive und ausbeuterische Dynamik die-
ser Lebensweise liegt spätestens seit den 1970er bzw. 1980er Jahren 
klar auf der Hand: Der Prebisch-Report (1986) zeigte auf die glo-
balen, asymmetrischen Nord-Süd-Verhältnisse, welche sich insti-
tutionell (GATT, Weltbank, WTO…) verankert haben und welche 
auf dem Rücken des globalen Südens ausgelebt werden. Die Stu-
dien von Meadows et. al. (1972) und der Global 2000-Bericht (Kai-
ser/Berendt et. al. 1981) prognostizierten schon vor über 40 Jahren 
sich verschärfende multiple Krisenphänomene aufgrund unserer 
verheerenden Lebensweise. Obwohl die Wissenschaft die Augen 
vor diesen Problemen nicht verschlossen hat und ein gewisses Kri-
senbewusstsein auch in der Politik vorhanden war, ist diese Le-
bensweise stabil und wird ständig reproduziert. Sie breitet sich 
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sogar aus und intensiviert sich, da sie eine gewisse Attraktivität auf 
Mittel- und Oberschichten des globalen Südens ausstrahlt (Brand/
Wissen 2017: 14). Die Anziehungskraft dieser Lebensweise bringt 
einerseits eine gewisse Mobilität und Bequemlichkeit, also eine 
Erweiterung unserer Handlungsoptionen mit sich, andererseits 
wird sie über das Erlernte, über Erziehung bzw. dem Habitus über-
mittelt – man denke hierbei nur an Statussymbole wie den SUV, 
Penthouses und hohe Zahlen am Bankkonto. Auf der Subjekt-
ebene finden wir also ein imperiales Werte- und Anerkennungs-
system, welches sich in den Alltagspraxen niederschlägt. Auf der 
gesellschaftlichen Makroebene sehen wir hingegen eine auf Ex-
pansion und Akkumulation beruhende Wissensmatrix. Damit ist 
der scheinbar unhinterfragbare Glaube an unendliches Wirt-
schaftswachstum und Kapitalakkumulation gemeint (vgl. Altvater 
2015). Hier könnte man*frau eine Reihe von kritischen Fragen 
stellen, die ich in diesem Beitrag nicht beantworten kann bzw. nur 
peripher anschneiden möchte: Welches Wissen und welche Form 
der Normalität wird produziert und täglich reproduziert? Welche 
gesellschaftlichen, betrieblichen und subjektiven Wertesysteme 
verfestigen die imperiale Lebensweise? Wie muss Pädagogik aus-
sehen, damit es zur De-Normalisierung und Ent-Subjektivierung 
kommt? 

Die zentrale Frage, die in diesem Beitrag beantwortet werden 
soll, lautet folgendermaßen: „Welchen Beitrag kann eine (queer-)an-
archistische Schulkritik und Pädagogik zur Überwindung der impe-
rialen Lebensweise leisten?“

Bevor ich zur Beantwortung dieser Frage komme, möchte ich 
meinen theoretischen Ausgangspunkt beschreiben.

Theoretischer Rahmen – Utopische Heterogenität und 
reflektierte Trotzigkeit
Die analytische Reichweite des „klassischen“ Anarchismus (Ba-
kunin, Proudhon, Kropotkin, Malatesta, Landauer) erweitere ich 
um die Perspektive der queerfeministischen Kritik am binären 
Denken (hetero/homo; man/woman; good/bad; black/white). Bi-
näres Denken blendet nicht nur Schattierungen aus, sondern da-
mit einher geht auch eine Hierarchisierung vom „Guten“ über 



145

das „Böse“ oder vom „Mann“ über die „Frau“ (vgl. Heckert et. al. 
2012). Das Adjektiv queer bezeichnet Menschen, die von der ge-
sellschaftlichen Norm abweichen. Queer – im Sinne von sonder-
bar, eigenartig, verrückt, abnormal – wurden homosexuelle 
Menschen bezeichnet. Mit Judith Butler wurde queer als Aus-
druck einer gesellschaftlichen Gegenbewegung verstanden, die 
die „natürliche Ordnung“ und die damit einhergehenden Macht- 
und Herrschaftsverhältnisse radikal in Frage stellt. Der queer/
anarchistische, herrschaftskritische bzw. utopische Ansatz der 
Pädagogik beschreibt jedoch ein nicht einheitliches, sehr breites 
und heterogenes Feld, wo es eine zentrale Richtlinie gibt: Es geht 
um das Schaffen einer Alternative, welche die hegemonial etab-
lierte sozial-ökonomische Ordnung in Frage stellt (vgl. Coté/
Day/Peuter 2007). 

Pädagogik ist und war ein zentraler Bestandteil einer längst ver-
gessenen anarchistischen Tradition: 

“Education has also been a crucial element of anarchist projects for 
radical social change. Free schools, reading circles, public lectures, 
and publishing collectives are common examples of activities that 
seem to be pedagogical in the liberal-humanist sense, but that con-
tain moments which look beyond education as indoctrination. ‘We 
revolutionary anarchists are proponents of universal popular edu-
cation,’ declared Mikhail Bakunin, ‘[but we are] enemies of the state 
[and of all who worship] the goddess Science.’ Like most anarchists 
after him, Bakunin was certain that abstract reflection emerges 
out of everyday lived experience, not vice versa. Thus the sciences 
should not develop into autonomous spheres; instead, they should 
serve the communities in which they are located. Anarchist popular 
education, then, is education for change, for autonomy of individu-
als and communities, by autonomous individuals and communities” 
( Coté/Day/Peuter 2007: 7). 
Das (queer-)anarchistische und herrschaftskritische Element 

dieser Erziehungsmethode liegt einerseits in der Ablehnung eines 
hierarchischen Top-down-Erziehungsmodells bzw. in der Kritik 
staatlicher Bildungseinrichtungen, andererseits in der Schaffung 
eines Raumes des gegenseitigen Lernens, wo Subjekte emanzipiert 
werden. Emanzipation meint hier, dass das Subjekt so weit wie 
möglich frei von Entfremdung und Bevormundung sich selbst in 
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der Gesellschaft entwickeln kann und sich in einem offenen, ko-
operativen und sozialen Feld zu bewegen lernt (vgl. Antliff 2007: 
248f.). 

Das Private ist politisch. Dieser Slogan des Feminismus ist weit 
verbreitet und bekannt. Und wie sieht es mit der Pädagogik aus? Pä-
dagogik und Erziehung sind ebenfalls ein Akt des Politischen (ebd.: 
255); ein Akt der möglichen Veränderung gesellschaftlicher (Na-
tur-)Verhältnisse. Das Ziel queeranarchistischer Pädagogik kann 
mit dem Begriff der „reflektierten Trotzigkeit“ (Foucault) sehr tref-
fend beschrieben werden. Mit dem Einnehmen einer kritischen Hal-
tung bzw. einer reflektierten Trotzigkeit vertieft man pädagogisch 
schon im frühen Alter das Wissen um gesellschaftliche und verge-
schlechtlichte Macht- und Herrschaftsverhältnisse: 

“By deepening our knowledge of ourselves and the world around us, 
sharing skills, and exchanging experiences in an egalitarian, non-
hierarchical setting free of prejudice, we challenge dis-empowering 
habits and broaden our awareness of alternatives to the inequalities 
of capitalist society” (AFS zit. in Antliff 2007: 255). 
Die Schärfung des Bewusstseins um gegenwärtige Krisenphäno-

mene der imperialen Lebensweise ermöglicht somit eine Kritik an 
den bestehenden Verhältnisse und kann als kognitive Landkarte ge-
sehen werden. Der Ausgangspunkt dieser Landkarte ist eine radika-
le Kritik, der Weg ist hingegen die Veränderung. Inwieweit jedoch 
ein Raum frei von Vorurteilen existiert bzw. geschaffen werden 
kann, darüber lässt sich streiten. 

Schul- und Bildungskritik als kognitive Landkarte
Für den Marxisten Louis Althusser (1977) sind Bildungseinrichtun-
gen (neben der Familie, der Religion, dem Rechtssystem usw.) ein 
Teil der ideologischen Staatsapparate. Sie sind eine der Grundvor-
aussetzungen für die Reproduktion der kapitalistischen Produkti-
onsverhältnisse. Für den Historiker Fernand Braudel (1983) ist Bil-
dung ein zentraler Faktor für die Verbreitung des kapitalistischen 
Systems, da sich ab dem 15. Jh. neue Berufsgruppen wie etwa Buch-
halter und Bankangestellte herausgebildet haben. Auch Intellektu-
elle wie Ivan Illich (1972) und Paulo Freire (1970) entwickelten eine 
ähnliche Kritik. Der Anarchist Colin Ward (1973) beschreibt – in 
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ähnlicher Manier der hier genannten Denker – die ideologischen 
Grundpfeiler des Bildungssystems. Für ihn besteht die soziale Funk-
tion von Pädagogik im Perpetuieren gesellschaftlicher Macht- und 
Herrschaftsverhältnisse oder kurz: Es geht um die Reproduktion der 
Gesellschaft bzw. des Sozialen. Bildung in diesem Sinne verbindet 
Ward historisch mit dem Protestantismus, dem modernen Staats-
wesen und nicht zuletzt mit dem Kapitalismus (vgl. Ward 1973). Ste-
ven Snow (2018) beschreibt den Zusammenhang von Ideologie und 
Bildung in seinem monumentalen Werk Bourgeois Ideology and 
Education. Subversion Through Pedagogy. Für ihn liegt die subver-
sive Kraft der Pädagogik in der meritokratischen Vorstellung von 
Gerechtigkeit. Das klassische liberale Motto, das man*frau auch von 
neoliberaler und konservative Seite oftmals hört, findet hier ein 
Echo: „Alle Menschen sind gleich. Man*frau ist seines eigenes Glü-
ckes Schmied. Jede*r kann es schaffen, man*frau muss nur hart ge-
nug dafür arbeiten.“ Schwer zu übersehen ist bei diesen meritokrati-
schen Phantasmen das systematische Ausblenden von bestehenden 
Macht- und Herrschaftsverhältnissen (vgl. Snow 2018: 41–63). An-
archistische Pädagogik ist in Summe als Gegenbewegung zu verste-
hen, da man*frau davon ausgeht, dass Bildung und Pädagogik in 
den Dienst von neu entstehenden Nationalstaaten (Nationalismus) 
gestellt wurden (Klemm 1991:7). Pädagogik wurde mit anderen 
Worten von Staat und Wirtschaft okkupiert und auf Werte funktio-
nalisiert und eingeschränkt, die jenseits emanzipatorischer Ziele im 
Interesse der „pädagogischen Subjekte“ stehen (Klemm 1991: 7). 

Queeranarchistische Positionen gehen zusätzlich zu dieser Kri-
tik noch auf die Dekonstruktion des binären und hierarchischen 
Lehrer-Schüler-Verhältnis ein. Queeranarchistische Pädagogik 
kann hierbei als eine ethische Praxis egalitärer sozialer Verhält-
nisse angesehen werden (Heckert/Shannon/Willis 2012: 19). Die 
Wissensvermittlung verläuft daher nicht in einem hierarchischen 
Raum von oben nach unten, sondern in einem kooperativen set-
ting. Das beginnt bei der Hinterfragung der hierarchischen und 
frontalen Sitzordnung, bei der die aktive Lehrkraft ganz vorne 
steht und spricht und bei der die Schüler*innen lediglich in die 
passive Zuhörerposition versetzt werden. Dieser simple Sachver-
halt ist von pädagogischer Relevanz, da die Form den Inhalt prägt. 
Die tägliche und stillschweigende Akzeptanz einer Obrigkeit wird 
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dadurch unterbrochen. In höheren Bildungseinrichtungen lässt 
sich darüber hinaus das neoliberale Konstrukt der Student*innen 
als Investor*innen in ihre eigene berufliche Zukunft dekonstruie-
ren, welche ihre Wissensaneignung kommodifizieren und den 
Marktverhältnissen anpassen (vgl. Osborne/Grant-Smith 2017: 
60f.). Unabhängig von der Schulstufe oder Bildungseinrichtung 
steht im Zentrum queeranarchistischer Pädagogik die Förderung 
von kritischem Denken in Bezug auf Selbstbewusstsein, Unabhän-
gigkeit, Selbstbestimmung und Freiheit (ebd.: 64). In Summe wird 
also ein kritischer Zugang zu Macht und Herrschaft, Hierarchien 
und dichotome Geschlechterverhältnisse übermittelt (ebd.). Nun 
möchte ich diese theoretische und abstrakte Ebene der Diskussion 
verlassen und auf einige real existierende bzw. historische Beispie-
le von antiautoritärer bzw. herrschaftskritischer Pädagogik einge-
hen – die durchaus als anarchistische Projekte mit queeren Ele-
menten verstanden werden können. 

Herrschaftskritische Pädagogik – einige Ansätze
Schon bei Pjotr Kropotkin (1842–1921) finden wir Vorschläge zur 
Konzeption von Schule und Unterricht. Sie beinhalten eine Ab-
kehr vom Zwang, der die Schüler*innen einem festen Lehrplan 
(Curriculum) unterwirft, und eine Hinwendung bzw. Akzentuie-
rung der lebendigen Erfahrung (Klemm 1991: 67). Nicht (nur) aus 
Büchern, sondern in der Natur bzw. an realen Beispielen sollen 
Kinder bzw. Stundent*innen lernen (ebd.). Nun möchte ich einige 
Ansätze und historische Beispiele solch einer anarchistischer Päd-
agogik skizzieren. 

Escuela moderna
Mit der „Escuela moderna“ von Barcelona (1901–1909) verwirk-
lichte Francisco Ferrer eine anarchistische Schule (Klemm 1991: 87). 
Beim Unterricht wurden Theorie und Praxis eng miteinander ver-
bunden. Jede wissenschaftliche Erkenntnis wurde durch anschauli-
che und praktische Experimente demonstriert. Es wurden große 
Fabriken, Bergwerke, elektrische Zentralen und bedeutende staatli-
che Einrichtungen besucht, um den Kindern den gesamtgesell-



149

schaftlichen Zusammenhang zu übermitteln (ebd: 88). Ein stumpfes 
Auswendiglernen – oder mit den Worten von Richard David Precht 
(2012) – ein „Bulimie-Lernen“ wurde vermieden. Geschichtlicher 
Kontext statt Jahreszahlen war das Motto. Zusammenhänge der ka-
pitalistischen Produktion verstehen und die Übermittlung von 
Prinzipien wie Solidarität und Egalität standen im Zentrum dieser 
Pädagogik (Klemm 1991: 88). Es gab weder Lohn noch Strafe, es gab 
dementsprechend auch keine Prüfungen und keine Zensuren (ebd.: 
89). Diese Lehr-/Lernmethode wurde zum Ausgangspunkt einer 
internationalen Bewegung und in zahlreichen Staaten rekonstruiert 
(Österreich, Dänemark, Griechenland, Schweden und u.a. Holland). 
1909 wurde Francisco Ferrer „als Aufständischer“ ohne Zeugen und 
Beweise von Franco hingerichtet. Doch seine Ideen beeinflussten 
zahlreiche libertäre Sozialist*innen und Anarchist*innen, wie wir 
im Folgenden noch sehen werden. 

Die freie weltliche Schule der Weimarer Anarchist*innen
In Anlehnung an Ferrer setzte sich zur Zeit der Münchner Rätere-
publik der „Sozialistische Bund“ von Gustav Landauer und Martin 
Buber für eine anarchistische Pädagogik ein (Klemm 1991: 138). 
Eine anarchosyndikalistische Orientierung charakterisierte diese 
Bildungsmethode. Die zentralen Leitprinzipien waren Selbstbe-
stimmung und Selbstverwaltung. „Werkstätiger Gemeinsinn“ ent-
falte sich in der „solidarischen Arbeitsgemeinschaft“ der Klasse als 
Ort praktischer sozialer Betätigung: Dort würden „Solidaritätsge-
fühl und alle sonstigen sozialen Tugenden“ erweckt, nämlich gegen-
seitiges Verständnis und gegenseitige Hilfsbereitschaft (Klemm 
1991: 138ff.).1 Es entwickelten sich 1922 verschiedene anarchistische 
Alternativschulen, z. B. die Thüringer „Schule der gegenseitigen 
Hilfe“ (Anspielung auf Kropotkins mutual aid), die aus einer genos-
senschaftlichen organisierten Siedlungsschule und einem Schulver-
lag bestand. Vom „Bund herrschaftsloser Sozialisten Österreichs“ 
wurden ähnliche Projekte anvisiert – jedoch ohne dauerhaften Er-
folg. Kleinere Experimente wie die „Bakuninhütte“ blieben eben-

1	 Hier sehen wir deutliche Ähnlichkeiten zu Ivan Illichs (1972) Pädagogik-
konzepte („Konvivialität“; „Entschulung der Gesellschaft“).
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falls ohne großen Erfolg. Diese Erfolgslosigkeit ist nicht zuletzt dem 
Aufkommen des Faschismus und Nationalsozialismus geschuldet.

Tolstoi-Farm 
In Bezugnahme auf einen der größten Schriftsteller und Anarchis-
ten, Leo Tolstoi, errichteten Gandhi und der Architekt Hermann 
Kallenbach eine Lebens- und Arbeitsgemeinschaft (Klemm 1991: 
174). Die Tolstoi-Farm unterschied sich von anderen alternativen 
Bildungseinrichtungen, da die Körperkultur und, damit verbunden, 
das Erlernen von Handwerksberufen und landwirtschaftliche Tätig-
keiten deutlichen Vorrang hatten. Somit stand die kommunitäre 
Selbstversorgung und Selbstverwaltung im Zentrum dieser pädago-
gischen Einrichtung. Am Beispiel der East India Company und des 
damit zusammenhängenden Kolonialismus veranschaulichte Gan-
dhi den systematischen Entfremdungsprozess von Arbeit zu jener 
Zeit. Anhand dessen wollte man*frau darüber hinaus den globalen 
Zusammenhang von Staat, Kapitalismus und Ausbeutung verdeut-
lichen. Die Philosophie Gandhis, nämlich eine vegetarische Ernäh-
rung, regelmäßige Meditation und ein Zustand der Harmonie mit 
der Natur, wurde u.a. durch Lesungen übermittelt. Von fünf Stun-
den Schulalltag wurden drei Stunden für handwerkliche Tätigkeiten 
und zwei für Musik, Zeichnen, Sprachen und sonstige Fächer (Ge-
schichte etc.) eingeplant. Kinder trafen sich jeden Sonntag in einem 
feierlich zelebrierten demokratischen Organ, wo Pflichten verteilt 
und „Minister“ gewählt, die Arbeitsprozesse der Woche zuvor kriti-
siert und das Budget für die kommende Woche eingeteilt wurden 
(Klemm 1991: 184). Dadurch sollten die Kinder lernen, sich selbst zu 
verwalten, ihre eigene Zukunft zu planen und somit Autonomie zu 
leben. 

Free School Movement – die antiautoritäre Summerhill 
Schule 
Auch bekannt als alternative schools movement ist die Free School 
Teil der Bildungsreform in den USA in den 1960er und 1970er 
Jahre. Dezentral organisiert und in Anlehnung an die antiautori-
tären „68er-Bewegung“ entstanden zahlreiche autonome Schulen. 
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Erich Fromm, Alexander Neill und weitere gesellschaftskritische 
Denker*innen beeinflussten diese Reformbewegung. Die Prämis-
sen dieses Ansatzes beruhen auf der Annahme, dass das Kind „von 
Natur aus gut“ sei und sich von selbst frei entfalten und entwickeln 
könne (Ludwig 1997: 17). Die Teilnahme am Unterricht ist freiwil-
lig und es besteht ein Verzicht auf Disziplinierungsmaßnahmen. 
Damit sollte ein negatives Konkurrenzdenken und Machtstreben 
verhindert werden. Im Vordergrund dieser Pädagogik steht die 
emotionale und kreative Entwicklung, die intellektuelle Förde-
rung ist von sekundärer Bedeutung. Selbstbestimmung und 
Selbstverwaltung sind die grundlegenden Kategorien der pädago-
gischen Struktur (ebd.: 18). Das Ziel ist die Vermeidung von sug-
gestiver Beeinflussung und Entfremdung. Die über 200 Regeln 
dieses Schulsystems werden in der Vollversammlung – in der 
wohlgemerkt die Kinder die Mehrheit bilden – beschlossen, korri-
giert und abgeschafft. Darüber hinaus gibt es eine Gewaltentei-
lung, bestehend aus einem Tribunal (vor das auch Lehrer*innen 
gestellt werden können), Ombudspersonen und einer Schüler*in-
nen-Aufsicht. Diese demokratischen Mechanismen stellen somit 
einen selbstregulativen Lern- und Lehrprozess da. 

Paideia bzw. Escuela Libre
Die Paideia Schule (vgl. Haworth 2012: 119ff.) wurde nach dem 
klassischen griechischen Konzept der zivilen Bildung benannt und 
hat zum Ziel, aktive und partizipative Bürger*innen zu schaffen. 
Es ging mit anderen Worten darum, die Bürger*innen auf eine di-
rekte bzw. Basisdemokratie vorzubereiten. Im Vordergrund der 
Paideia stand eine dynamische und proaktive Übung, die zur 
Schaffung eines egalitären Raumes des gegenseitigen Lernens bei-
tragen sollte: Kinder sollten sich nicht nur kollektiv organisieren, 
sondern auch in Kooperativen mitwirken und den Unterricht teil-
weise selbst gestalten. Die Übung bestand demnach in der Freiheit, 
sich selbst zu organisieren. Gemeinschaftliche Arbeit und wö-
chentliche Asambleas (demokratische Versammlungen) sollten ein 
Gefühl für Basisdemokratie, Selbstverwaltung und Verantwor-
tung liefern. Entscheidungen in der Versammlung sollten gemäß 
der anarchistischen Ethik im Konsens getroffen werden. Die zu 
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erzielende Freiheit ist eine Kant’sche Freiheit, bei der es um (haupt-
sächlich soziale) Verantwortung geht. Verantwortung wird nicht 
indoktriniert oder mittels Dogmen gelehrt, sondern durch sich 
ständig wiederholende Tätigkeiten und Aufgaben. Mit dem Prin-
zip des Open Classroom können Schüler*innen freiwillig am Un-
terricht teilnehmen und ihren eigenen Interessen nachgehen. Frei-
heit wird in diesem Sinne nicht nur als Verpflichtung kantianisch 
verstanden, sondern auch als aktiver Prozess, der ständig perpetu-
iert werden muss (vgl. Haworth 2012: 121). Acht bildungspoliti-
sche Grundsätze wurden formuliert: Bildung gegen die Abhängig-
keit von den Eltern; Privateigentum; Autoritätsgläubigkeit; Egois-
mus; Konkurrenzkampf der sozialen Klassen; Gewalt; Herrschaft; 
Konsumgläubigkeit. 

Anarchist Free Space and Free Skool (AFS) – 
heterotopische Räume des gegenseitigen Lernens 
Basierend auf Michel Foucaults Begriff der Heterotopie und basie-
rend auf den Gedanken des Anarchisten Peter Lamborn Wilson ent-
standen Begriffe und Konzepte wie „heterotopische Räume des Ler-
nens“ und „Infrastruktur der Gegenbewegung“ (vgl. Haworth 2012: 
125). 1999 entwickelten Künstler*innen ein Community Café in ei-
nem Migrant*innen- und Arbeiterviertel in Toronto. Dieses Café 
war nicht nur ein Ort, wo man*frau musiziert hat, sich über Kunst 
und Kultur ausgetauscht hat, sondern auch ein Ort, wo man*frau 
über Bücher reflektiert oder ganze Seminare besucht hat. Die Kom-
munikationskultur bestand aus deep listening (genaues, aktives, 
emotionales Zuhören), respektvollen Debatten und produktiven 
Meinungsverschiedenheiten. Über kollektive Versammlungen wur-
den Entscheidungen getroffen. Nach dem Do-It-Yourself (DIY) bzw. 
nach dem Do-It-Together (DIT) Prinzip wurden Veranstaltungen 
organisiert, Events geplant oder Demonstrationen veranstaltet. In 
diesen Räumen durfte jeder seine eigene Kreativität mit einbringen 
und konnte sich aktiv in das soziale Geschehen einbringen. Die Mit-
glieder mussten also gemeinsame Lösungen und kollektive Mittel 
für die Erreichung ihrer Ziele finden. Ohne autoritäre Figuren ver-
steht sich. Diese Art des solidarischen Lernens und der Überein-
kunft hatte eine große Anziehung auf das ärmere Arbeiterviertel in 
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Toronto. Nicht zuletzt kann diese Attraktivität durch Slogans wie 
„Anarchism doesn’t mean dirty dishes“ erklärt werden, die symboli-
sieren möchten, dass Armut kein Grund für Scham sein sollte und 
durch Solidarität überwunden werden kann. Ein weiterer Anzie-
hungspunkt vor allem für jüngere Menschen ist der „Karnevals-As-
pekt“ dieser Bewegung. Lebendige Diskussionen am Gang oder im 
Hof, Hardcore Musik, Alkohol und sonstiger Konsum, Rastafrisu-
ren oder Punk-Outfits – all das deutet auf den queeren (auch „other-
ness“) Moment dieser Bewegungen hin (vgl. Haworth 2012: 142). 

Conclusio
Eine unreflektierte Darstellung dieser Beispiele soll durch eine 
kurze Kritik entschärft werden. Eine Vollversammlung für die Ent-
scheidungsfindung ist zeitaufwendig. Macht und Herrschaft können 
auch in autonomen und anarchistischen Räumen ausgeübt werden 
und das neoliberale anything goes Prinzip schleicht sich durch die 
zwischenmenschliche Hintertür oftmals rein. Dennoch zeigen diese 
anarchistischen Beispiele der Pädagogik wie man*frau Subjekte jen-
seits der imperialen Lebens- und Denkweise emanzipieren kann. 
Die Gemeinsamkeiten liegen auf der Hand: Selbstbestimmung, Pra-
xen jenseits von autoritärer Bevormundung und Produktion jenseits 
von Entfremdung stehen im Vordergrund. Diese pädagogischen 
Ansätze sollen den Weg zur Basisdemokratie ebnen und Raum für 
eine Kritik und reflektierte Trotzigkeit ermöglichen. Ein neuer Ha-
bitus des aktiven und selbstbestimmten Bürgers soll inkorporiert 
werden. Dadurch wird nicht nur die imperiale Lebensweise kriti-
siert, sondern, viel wichtiger, eine Alternative angeboten. Leitlinien 
wie Solidarität, Selbstverwaltung, Egalität und Freiheit werden nicht 
dogmatisch unterrichtet, sondern im Alltag gelebt und geübt. Nicht 
auf ein Idealziel (Utopia) wird hingearbeitet, sondern im Moment 
des „Jetzt und Hier“ wird der gemeinschaftliche Fokus gelegt. Mit 
all diesen Elementen werden dichotome, hierarchisierende Ge-
schlechterverhältnisse sowie kapitalistische und staatliche Macht- 
und Herrschaftsverhältnisse strikt verneint. Queeranarchistische 
bzw. anarchistische Pädagogik ist per se eine Gegenbewegung zur 
imperialen Lebensweise und genuin herrschaftskritisch. 
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Vera Besse

KAUZ – Werkstatt für Klima, Arbeit und 
Zukunft

KAUZ – die Werkstatt für Klima, Arbeit und Zukunft ergründet, 
benennt und diskutiert, warum wir auf Kosten anderer leben und 
arbeiten, und wie wir ein gutes Leben für Alle erreichen können. 
Auf der Projektwebseite kauz-project.org werden verschiedenste 
Aspekte der imperialen und solidarischen Lebensweise gesammelt 
und vorgestellt. 

Um eine Verbindung zwischen dem polit-theoretischen, abstrak-
ten Konzept der imperialen Lebens- und Produktionsweise zur per-
sönlichen Lebenswelt zu schaffen, werden mit unterschiedlichsten 
Methoden zwei zentrale Fragestellung diskutiert: Welche Struktu-
ren zwingen uns – auch gegen unseren Willen – ausbeuterisch zu 
handeln? Und wie können wir eine Umgebung gestalten, um solida-
rische Lebensweisen zu unterstützen?

Kernanliegen ist, die Themen „Imperiale Lebensweise“ und „Just 
Transition“ für die Erwachsenenbildung aufzubereiten, zugänglich 
zu machen und damit das aktive Engagement für ein gutes Leben 
für Alle zu verbreitern. Da Lohnarbeit unsere derzeitige Lebenswei-
se entscheidend prägt, richten sich die Bildungsmaterialien vorran-
gig an Beschäftigte, mit dem langfristigen Ziel, die erarbeiteten For-
mate in der Weiterbildungslandschaft zu verankern. Konkret rich-
ten wir uns damit an Erwachsenenbildner*innen, die die KAUZ-
Materialien in ihren Kontexten anwenden können. Auch für die 
politische Bildung in der Oberstufe eignen sich die Bildungsmateri-
alien, um für Heranwachsende Lern- und Reflexionsräume zu schaf-
fen, den Status quo zu hinterfragen und Visionen für gesellschaftli-
che Alternativen und Experimente zu entwickeln.

Den Kern des Projekts stellt die Erarbeitung machtkritischer Bil-
dungsmaterialien dar, schwerpunktmäßig zur sozial-ökologischen 
Transformation der Arbeitswelt. Dabei entstehen Workshopkon-
zepte, die Multiplikator*innen nutzen können, die Podcastreihe 
KauzPod mit Good Practice-Beispielen und Expert*innengesprä-
chen sowie Social Media-Inhalte, die einen kurzen Lernmoment er-
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möglichen. Erklärvideos zur imperialen und solidarischen Lebens-
weise schaffen einen Einstieg in die Themen, auch wenn mensch 
noch kein Vorwissen hat. 

KAUZ will Bildungsräume gestalten, die emanzipatorische Lern-
prozesse ermöglichen. Um das derzeitige Leben auf Kosten anderer 
zu überwinden, muss an tief verinnerlichten Weltbildern und gesell-
schaftlichen Strukturen gerüttelt werden. Transformative Bildungs-
arbeit soll für diesen Prozess Lern- und Reflexionsräume anbieten, 
um die imperiale Lebensweise zu verlernen und es zu wagen, eine 
andere Welt zu denken.

In Österreich, Deutschland, Italien und Kroatien wird das Bil-
dungsprojekt von Erasmus+ gefördert, lebt aber auch vom ehren-
amtlichen Engagement des KAUZ Kollektivs.

https://kauz-project.org/
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Michael Sertl

Was ist im Schulunterricht brauchbar?
Kurzrezensionen

I.L.A. Kollektiv (2017): Auf Kosten anderer? Wie die imperiale Lebensweise 
ein gutes Leben für alle verhindert. München: Oekom, 120 S. (DIN-A4-
Format)

I.L.A. Kollektiv (2019): Das gute Leben für alle. Wege in die solidarische Le-
bensweise. München: Oekom, 124 S. (DIN-A4-Format)

I.L.A. Kollektiv + Periskop (Hrsg.) (2019): Von A wie Arbeit bis Z wie Zukunft. 
Arbeiten & Wirtschaften in der Klimakrise. 54 S. (Broschüre). https://kol-
lektiv-periskop.org/von-a-wie-arbeit-bis-z-wie-zukunft/. (Druckfassung 
gratis erhältlich.)

Armutskonferenz, Attac und Beigewum (Hrsg.) (2021): Klimasoziale Poli-
tik. Eine gerechte und emissionsfreie Gesellschaft gestalten. Wien: bahoe 
books, 250 S.

Rogenhofer, Katharina und Schlederer, Florian (2021): Ändert sich nichts, än-
dert sich alles. Warum wir jetzt für unseren Planeten kämpfen müssen. 
Wien: Zsolnay, 288 S. 

Gleich vorweg: Keine dieser Publikationen ist für den Schulunter-
richt geschrieben. Aber ich denke, alle außer der letzten sind bestens 
für den Unterricht in der Oberstufe und ganz sicher in der Leh-
rer:innenaus- und fortbildung und in ähnlichen Veranstaltungen 
zur politischen Bildung geeignet.1 

Mit der imperialen Lebensweise haben Brand/Wissen ein Kon-
zept vorgelegt, das sowohl als Analyseinstrument als auch als Anlei-
tung zur tätigen Veränderung gebraucht werden kann; kurz: von der 
imperialen zur solidarischen Lebensweise. Das ist der Hintergrund 
der beiden ersten Publikationen, sozusagen die Ausarbeitung dieses 
Zweischritts. Die jungen Leute, die dieses Projekt in Form einer 
Schreibwerkstatt betrieben haben, haben sich entschlossen, grund-
sätzlich nur als Kollektiv aufzutreten; die Autor:innen der einzelnen 
Kapitel bleiben anonym. Interessant finde ich, dass die Abkürzung 
I.L.A. im ersten Band für „Die imperiale Lebensweise: Ausbeu-

1	 Natürlich gibt es noch viel mehr Publikationen, die sich mit der sozialöko-
logischen Transformation beschäftigen. Für Österreich sei hier besonders 
BAOBAB erwähnt. (S. z. B. schulheft 178; S. 145ff.)
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tungsstrukturen im 21. Jahrhundert“ steht; im zweiten Band heißt es 
dann „Imperiale Lebensweise und solidarische Alternativen“. Man 
sieht den Perspektivenwechsel, der wohl auch erst im Zuge der 
Schreibwerkstatt-Sessions klarer geworden ist. 

Zum ersten Band: Neben der Einleitung, die die theoretischen 
Grundlagen darstellt, und einem historischen Abriss werden hier 
insgesamt sechs Themenbereiche genauer bearbeitet, meiner Mei-
nung nach sehr, sehr genau, und zwar in einer Reihenfolge, die ich 
überraschend und spannend finde: Digitalisierung, Sorge, Geld und 
Finanzen, Bildung und Wissen, Ernährung und Landwirtschaft, 
Mobilität. Geradezu herz- und geisterfrischend hab ich das Bil-
dungs- (und Wissenschafts-)kapitel gefunden! So ganz anders, als 
ich es als einer, der in der Bildungsszene zu Hause ist, gewohnt bin. 
Stichworte: Bildung als Ausbildung zur imperialen Lebensweise? 
Geographie als „Komplizenfach“ der IL; Bio-Piraterie usw. Un
bedingte Empfehlung: Jede:r angehende Lehrer:in sollte einmal so 
einen Text, der das ganze System gegen den Strich bürstet, gelesen 
haben.

Was auf den ersten Blick auffällig ist, ist das DIN-A4-Format und 
die zahlreichen Grafiken und Statistiken, die alle sehr anschaulich 
und eindrucksvoll sind. Bei Layout und Leser:innenfreundlichkeit 
hat man sich sehr viel angetan: Da gibt es „Infoboxen“ zu übergrei-
fenden Themen, die immer wieder vorkommen, z. B. „green econo-
my“ oder „Emissionshandel und Offsets“. Und es gibt ein Glossar 
mit den wichtigsten Fachausdrücken. Die Texte sind gut geschrie-
ben und man gewinnt den Eindruck, dass sie wirklich auf der Höhe 
der Zeit bzw. des wissenschaftlichen Kenntnisstandes sind. Also ich 
hätte keine Bedenken, diese Texte für Referate o.ä. an Schüler:innen 
oder Student:innen zu verteilen, auch wenn sie schon 2017 publiziert 
sind.

Noch elaborierter ist das Layout des zweiten Bands. Dieser Band 
besteht aus zwei Teilen: Teil eins liefert Prinzipien, Projekte und Prä-
missen der solidarischen Lebensweise, der zweite Teil zeigt Wege in 
die SL. (Nicht überraschend, dass dieser zweite Teil, in dem es um 
konkrete Schritte zur sozialökologischen Transformation geht, we-
sentlich dünner ausfällt.) Die Prinzipien, die das I.L.A. Kollektiv für 
diese Transformation vorschlägt, sind: Demokratisierung, Commo-
ning, ReProduktion, Dependenz und Suffizienz. Und für jedes die-
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ser Prinzipien hat das Kollektiv ein grafisches Symbol entwickelt, 
das in den anschließenden Texten sozusagen als Erinnerungshilfe 
verwendet wird. Die Texte sind nach Lebensbereichen gegliedert: 
Sorge, Ernährung und Landwirtschaft, Mobilität, Wohnen, Ge-
brauchsgüter und Energie. Auch hier wieder sehr hilfreiche Infobo-
xen, zahlreiche Grafiken und Statistiken und auch ein Glossar. 

Nach diesen beiden deutschen Publikationen jetzt zu drei öster-
reichischen Publikationen: Zuerst die interessante Zusammenarbeit 
von I.L.A. Kollektiv mit dem mir bis dato unbekannten kollektiv-
periskop.org zum Thema Arbeit und Wirtschaft. Auch hier steht 
eine Schreibwerkstatt dahinter, aus der schlussendlich das Projekt 
KAUZ entstanden ist. (s.w.v.) Diese hübsche, grafisch sehr gelungene 
Broschüre (bei der offensichtlich die AK mitfinanziert hat) mit ih-
ren Karikaturen von much und anderen lustigen Illustrationen hat 
mich zuerst dazu verleitet, diesen Text vielleicht schon ab der 4. 
Klasse Mittelstufe zu empfehlen. Aber da bin ich wahrscheinlich zu 
optimistisch angesichts der (fach)sprachlichen Herausforderungen, 
mit denen die Texte gespickt sind. Da ist viel von Dilemmata die 
Rede, von (metaphorischen) Zwickmühlen, von Neoliberalismus, 
Degrowth usw. usf. Aber wer es sich zutraut, wer solche sprachli-
chen Herausforderungen anzunehmen bereit ist, sollte es vielleicht 
auch einmal in einer 4. Klasse probieren. Der Fokus „Arbeit und Ge-
werkschaften im Zusammenhang mit Klimawandel“ ist hier auf je-
den Fall sehr gut aufbereitet. Und die Broschüre gibt es gratis. Also 
zu meiner Zeit hätte ich gleich einen Klassensatz bestellt … für Sup-
plierstunden!

Ganz aktuell ist die Publikation, die die Armutskonferenz, At-
tac und Beigewum gemeinsam herausgegeben und mit der sie ei-
nen neuen Begriff in Umlauf gebracht haben: klimasoziale Politik. 
Damit reagieren diese drei Organisationen und die beteiligten 
Wissenschafter:innen auf die oft resignativ formulierte Herausfor-
derung, wie denn die notwendige ökologische Transformation so-
zial „abgefedert“ werden soll. Es gibt ja genügend Stimmen, die da-
von reden, dass da gar nichts abzufedern ist, weil eine solche Ge-
genüberstellung, ökologisch vs. sozial, nur besagt, dass man auf 
einem Auge blind ist. Das ist so ungefähr der Ausgangspunkt die-
ser Publikation. Auch hier war ein kollektives Projekt der Aus-
gangspunkt, allerdings sind hier die Autor:innen der einzelnen 
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Artikel genannt. Das Buch enthält zwei Teile: Teil 1 behandelt die 
Klimakrise in Österreich; mit fünf kurzen, eindrucksvollen Über-
blicksdarstellungen aus veerschiedenen wissenschaftlichen Pers-
pektiven. Teil 2, Klimasoziale Politik, behandelt insgesamt 15 The-
menbereiche von Geschlechtergerechtigkeit, Armut  … über Er-
nährung, Wohnen … bis Industriepolitik und Finanzsystem. Alles 
sehr kurz gefasste Überblicksdarstellungen, aber jeweils auf dem 
aktuellen wissenschaftlichen Stand. Die Kapitel dieses Buches eig-
nen sich aus meiner Sicht bestens für (Kurz)referate in der Ober-
stufe oder in Uni und Lehrer:innenbildung.

Kleine inhaltliche Anmerkung: Bei einigen Artikeln hab ich 
mich schon sehr gewundert bzw. gefragt: Warum geht ihr in eurer 
Kritik nicht den einen Schritt weiter und nennt den Kapitalismus als 
Ursache dieser Entwicklungen? Da ist wirklich ein „Elefant im 
Raum“.2 Da werden aus meiner Sicht große Anstrengungen unter-
nommen, um das Wort „Kapitalismus“, und damit eine etwas radi-
kalere Stoßrichtung der Kritik, zu vermeiden. Der im Sinne der Ka-
pitalismuskritik offensivste Artikel ist interessanterweise der femi-
nistische Beitrag zu Geschlechtergerechtigkeit. 

Das Buch von Katharina Rogenhofer (und Florian Schlederer) ist 
ein ganz anderes Kaliber und eignet sich nicht wirklich als Unter-
richtsbehelf. Ich nehme es hier eher als Leseempfehlung für Interes-
sierte auf, schließlich ist K.R. die Sprecherin des Klimavolksbegeh-
rens und Mitbegründerin der Fridays for Future Österreich. Die 
Qualität dieses Buches sehe ich in der Verbindung von „harter“ 
sachlicher Information – K.R. belegt ihre wissenschaftliche Experti-
se an vielen Stellen mit beeindruckenden bzw. bedrohlichen Befun-
den – mit der Darstellung der eigenen emotionalen Betroffenheit, 
die hier zeitweise tragische Züge bekommt, als K.R.s Mutter wäh-
rend dieser Zeit mit einer schweren Krankheit im Spital zu kämpfen 
hat. Man kann dieses Buch auch als Dokument einer eindrucksvol-
len Politisierung lesen.

Gerade in dieser „weichen“ Seite sehe ich aber auch eine Gefahr 
bzw. Schwäche. K.R. schildert sehr eindringlich die Verbundenheit 
mit ihrer Familie. Zum Beispiel schildert sie, wie ihr Vater, der ih-

2	 Vgl. z. B. Philipp Chmel (2020): Der Elefant im Raum. Kapitalismus und 
Klimakrise. In: schulheft 178, S. 47ff.
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rem Engagement anfangs skeptisch gegenübergestanden ist, bei der 
ersten großen Freitagsdemo ganz gerührt am Straßenrand steht und 
ihr zu diesem Erfolg gratuliert. Man gewinnt den Eindruck, als sei 
die Familie das Fundament ihres Engagements, was sie in der Folge 
manchmal dazu verleitet, in diesem Familienidyll die Blaupause für 
das „gute Leben für Alle“ zu sehen. Da geht es immer wieder um 
Mama, Papa und Tochter; man ist verleitet, sich ein Häuschen im 
Grünen vorzustellen (und zuckt gleich zusammen: Geht nicht! Bo-
denversiegelung usw.). Ich denke, viele der hier vorgestellten Projek-
tionen in die Zukunft sind noch nicht ganz durchdacht und sind halt 
stark von Mittelschichtvorstellungen geprägt. Wenn man das Buch 
„Klimasoziale Politik“ dazu denkt, dann ist der Gewinn beim Lesen 
noch größer. Lesenswert und zeitweise richtig spannend ist das 
Buch auf jeden Fall. 
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Josef Baum, Ökonom und Geograf, Uni Wien. Schwerpunkte: Klima, Öko-
logie, Verteilung, Ökologische Ökonomie, China. Stadtrat in Purkersdorf, 
Obmann Verkehrs- und Regionalforum Waldviertel.

Vera Besse, Biologin, Erwachsenenbildnerin, Projektmanagerin und Voraus-
denkerin; ist in ihrer Lohnarbeit bei akaryon tätig und sorgt für mehr 
Nachhaltigkeit in Unternehmen. Bei KAUZ – Werkstatt für Klima, Arbeit 
und Zukunft – erstellt sie im Team Bildungsmaterialien für die sozial-
ökologische Transformation.

Ulrich Brand, Politikwissenschaftler, arbeitet an der Universität Wien und ist 
unter anderem Mitbegründer und Vorstandsmitglied von „Diskurs. Das 
Wissenschaftsnetz“, Arbeitsschwerpunkte: imperiale Lebensweise, inter-
nationale Umweltpoliitk, Lateinamerika und sozial-ökologische Trans-
formation.

Barbara Falkinger, Schulleiterin einer Mittelschule in Wien, Mediatorin, 
Lehrerin für Englisch und Geografie und Wirtschaftskunde aus dem 
Blickwinkel des Globalen Lernens. Mitherausgeberin der Schulhefte.

Marcus Fischer, Schriftsteller, Werbetexter. Gewinner beim fm4 Kurzge-
schichten-Wettbewerb „Wortlaut“. Zahlreiche Veröffentlichungen in Li-
teraturzeitschriften, im Herbst 2022 erscheint sein erster Roman „Die 
Rotte“.

Leo Xavier Gabriel, Politikwissenschaftler und politischer Aktivist. Mither-
ausgeber des Sammelbands „Zur imperialen Lebensweise“ (Mandelbaum 
Verlag, 2022).

Lorenz Glatz, pensionierter Lehrer für Latein und Griechisch, Redakteur 
bei „Streifzüge. Magazinierte Transformationslust“, aktiv bei www.so-
lawi.life, Mitglied bei den Solawi „gela Ochsenherz“ und „Ouvertura“, 
Autor von „Reisen zu verlorenen Nachbarn. Die Juden von Wiesmath“, 
Löcker 2017.

Stefanie Hürtgen, Wirtschaftsgeographin und Soziologin, associate professor 
an der Universität Salzburg und permanent fellow am Frankfurter Institut 
für Sozialforschung. Sie war lange Zeit in der politischen Erwachsenen-
bildung tätig und ist gewähltes Mitglied im wissenschaftlichen Beirat der 
Rosa Luxemburg Stiftung und im wissenschaftlichen Beirat des Matters-
burger Kreises für Entwicklungspolitik der Österreichischen Hochschu-
len.

Malte Kleinschmidt, lehrt und forscht im Institut für Didaktik der Demo-
kratie und dem Center for Inclusive Citizenship an der Leibniz Univer-
sität Hannover. Seine Dissertation zum Thema „Dekoloniale politische 
Bildung. Eine empirische Untersuchung von Lernendenvorstellungen 
zum postkolonialen Erbe“ steht als OpenAccess zur Verfügung. Seine 
Themenschwerpunkte innerhalb der Fachdisziplin der politischen Bil-
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dung sind Dekolonialität, Rassismuskritik, Globalisierung und Citi-
zenship Studies.

Julia Koll, studierte Sozialraumorientierte Soziale Arbeit, Internationale Ent-
wicklung und Germanistik in Wien. Beruflich beschäftigt sie sich mit den 
Themen Migration, Zusammenleben, Bildung und Nachhaltigkeit. Sie ist 
Mitgründerin der Initiative KAUZ – Werkstatt für Klima, Arbeit und Zu-
kunft – und des KauzPod, dem Podcast zu Klima, Arbeit und Zukunft.

Jutta Matysek, Sprecherin der BürgerInitiative „Rettet die Lobau – Natur statt 
Beton“, ein überparteilicher Verein, der sich seit 2003 gegen die geplanten 
Autobahnen im Nordosten von Wien und für umweltfreundliche Mobili-
tät und den Schutz der Lobau einsetzt.

Josef Mühlbauer, Politikwissenschaftler, Mitarbeiter des Varna Institute for 
Peace Research (VIPR); Arbeitsschwerpunkte: Queeranarchismus, Staats-
theorien und Degrowth. Mitherausgeber des Sammelbandes „Zur impe-
rialen Lebensweise“ (Mandelbaum Verlag, 2022).

Lilly Panholzer, Lehrerin für BE und Werken an einem Wiener Gymnasium, 
aktiv bei den Teachers for Future, findet, dass in der Schule und anderswo 
Kollapsbewusstsein und die Revolution für das Leben (noch) viel zu klein 
ist und fordert hiermit auf, dies zu ändern. Mentale Unterstützerin von 
#Lobaubleibt. 

Katharina Ritter, Juristin, Kuratorin und Autorin für Architektur. Seit 1994 
ist sie als Kuratorin und seit 2006 als Programmkoordinatorin für das Ar-
chitekturzentrum Wien tätig. 

Michael Sertl, ehemaliger Hauptschullehrer, Soziologe; Humanwissen-
schafter an der PH Wien (i.R.); Arbeitsschwerpunkte: Schule und soziale 
Ungleichheit; Soziologie der Schule und des Unterrichts. Mitherausgeber 
der Schulhefte.

Gerlind Weber, Studium der Soziologie, Rechtswissenschaften, Raumpla-
nung. 1991–2012 Universitätsprofessorin für Raumforschung und Raum-
planung an der Univ. für Bodenkultur. Lehrtätigkeit an zahlreichen 
Universitäten und Gastprofessur an ETH Zürich und Kyoto University. 
Heute freischaffende Raumwissenschafterin. Sie beschäftigt sich mit der 
nachhaltigen Entwicklung ländlicher Räume, schrumpfenden Regionen, 
Frauen am Land, Bodenpolitik, Ortskernrevitalisierung und den Raum-
wirkungen des demographischen Wandels. 

Christa Wichterich, feministische Soziologin mit den Schwerpunkten Gen-
der und Entwicklung, hat als Gastprofessorin für Geschlechterpolitik in 
Kassel, Wien und Basel unterrichtet. Arbeitet gleichzeitig als freiberuf-
liche Publizistin und Buchautorin. Arbeitsschwerpunkte: feministische 
Ökonomie und Ökologie, Care Arbeit, internationale feministische Be-
wegungen.

Markus Wissen, Politikwissenschaftler, lehrt und forscht an der Hochschule 
für Wirtschaft und Recht Berlin und am Institut für Gesellschaftsanalyse 
der Rosa Luxemburg Stiftung, Arbeitsschwerpunkte: imperiale Lebens-
weise, Arbeit und Ökologie, sozial-ökologische Transformation.



Nr.	 Titel	 Preis
107	 Mahlzeit? Ernährung	 € 10,90
108	 LehrerInnenbildung	 € 11,60
109	 Begabung	 € 11,60
110	 leben – lesen – erzählen	 € 11,60
111	 Auf dem Weg – Kunst-		

und Kulturvermittlung	 € 11,60
112	 Schwarz-blaues Reformsparen	 €   8,70
113	 Wa(h)re Bildung	 € 14,00
114	 Integration?	 € 14,00
115	 Roma und Sinti	 € 14,00
116	 Pädagogisierung 	 € 14,00
117	 Aufrüstung u. Sozialabbau 	 € 14,00
118	 Kontrollgesellschaft und Schule	 € 14,00
119	 Religiöser Fundamentalismus	 € 14,00
120	 2005 Revisited 	 € 14,00
121	 Erinnerungskultur – Mauthausen	 € 14,00
122	 Gendermainstreaming 	 € 14,00
123	 Soziale Ungleichheit 	 € 14,00
124	 Biologismus – Rassismus 	 € 14,00
125	 Verfrühpädagogisierung 	 € 14,00
126	 Leben am Rand	 € 14,00
127	 Führe mich sanft  

Beratung, Coaching & Co. 	 € 14,00
128	 Technik-weiblich!	 € 14,00
129	 Eine andere Erste Republik	 € 14,00
130	 Zur Kritik der neuen Lernformen	 € 14,00
131	 Alphabetisierung	 € 14,00 
132	 Sozialarbeit	 € 14,00
133	 Privatisierung des österr.	

Bildungssystems	 € 14,00
134	 Emanzipatorische	  

(Volks)Bildungskonzepte	 € 14,00
135	 Dazugehören oder nicht?	 € 14,00
136	 Bildungsqualität	 € 14,00
137	 Bildungspolitik in den	  

Gewerkschaften	 € 14,00
138	 Jugendarbeitslosigkeit	 € 14,00
139	 Uniland ist abgebrannt	 € 14,00
140	 Krisen und Kriege	 € 14,00
141	 Methodische Leckerbissen	 € 14,00
142	 Bourdieu	 € 14,00
143	 Schriftspracherwerb	 € 14,00
144	 LehrerInnenbildung	 € 14,00
145	 EU und Bildungspolitik	 € 14,00
146	 Problem Rechtschreibung	 € 14,00
147	 Jugendkultur	 € 14,00
148	 Lebenslanges Lernen	 € 14,00
149	 Basisbildung	 € 14,50
150	 Technische Bildung	 € 14,50
151	 Schulsprachen	 € 14,50
152	 Bildung und Emanzipation	 € 14,50

153	 Politische Bildung	 € 15,00
154	 Bildung und Ungleichheit	 € 15,00
155	 Elternsprechtag 	 € 15,00
156	 Weiterbildung?	 € 15,00
157	 Bildungsdünkel	 € 15,50
158	 Linke Positionen	 € 15,50
159	 Bildungsanlass Erster Weltkrieg	 € 15,50
160	 Das Ende der Schule	 € 15,50
161	 Österreich und der  

EU-Bildungsraum	 € 16,00
162	 Neue Mittelschule 	 € 16,00
163	 SchulRäume 	 € 16,00
164	 Demokratie	 € 16,50
165	 Strategien für Zwischenräume	 € 16,50
166	 Lehrer/innenhandeln wirkt	 € 16,50
167	 Widerstand	 € 16,50
168	 Bildungschancen FAIRteilen!	 € 16,50
169	 Reform des Kindergarten 	 € 17,00
170	 Praxis des Unterrichtens –  

Bildungstheoretische  
Auseinandersetzungen 	 € 17,00

171	 Lust – die vergessene Dimension  
der Pädagogik	 €.17,00

172	 Musikerziehung 	 € 17,00
173	 Engagement für Frieden 	 € 17,50
174	 Sonderpädagogik 	 € 17,50
175	 Kunst macht Schule 	 € 17,50
176	 Migration, Flucht und Bildung 	 € 17,50
177	 Schulautonomie 	 € 18,20
178	 Unser Haus brennt! 	 € 18,20
179	 Grätzl und Gentrifizierung – eine 

spannungsgeladene Ambivalenz	 € 18,20
180	 Mentor*innen – Theorie  

und Praxis	 € 18,20
181	 Aus Geschichte/n lernen.  

Funktionen von  
Geschichtspolitiken	 € 18,90

182	 Sexualität und Pädagogik 
Teil 1: Konzepte & Debatten	 € 18,90

183	 Sexualität und Pädagogik 
Teil 2: Zur praktischen Umsetzung  
von Sexualpädagogik	 € 18,90

184	 Mind the Gap	 € 18,90
185	 Schule. Macht. Angst.	 € 19,60

In Vorbereitung
187	 Theaterpädagogik	 € 19,60

LIEFERBARE TITEL



B
ez

ah
lte

 A
nz

ei
ge


	Editorial
	I. Diskussion des Konzepts
	Leo Xavier Gabriel
	Was ist die Imperiale Lebensweise? 
	Eine konzeptuelle Darstellung 


	Ulrich Brand und Markus Wissen
	Die Linke und die Imperiale Lebensweise

	Stefanie Hürtgen
	Das nördliche »Wir« gibt es nicht

	Ulrich Brand, Markus Wissen
	Zum Gebrauchswert des Begriffs

	Christa Wichterich
	Covid-19, Care und Kipppunkte imperialer Lebensweise 

	Jutta Matysek
	Lobau-Autobahn & Co: Das drohende Autobahngeschwür und seine Metastasen

	Gerlind Weber
	Verschandelt! Verschleudert! Verbaut! - Schluss mit dem Bodenfraß!

	Marcus Fischer
	Das 
	ganze 
	Grünland 
	ein Scheißhaus

	Katharina Ritter
	Lerne den Kapitalismus fürchten: Das Monopoly

	Josef Baum
	… ohne es zu merken
	Die unterschätzte Bedeutung der Werbung ab den Kindesjahren 


	Lorenz Glatz
	Gutes Essen für Alle – aber wie?

	III. Imperiale Lebensweise und Bildung
	Julia Koll
	„Ich bin halt so in diesen Klimawandel reingeboren“
	Jugendarbeit in der Klimakrise


	Lilly Panholzer
	Von Sturmmasken und anderen Verpflichtungen

	Malte Kleinschmidt
	Dekolonialität und Kritik der imperialen Lebensweise
	Überlegungen zur politischen Bildung


	Josef Mühlbauer
	Herrschaftskritische Pädagogik und Schulkritik.
	Eine (queer-)anarchistische Antwort auf die imperiale Lebensweise


	Vera Besse
	KAUZ - Werkstatt für Klima, Arbeit und Zukunft

	Michael Sertl
	Was ist im Schulunterricht brauchbar?
	Kurzrezensionen


	Autor*innen dieser Ausgabe

